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Zu den Bürgerschafts­
wahlen im Hamburg am 
19.9. tritt ein linkes 
Personenbündnis an

Bewegung ist in die Diskussion um die 
am 19.9.93 stattfindenden Bürger­
schaftswahlen in Hamburg gekommen. 
Die SPD. der Stimmenverluste voraus­
gesagt werden, hat in den letzten Wo­
chen vieles dafür getan, an einer großen 
Koalition zu arbeiten. Just an dem Wo­
chenende, da die Landesversammlung 
der GAL eine eindeutige Entscheidung 
für rot-grün vollzog, votierten alle Ham­
burger SPD-Bezirke für Scharping. Bür­
germeister Voscherau (SPD) fischt der­
weil im rechten Lager. Massiv fordert er 
internationale Kampfeinsätze der Bun­
deswehr. Und: Scheint einerseits die 
Abwicklung des drohenden Haushalts­
kollaps (bis zu 800 Mio. Defizit) über 
massiven Sozialabbau vorprogram­
miert, so wird er umgekehrt nicht müde, 
lautstark zu betonen: Polizei- und Si­
cherheilsorgane werden nach der Wahl 
nicht ab-, sondern ausgebaut. Eine re­
pressive Konzeption in einer Stadt, in 
der der Abstand zwischen arm und reich 
immer größer wird.

In Postwurfsendungen von REPS und 
DVU ist derweil zu lesen: „DVU wäh­
len, das schockt die Polit-Versager!“ 
und „Scheinasylanten und kriminelle 
Fremde müssen ausgewiesen werden — 
denken Sie auch an die Wohnungs- und 
Arbeitslosigkeit“.

Da schließt sich der Kreis zu Innen­
senator Hackmann (SPD), dessen Pech 
es ist, daß dieses Wählerpotential nicht 
darüber zufriedenzustellen ist, wenn er 

stolz verkündet: Hamburg habe die rigi­
deste Abschiebepraxis.

Die CDU. angeschlagen über das Ver­
fassungsgericht, setzt längst auf eine 
große Koalition. Ihre innere Verfassung 
läßt momentan mehr nicht zu. Ihr Ein­
stieg in den Wahlkampf ist eher defen­
siv.

Interessanter das Geschehen bei der 
GAL: Bei der Kandidatinnenkür setzten 
sich mehr linke Kandidatinnen durch, 
als in bezug auf die beschlossene Wahl­
plattform anzunehmen war. Allein die 
gewerkschaftlich orientierte Gruppe 
ZAS besetzt 6 der ersten 18 Listenplät- 
zc. Dieser Erfolg ist zugleich über ein 
Wahlprogramm erkauft (allerdings mit 
unerwartet hohem Erlös), das eher lyri­
sche denn politische Qualität besitzt, auf 
jede bezifferbare Forderung für soziale 
und ökologische Reformpolitik verzich­
tet. So wird die Zukunft der GAL, die 
sich zumindest programmatisch wieder 
als entmilitarisiert darstellt, mehr über 
solche Abgeordnete wie Martin 
Schmidt, Christa Sager und Winfried

Wahlen in Hamburg: 
PDS: Wir greifen ein!
Maier bestimmt sein, zu deren Ideologie 
Sozialabbau und Deregulierung genauso 
gehören wie der ungehemmte internatio­
nale Militäreinsatz der Bundeswehr.

Trotzdem gibt.es so etwas wie eine 
Sympathiewoge für rot-grün — auch von 
links. Nicht ableitbar aus dem, was GAL 
oder SPD inhaltlich erklären, aber aus 
folgenden Gründen: Mit REPS und 
DVU drohen — erstmalig in der jünge­
ren Geschichte Hamburgs — faschistoi­
de Parteien in die Bürgerschaft einzuzie­
hen — zahlreiche Menschen erhoffen 
sich über rot-grün ein Gegenklima. Vie­
le spüren, welche Qualität der Sozial­
kahlschlag gewinnen wird und erhoffen 
sich über die GAL eine Art Schadensbe­
grenzung. Genau diese Illusionen, die 
weder etwas mit der Realpolitik der SPD 
zu tun haben, noch eine realpolitische 
Grundlage in den Wahlaussagen der 
GAL finden, werden nun über einige 
(linke) Hamburger Gewerkschaftsfüh­
rer, wie ÖTV-Chef Rolf Fritsch, beför­
dert. Er erkennt die Gefahr der großen 
Koalition, hat deshalb schon jetzt über 
eine „Dissensliste“ Forderungen mar­
kiert und zum Gegenstand öffentlicher 
Debatte gemacht (Sozial- und Gesund­
heitswesen, Privatisierung und Aufga­
benkritik, sozialer Kahlschlag). Der in­
haltliche Salto-Mortale, aus dieser Dis­
sensliste dann „rot-grün“ zu schlußfol­
gern, ist zwar sachlich unbegründet, 
aber zugleich nicht ungeschickt. Nur der

15000 gegen 
Sivas-Massaker
Etwa 15000 Menschen 
protestierten am 10. Juli 
in Köln gegen das Massa­
ker türkisdnc^Funda- 
mentalisten in der (an der 
Grenze zwischen den tür­
kischen und kurdischen 
Gebieten gelegenen) 
Stadt Sivas (siehe auch 
S. 5). Aufgerufen hatten 
die alevitischen Gemein­
den in der BRD, eine 
moslemische Glaubens­
richtung, der viele der in 
Sivas ums Leben gekom­
menen Künstler angehö­
ren. Die Aktion wurde un­
terstützt von türkischen 
Linken, von ERNK und 
SPD. — (rül, Bild: af/mz)

öffentliche Diskurs — gerade auch mit 
der SPD — kann verhindern, daß die 
neue Regierung den Kahlschlag in tota­
ler Konfrontation zur Stadtgewerkschaft 
ÖTV und ohne geringste Rücksichtnah­
me auf sie durchsetzt. So ist es das SPD- 
Mitglied Fritsch, der Voscherau rot­
grüne Verhandlungen als methodischen 
Zwischenschritt aufzwingt, sich über 
diesen Diskurs — entsprechend heftige 
Angriffe aus der SPD folgten — auch für 
einen späteren Zeitpunkt ein wenig In- 
terventionsfahigkeit verspricht — ohne 
dabei in die Schwierigkeit zu kommen, 
der Logik einer an Kapitalverwertungs­
interessen orientierten Stadtentwick­
lungspolitik grundsätzlich zu widerspre­
chen. Aber Fritsch erreicht zumindest, 
daß seine Gewerkschaft politischen 
Druck auf die neue Regierung (SPD­
CDU) schon zu einem Zeitpunkt entwik- 
kelt, da diese noch nicht einmal besteht. 
Daß auch eine rot-grüne Regierung den­
selben Kahlschlag betreiben würde, in­
teressiert ihn aus seiner Sicht zunächst 
wenig. Inwieweit diese Strategie aufge­
hen kann, bleibt abzuwarten. Mit Re­
formpolitik hat dies alles freilich wenig 
zu tun. Für die politische Linke kann 
eine solche Salami-Taktik keine Per­
spektive bilden. Trotzdem demonstriert 
der Vorstoß des Gewerkschaftslinken 
Fritsch, wie auch ein anzutreffender, 
freilich unqualifizierterer Projektlobby­
ismus manches „Alternativprojektes“ 

(bis hin zur Hafenstraße) die ganze Viel­
schichtigkeit der Stimmungen in der 
Stadt.

26 Parteien und Wählervereinigungen 
haben sich bis zur Stunde beim Landes­
wahlamt angSmeldet. Auch darin drückt 
sich einiges aus. Markus Wegener — 
EX-CDU-Mitglied und Sieger des Pro­
zesses vor dem Verfassungsgericht — 
gründet gemeinsam mit Manfred Silber­
bach (SPD-Populist vom rechten Rand) 
und der EX-GAL’ierin Dagmar Pelzer 
die sogenannte STATT-Partei. Unter­
stützt durch die Medien, wird er SPD 
und CDU einige Prozente abjagen kön­
nen und zugleich berechtigten Frust und 
Ärger kanalisieren. Günter Zimt, St. 
Paulianer Szene-Fotograf, hat derweil 
die „Gemeinschaft der Nichtwähler“ 
gegründet. Er erhebt damit den drohen­
den Erdrutsch in der Wahlbeteiligung 
zum Programm. Es ist gegenwärtig 
schwer abzuschätzen, was hinter diesem 
Projekt steckt, welche Wirkung es auf 
mögliche Wahlboykotteure von links 
haben kann, denn Gründungsvater Zimt 
hält sich ziemlich bedeckt, ist für Kriti­
kerinnen aus der Linken derzeit schlicht 
nicht erreichbar. Zu befürchten steht, 
daß hier die Herausbildung emanzipato­
rischer Bezüge eher behindert wird, 
wenn die berechtigte Kritik am bürger­
lich-parlamentarischen System so unpo-

Fortsetzung Seite 2 unten

Mitgliederverluste 
der Gewerkschaften
Die im DGB organisierten Gewerk­
schaften haben 1992 785000 Mitglieder 
verloren. Die stärksten Verluste mußten 
die Gewerkschaften in den Ost-Bundes­
ländern hinnehmen. Hier verloren sie 
insgesamt 766000 Mitglieder, das ent­
spricht einem Rückgang um fast ein 
Fünftel. Ein großer Teil der Verluste er­
klärt sich durch die anhaltende Zerstö­
rung der Industrie im Osten. So verlor 
beispielsweise die Gewerkschaft Textil- 
Bekleidung 43,5 Prozent ihrer Mitglie­
der, im wesentlichen durch die Vernich­
tung fast der gesamten Ost-Textil- und 
Bekleidungsindustrie. Die ÖTV gewann 
im Westen 60000 Mitglieder, im Osten 
verlor sie 83000. Nach Geschlechtern 
nahm im Westen die Zahl der weiblichen 
Mitglieder weiter zu, wahrscheinlich 
eine Folge der weiter zunehmenden 
Lohnarbeit von Frauen. — (rül)

Schlesiertreffen 
Faschistische Hetze
Faschistische Gruppen, darunter die 
„Jungen Nationaldemokraten“, haben 
am 11. Juli das Treffen des revanchisti­
schen „Schlesierverbandes“ in Nürn­
berg zu faschistischer Hetze gegen die 
polnische Grenze genutzt. CSU-Spre- 
cher Glos wurde 20 Minuten lang nie­
dergeschrien, faschistische Flugblätter 
verteilt. Zuvor hatte der Bundesvorsit­
zende der „Schlesier“, Hupka, die Fa­
schisten durch Bekräftigung der revan­
chistischen Ansprüche der „Lands­
mannschaft“ auf polnisches Gebiet er­
muntert: Schlesien sei „Ostdeutsch­
land“, Deutschland bestehe „für alle 
Zeiten“ auch aus „Ostdeutschland“. 
Die „Schlesier“ erhalten öffentliche Fi­
nanzhilfe. — (rül)

Von Weizsäcker in Estland 
-als „Vermittler“?
Letztes Wochenende traf Bundespräsi­
dent von Weizsäcker zu einem Staatsbe­
such in Estland ein. Die Regierung Est­
lands steht international und im Inland 
unter Druck. Das Parlament hat ein 
Staatsbürgerschaftsgesetz verabschie­
det, daß etwa 500000 russisch-sprachi­
ge Bewohner, etwa ein Drittel der Be­
völkerung, zu „Ausländern“ erklärt. 
Außerdem enthält das Gesetz eine Klau­
sel, wonach jedem, der „den nationalen 
Interessen oder dem internationalen An­
sehen“ Estlands schadet, die Staatsbür­
gerschaft entzogen werden kann — eine 
Klausel, die starke Ähnlichkeiten mit 
der Ausbürgerungspraxis des deutschen 
Faschismus gegenüber Juden, Roma 
und Sinti, Kommunisten usw. hat. So­
wohl die russische Republik wie Vertre­
ter des Europarats haben dagegen prote­
stiert. Weizsäcker forderte: Die russi­
schen Truppen sollten abziehen. — (rül)

Postvertriebsstück G 7756 D 
Gebühr bezahlt

General Naumanns Kurdenjagd
Generalinspekteur erklärt türkischen Militärterror „völlig legitim“

GNN GmbH, Postfach 260226,50515 Köln

Der Generalinspekteur der Bundeswehr, 
Klaus Naumann, hat nach einem Besuch 
beim türkischen Armeechef Dogan Gü- 
res in Ankara am 7. Juli den Terrorkrieg 
der türkischen Armee mit deutschen 
Waffen gegen das kurdische Volk als 
„völlig legitim“ bezeichnet.

Wörtlich sagte der Generalinspekteur 
gegenüber dpa: „Ich möchte nicht 
wissen, nach welchen Vergeltungsmaß­
nahmen in unserem Land geschrien wür­
de, wenn in unserem Land 35 unbewaff­
nete Soldaten in einem Bus abgemetzelt 
werden. Wenn die PKK-Kämpfer über 
die Grenzen kommen und Frauen und 
Kindern in den Dörfern umbringen, was 
soll denn ein Staat anderes tun, als dage­
gen seine Streitkräfte einzusetzen? Daß 
ein Staat sich dagegen zur Wehr setzt, 
halte ich für völlig legitim.“ Sodann for­
derte der Generalinspekteur deutsche 
Touristen auf, sich durch den Bomben­
anschlag von Antalya nicht „nervös ma­
chen“ zu lassen. Die Türkei werde sie 
auch künftig schützen. Das Bundesver­
teidigungsministerium hat noch am glei­

chen Tag die Erklärung Naumanns ab­
zuschwächen versucht, indem es erklär­
te, der General sei „verkürzt und im fal­
schen Zusammenhang“ zitiert worden. 
Wörtlich wird in der Pressemitteilung 
des Ministeriums behauptet, der Gene­
ralinspekteur habe „zu einer Frage nach 
dem Einsatz der aus Deutschland gelie­
ferten Waffen gegen die PKK gegenüber 
dpa auf die Erklärung der Bundesregie­
rung hin(gewiesen), daß diese Waffen 
nicht gegen die Kurden eingesetzt wer­
den dürfen.“

Das Gegenteil ist richtig. Der Gene­
ralinspekteur hat den türkischen Militär­
terror gegen die Kurden ausdrücklich 
gerechtfertigt — ohne dafür in irgend­
einer Weise gemaßregelt zu werden. 
Abgeordnete der SPD, der FDP und der 
CDU haben Naumann vorgeworfen, er 
dürfe sich als Generalinspekteur „nicht 
in politische Fragen einmischen“. Auch 
das scheint ohne Folgen zu bleiben. So 
unverhüllt haben sich in der Geschichte 
des deutschen Imperialismus deutsche 
Generäle bisher nur direkt zu Kriegs­

zeiten in die Außenpolitik eingemischt.
Die Affäre Naumann dokumentiert 

erneut, in welchem Maße die deutsche 
Generalität und Regierung den Terror­
krieg des türkischen Militärs gegen das 
kurdische Volk als ihr eigenes Anliegen 
behandeln. Die Äußerungen Naumanns 
sind ein weiterer Beweis, daß die Bun­
desregierung sich vollständig darüber 
klar ist, daß die deutschen Waffen an die 
Türkei für den Krieg gegen das kurdi­
sche Volk eingesetzt werden.

Die Strafanzeige, die kurdische und 
deutsche Organisationen gegen die Bun­
desregierung wegen Unterstützung des 
Völkermords am kurdischen Volk ein­
gereicht haben, richtet sich genau gegen 
diese verbrecherische Politik. Sie ver­
dient nach den Äußerungen des General­
inspekteurs breitere Unterstützung. 
Ebenso wird es höchste Zeit, den Protest 
gegen die Waffenhilfe der BRD an die 
Türkei zu verstärken. Die Aktionen, die 
zum Antikriegstag vorbereitet werden, 
können dafür genutzt werden.
Quelle: Kurdistan-Rundbrief 15 /93 — (rül)

Solingen: Beschwerde 
gegen Bundesanwaltschalt
Mehrere Personen und Organisationen 
aus NRW, darunter ein Vertreter der 
Landeskonferenz antifaschistischer In­
itiativen und Organisationen, der Lan­
desvorsitzende der VVN-BdA, Abge­
ordnete der Grünen, ein ÖTV-Gewerk- 
schaftssekretär aus Solingen und Vertre­
terinnen des „Solinger Appell“ und des 
„Solinger Bündnis gegen Rassismus und 
Faschismus“, haben beim Bundesjustiz­
ministerium Dienstaufsichtsbeschwerde 
gegen Generalbundesanwalt von Stahl 
eingelegt. Die Bundesanwaltschaft 
„vernachlässigt ... in grober Weise die 
Untersuchung der Frage des Zusam­
menhangs der Verhafteten (des Solinger 
Brandanschlags vor einigen Wochen, d. 
Red.) mit neofaschistischen Organisa­
tionen. Dadurch werden mögliche 
Drahtzieher des Verbrechens und wich­
tige Tatgründe gedeckt.“ Nachdem die 
Kläger zahlreiche Hinweise auf faschi­
stische Drahtzieher des Anschlags auf­
gelistet haben, folgern sie: „Nach unse­
rer Ansicht machen diese Hinweise 
deutlich, daß die vier Verhafteten keine 
,Einzeltäter* waren“ und fragen: „Wa­
rum prüft die Bundesanwaltschaft ... 
nicht auch die Anwendung des §220a 
StGB (Völkermord)...?“ — (rül)

gibt.es
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Aktuell in Bonn

Teure Bundeswehr-Verkleinerung
Die Bundesregierung läßt sich die Ver­
kleinerung der Bundeswehr viel kosten. 
Allein für die damit verbundene Verjün­
gung des Offiziers- und Unteroffiziers­
korps’ (Ziel: jüngere und damit kriegs­
tauglichere „Führungskräfte“) durch 
Frühpensionierungen — bis Ende 1994 
sollen ca. 3000 Unteroffiziere und 3710 
Offiziere frühpensioniert werden — sind 
1992 76,6 Millionen DM geplant — für 
Abfindungen, Umschulungen, Pensio­
nen usw. 1994 sollen diese Zahlungen 
auf die Rekordhöhe von 313,6 Millionen 
DM steigen, bis zum Jahr 2001 dann 
wieder auf 5 Millionen DM im Jahr sin­
ken. Zusammen kostet das Programm 
der Verabschiedung dieser „in Saft und 
Kraft stehenden Spezialisten“ (so der 
SPD-Abgeordnete Wallow) ca. 1 Mil­
liarde DM.

Geldwäschegesetz: Totalitärer Zugriff
Der Bundesrat hat auf seiner letzten Sit­
zung vor der Sommerpause am 9. Juli 
das sogenannte „Geld Wäschegesetz“ 
gestoppt. Das Gesetz soll angeblich 
„kriminelle Geldbewegungen“, etwa 
von Drogenhändlern, aufspüren helfen 
und so die Beschlagnahme der Gelder 
erleichtern. Dazu wird eine extreme 
staatliche Kontrolle über Geldbewegun­
gen eingeführt. Die Banken müssen • 
Geldtransaktionen ab 25000 DM mel­
den, lediglich bei Anwälten, Steuerbera­
tern und Wirtschaftsprüfern, bei denen 
nach Standesrecht Vertraulichkeit gilt, 
entfällt die Meldung. Die SPD will diese 
Klausel aufheben und bereits Bewegun­
gen ab 15000 DM erfassen. Die FDP 
sträubt sich noch, die CDU ist eher für 
die SPD-Wünsche. Ergebnis einer sol­
chen „großen Koalition“ wäre eine bei­
nahe kriegswirtschaftliche, totalitäre 
Staatskontrolle über alle Geldbewegun­
gen.

Schengen-Vereinbarung
Auf ihrer Sitzung in Madrid haben die 
für Polizei und Geheimdienste verant­
wortlichen Minister Frankreichs, der 
Benelux-Staaten, der BRD, Italiens, 
Spaniens, Portugals und Griechenlands 
am 30. Juni festgestellt, daß das erwei­
terte „Schengener Abkommen“ am 1. 
Dezember in Kraft treten kann. Die 
Maßnahmen zur gemeinsamen Kontrol­
le der Außengrenzen, zur gemeinsamen 
Visa- und Flüchtlingspolitik und zur 
Kontrolle des Flugverkehrs von Perso­
nen sowie der EG-weite polizeiliche In­
formationsverbund seien dann weitge­
hend abgeschlossen. Jetzt hat Frank­
reich die Präsidentschaft im Schen­
gen-Verbund. Ab 1.1.94 übernimmt 
dann die BRD die Präsidentschaft.

AZO-Novelle brutal
Bundesregierung und Kapitalisten wol­
len ihre Anstrengungen zur Verlänge­
rung der Arbeitszeiten der Lohnabhän­
gigen verstärken. Das ist das Ergebnis 
eines Treffens zwischen Bundeskanzler 
Kohl und BDI-Chef Tyll Necker am 5. 

Mit Verlusten an Stimmen und Sitzen in den Selbstverwaltungsorganen der Sozial­
versicherungen für gewerkschaftliche Listen haben die diesjährigen Sozialwahlen 
geendet. Nach ersten Berichten verlor insbesondere die DAG zahlreiche Sitze und 
Stimmen. So erreichte die DAG bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
(BfA) nur noch 6,55% der Stimmen und statt bisher vier nur noch zwei Sitze. Bisher 
stellte die DAG bei der BfA den stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden. Der DGB 
verlor zwei seiner bisher acht Sitze und hält jetzt nur noch 6 der 30 Versicherten-Sitze 
bei der BfA. Die übrigen Sitze fielen an „Versichertengemeinschaften“. Bei den 
sieben großen Ersatz-Krankenkassen stellen der DGB und die DGB-Gewerkschaften 
50 (bisher 51) Sitze, die DAG verlor acht ihrer bisher 20 Mandate, während 

■„Mitgliedervereinigungen“ 194 Sitze errangen (bisher 162 Sitze). (Bild: af/mz)

Juli. In der gemeinsamen Presseerklä­
rung heißt es: „Bundeskanzler Dr. Kohl 
kündigte an, daß mit dem neuen Arbeits­
zeitgesetz der Rahmen für die Flexibili­
tät bei der Gestaltung der wöchentlichen 
Arbeitszeit deutlich ausgeweitet werde. 
Damit würden die Voraussetzungen für 
flexiblere Arbeitszeiten und längere 
Maschinenlaufzeiten in Deutschland er­
heblich verbessert. Er appellierte an die 
Wirtschaft, diesen Rahmen auch in Ta­
rif- und Betriebsvereinbarungen voll 
auszuschöpfen.“

DGB: Proteste gegen Karenztage
Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat 
Proteste gegen die von der Bundesregie­
rung und den Kapitalisten geplanten 
„Karenztage“ in der Lohnfortzahlung 
angekündigt. Ende Juni hatte das Bun­
deskabinett den entsprechenden Gesetz­
entwurf zur Pflegeversicherung verab­
schiedet. DGB-Vorsitzender Meyer 
kündigte nun am 7. Juni an, ab Septem­
ber werde der DGB und seine Einzelge­
werkschaften Proteste „insbesondere 
während der Arbeitszeit“ gegen diese 
Pläne organisieren. Notfalls werde man 
mit bundesweiten Streiks zurücker­
kämpfen, was in den 50er Jahren gewon­
nen wurde. Die geplante Einführung der 
Karenztage sei „das Einfallstor für einen 
zentralen Angriff auf den Sozialstaat“.

Klage gegen Junkerhilfe
Die brandenburgische Landesregierung 
will die Bundesregierung wegen der be­
vorzugten Rückgabe von Grund und Bo­
den an ehemalige Junker und ähnliche 
„Altbesitzer“ vor dem Bundesverfas­
sungsgericht verklagen. Ziel sei, eine 
„verfassungsmäßige Mitwirkung“ des 
Landes an der Land vergäbe zu erreichen 
und örtliche Landerwerber gleichzustel­
len mit ;,Alteignern“. Die Klage richtet 
sich u.a. gegen das berüchtigte „Bohl“- 
Papier, das eine Arbeitsgruppe unter 
dem Kanzleramtchef 1992 verabschie­
det hatte und das „Alteigner“ bevor­
zugt. Allein in Brandenburg gehe es da­
bei um 400000 Hektar landwirtschaftli­
che Fläche und 300000 Hektar Wald.

Illegale BND-Waffengeschäfte
Der Bundesnachrichtendienst soll wäh­
rend der Amtszeit des jetzigen Außen­
ministers Kinkel als BND-Chef in den 
80er Jahren während des irakisch-irani­
schen Krieges beide Kriegsparteien 
rechtswidrig mit Waffen beliefert und 
dabei notorisch das Außenwirtschafts­
recht verletzt haben. Das berichtete am
6. Juli das ZDF-Magazin „Frontal“, 
untermauert mit Zeugen und Dokumen­
ten. Regierungssprecher Schäfer de­
mentierte sofort.

Was kommt demnächst?
Am 15. Juli, zwei Tage nach dem 
Beschluß des Bundeskabinetts über die 
Grundzüge des Bundeshaushalts 1994, 
tagt in Frankfurt der Zentralbankrat der 
Bundesbank. Am 18. Juli sind in Japan 
Unterhauswahlen. Bundestag und Bun­
desrat sind in der Sommerpause. Am 6. 
September soll der Bundestag seine Be­
ratungen wieder aufnehmen, am 24. 
September ist die nächste Sitzung des 
Bundesrats angesetzt.

Wilfried Telkämper (Md EP, Grüne) zur 
Verfassungsklage gegen Maastricht
Anfang Juli beriet das Bundesverfas­
sungsgericht in mündlicher Anhörung 
mehrere Klagen gegen die Maastrichter 
EG-Verträge. Zur Anhörung zugelassen 
waren u.a. die Klagen des FDP-Politi- 
kers Brunner und der vier Abgeordneten 
der Grünen im Europaparlament. Einer 
der vier Abgeordneten, Wilfried Tel­
kämper aus Freiburg, erklärte nach den 
Verhandlungen, er rechne nicht damit, 
daß der Vertrag gekippt werde. Aber es 
könne sein, daß die Richter sagen, „so 
geht das nicht weiter“, und Auflagen für 
die künftige EG-Politik der Regierung 
erließen. Die Klage der Grünen kritisiert 
nicht das Ziel einer europäischen Groß­
raum-Marktwirtschaft, auch nicht die 
mit dieser kontinentalen Großraum- 
Wirtschaft der großen Konzerne verbun­
denen sozialen Folgen für die Lohnab­
hängigen in Europa. Sie lehnt auch die 
Bildung eines — mit Gewaltorganen 
nach innen und außen ausgerüsteten — 
EG-Staates nicht grundsätzlich ab. Sie 
formuliert aber Kritik gegen die Beseiti­
gung fundamentaler politischer Rechte 
und demokratischer Grundsätze, die 
damit einhergeht. — (rül)

„Ziel ist ein kräftiger Demokratisie­
rungsschub für Europa“
„Ein kräftiger Demokratisierungs­
schub“ für den europäischen Einigungs­
prozeß ist das Ziel, das die vier Abge­
ordneten der GRÜNEN im Europa-Par­
lament mit ihrer Verfassungsbeschwer­
de gegen den Vertrag von Maastricht 
verfolgen ... Kurz nach der Verab­
schiedung der Verträge von Maastricht 
im Bundestag und Bundesrat hatten die 
GRÜNEN-Europaabgeordneten Wil­
fried Telkämper, Hiltrud Breyer,' Clau­
dia Roth und Friedrich-Wilhelm Graefe 
zu Baringdorf im Dezember 1992 mit 
einer Verfassungsbeschwerde den Rati­
fizierungsprozeß der Verträge über die 
geplante Europäische Union und die 
Wirtschafts- und Währungsunion zu­
nächst gestoppt. Dreh- und Angelpunkt 
der GRÜNEN Kritik an dem Maastrich­
ter Vertragswerk ist das Demokraüede- 
fizit der EG. „Wir sagen Ja zu einem ge­
samteuropäischen Einigungsprozeß, 
aber dieses Europa muß entschieden 
demokratisch organisiert sein,“ so Wil­
fried Telkämper, der Initiator der Ver­
fassungsbeschwerde ... Die EG leide 
zunehmend unter Zentralisierungs- und 
Entdemokratisierungstendenzen ...

Fortsetzung von Seite 1:
Wahlen in Hamburg ...

litisch und ohne inhaltliche Positionie­
rungen manifest wird („Vielleicht kön­
nen wir verhindern, daß Protestwähler 
für die Republikaner stimmen.“)

Die Lage ist kompliziert. Dies war der 
Grund, weshalb die PDS/Linke Liste, 
in Hamburg mit rund 200 Mitgliedern 
und Förderern durchaus an eine kriti­
sche Größe gelangt, in 3 Landesver­
sammlungen, in 2 öffentlichen Veran­
staltungen mit Mitgliedern aus 12 Grup­
pen der politischen Linken, in Briefen, 
Umfragen etc. — trotz des Termin­
drucks — zunächst alle Kraft darauf kon­
zentrierte, in öffentlichem Dialog und in 
Bezugnahme auf die realen Stimmungen 
und Bewegungen in der Stadt, linke Ein­
griffsformen gründlicher abzuleiten. 
Zwei Varianten standen am Anfang: 
Eine offene Liste der PDS/LL oder ein 
offenes linkes Wahlbündnis. Weitere 
Prämissen bestimmten die Diskussion: 
Im Mittelpunkt einer Wahlbeteiligung 
von links müßte eine politische Platt­
form stehen,<die die politische Kritik 
INHALTLICH bündelt, eigene Positio­
nen in den Mittelpunkt rückt; der aktive 
Streit auf der Straße und ein Beitrag ge­
genüber faschistoider Formierung sollte 
befördert werden; nur im gemeinsamen 
Handeln unterschiedlicher Gruppen, 
Konkurrenzkandidaturen möglichst ver­
meidend, wird etwas zu bewegen sein.

Die Diskussion um eine offene Liste 
der PDS wurde über mehrere Faktoren 
erschwert. Erstens beginnt nun mit 
Hamburg das gesamte Wahlmarathon 
93/94. Ein enormer Erfolgsdruck wäre 
gerade bei einer PDS-Kandidatur gege­
ben. Zweitens wurde die Hamburger 
Diskussion auch über bundespolitische 
(Ausgrenzungs- und Eingrenzungs-) 
Debatten belastet. Der Parteivorstand 
der PDS beschloß zum Beispiel, dem 
Hamburger Landesverband zu empfeh­
len, auf jedwede Form der Kandidatur­

Nach Einschätzung der GRÜNEN 
wird durch die Maastrichter Verträge 
ohne ausreichende verfassungsrechtli­
che Grundlage in die demokratische 
Struktur der Bundesrepublik eingegrif­
fen. Bei der Übertragung von Hoheits­
rechten und Kompetenzen des Bundesta­
ges auf den EG-Ministerrat wird das 
Gewaltenteilungsprinzip verletzt und 
gehen demokratische Kontrollrechte des 
Parlamentes verloren. „... Deshalb 
müssen die mit Maastricht verbundenen 
fundamentalen Eingriffe in das Gefüge 
des Grundgesetzes dem Volk im Wege 
einer Volksabstimmung zur Entschei­
dung vorgelegt werden“. ... Die GRÜ­
NEN Beschwerdeführerinnen wiesen 
auch daraufhin, daß sie sich in ihrer Be­
gründung ganz wesentlich von den Ver­
fassungsbeschwerden nationaler und na­
tionalistischer Gruppen und Persönlich­
keiten unterscheiden. Den QRÜNEN 
gehe es um eine dauerhafte europäische 
Verankerung menschenrechtlicher Prin­
zipien und elementarer Grundsätze der 
parlamentarischen Demokratie und 
nicht um die Erhaltung nationaler Werte 
oder Entscheidungskompetenzen ...
aus: Pressemitteilung der vier Abgeordneten 
vom 30.6.93

Aus der Stellungnahme von W. Tel­
kämper bei der Anhörung vor dem 
Verfassungsgericht in Karlsruhe 
... Wir sind nicht Mitglieder eines Par­
lamentes, das seine Regierung wählen 
und wirksam kontrollieren, das Geset­
zesinitiativen einleiten und das parla­
mentarische „Königsrecht“, die Ent­
scheidung über den gesamten Haushalt, 
ausüben darf, sondern wir sind eine 
weitgehend machtlose parlamentarische 
Versammlung direkt gewählter Abge­
ordneter mit. äußerst beschränkten Ge- 
staltungs- und Kontrollrechten. Dies 
wird prinzipiell auch nach Maastricht so 
bleiben: Trotz geringer Kompetenzzu­
wächse des Europäischen Parlaments 
und neuer Entscheidungsverfahren än­
dert sich an der fundamentalen Verlet- 
zung des demokratischen Prinzips der 
Gewaltenteilung nichts. Die europäi­
sche Gesetzgebung liegt weiterhin im 
wesentlichen in den Händen des EG-Mi- 
nisterrats und der EG-Kommission ... 
Wir haben den Punkt erreicht, wo die 
Quantität vieler kleiner Integrations­
schritte in eine neue — politische wie 
staatsrechtliche — Qualität umschlägt.

beteiligung zu verzichten. Drittens 
konnten organisationspolitische Animo­
sitäten in der Kürze der Zeit nicht voll 
ausgeräumt werden. Eine offene Liste 
der PDS wäre deshalb gefährdet gewe­
sen, „unter Wert“ abzuschneiden. Und 
dieses Ergebnis wäre dann ja auch in be­
stimmter Weise interpretierbar gewesen
— gerade auch in bezug auf die Wahl 
’94. Viertens wäre bei einer Parteikandi­
datur mit wirklich offener Liste (etwas 
anderes stand eh’ nie zu Diskussion) 
auch der inhaltliche Verständigungspro­
zeß unter möglichen Bündnispartnerin­
nen schwieriger gewesen (ähnlich wie 
bei einem PARTEIENbündnis).

Entscheidend aber war der politische 
Wille bei allen Hamburgerinnen, quer 
durch verschiedene Organisationen, 
aber insbesondere eben auch in der 
PDS/LL, sich von links einzumischen 
und möglichst gemeinsam und auf der 
Basis einer politischen Plattform zu in­
tervenieren. Dieser gesamte Diskus­
sionsprozeß verschiedener Gruppen der 
Hamburger Linken — und gerade auch 
das solidarische Umgehen miteinander
— hatte durchaus neue Qualität.

Es wird in Hamburg ein linkes PER- 
SONENbündnis geben, das als „Linke 
Alternative — Wehrt Euch“ von Mit­
gliedern aus PDS/Linke Liste, Alter­
nativer Liste, DKP, VVN, BWK u.a. 
getragen wird. Sechs zentrale Punkte 
der Kritik an herrschender Politik wer­
den in differenzierter Form artikuliert:
* gegen Rassismus, Nationalismus 

und Faschismus;
* gegen das Patriarchat;
* gegen Kriegskurs und Rüstungsex­

porte;
* gegen Demokratieabbau und die 

Stärkung der Staatsgewalt;
* gegen soziale Deregulierung, sozia­

len Kahlschlag und Umverteilung 
von unten nach oben;

* gegen menschenfeindliche Stadtpla­
nung.

Im Ergebnis einer unerwartet intensi­

Etwas Neues ist im Entstehen begriffen: 
die Europäische Union und die Wirt­
schafts- und Währungsunion ... Durch 
die Verträge von Maastricht wird in ele­
mentarer Weise in das Demokratieprin­
zip und Grundsätze der Gewaltenteilung 
eingegriffen, zwei Fundamentalprinzi­
pien unserer Verfassung ... Mit Ein­
griffen in diese Ewigkeitswerte des 
Grundgesetzes sprengen Bundestag und 
Bundesrat ihre Kompetenzen. Nur das 
Volk als ursprüngliche verfassungsge­
bende Gewalt kann darüber per Volks­
abstimmung entscheiden ...
aus: Schriftliche Stellungnahme (Auszüge) wn 
W. Telkämper vordem Verfassungsgerichi

Erwiderung von Rechtsanwalt Ströbe­
le auf die Stellungnahme der Bundes­
regierung vom 15. Januar 1993 gegen 
die Verfassungsbeschwerde der vier 
Abgeordneten der Grünen, 25.2.93 
... der qualitative Sprung, den der Ver­
trag von Maastricht hin zu einem Euro­
päischen Bundesstaat bedeutet, sind 
auch unübersehbar:

. — Es wird die Europäische Union ge­
gründet. Damit wird ... das Ziel der In­
tegration festgeschrieben.
— Die Organe der Europäischen Ge­
meinschaften werden unter einer ein­
heitlichen Verfassung zusammengefaßt.
— Die Aufgaben und Zuständigkeiten 
der Gemeinschaften werden über den 
bisherigen wirtschaftlichen Bereich ent­
scheidend ausgedehnt auf Sektoren wie 
Innenpolitik, Justiz, Gesundheitspolitik 
und sogar Kultur. Es fehlt zu den Mate­
rien, die zu den von der öffentlichen 
Gewalt zu erfüllenden Aufgaben von 
grenzüberschreitender Bedeutung zu 
rechnen sind, eigentlich keine mehr.
— Die gemeinsame Europäische Wäh­
rung wird eingeführt.
— An die Stelle des Einheitsprinzips 
wird in einigen Regelungsgebieten zum 
Mehrheitsprinzip bei Entscheidungen 
des Europäischen Rates übergegangen.

All diese Aspekte zusammengenom­
men machen aus der Europäischen 
Union ein staatliches Gebiide (in NPN 
1993, S. 38, 39) .. . Solange Menschen­
würde, Rechtsstaatlichkeit, Gewalten­
teilung und Demokratie in einem Euro­
päischen Bundesstaat nicht ebenso ge­
schützt sind wie in der Bundesrepublik 
Deutschland, ist die ... Überführung 
der Bundesrepublik in einen Gliedstaat 
der Europäischen Union nicht zulässig.

ven Diskussion, die weder der Logik 
von Parteienbündnissen folgte, bewußt 
nicht von gegebenen Parteiprogrammen 
ausging, noch der Unlogik pauschali­
sierter und inhaltlich unbegründeter 
Ausgrenzung, konnte eine Plattform er­
arbeitet werden, die für klare linke Op­
position steht, die das Personenbündnis 
als eine provokante Demonstration ge­
gen rechts erkennbar werden läßt. Ein 
politischer Zusammenhang, zu dem sich 
natürlich auch ganze Gruppen wie aber 
auch Einzelne oder Teile von Gruppen 
politisch in Bezug setzen können. Hof­
fentlich ein Zusammenhang, der über 
den Wahltag hinaus den inhaltlichen 
Diskurs in der Linken sowie gemeinsa­
me Interventionsfahigkeit befördern 
wird — und ein Zusammenhang, dessen 
Erfolg eben nicht in erster Linie in Pro­
zenten zu messen sein wird.

Die PDS / Linke Liste Hamburg hat - 
einstimmig, bei einer Enthaltung, dk 
Bildung dieses Bündnisses begrüßt und 
Genossinnen, die hier mitmachen, \olk 
Unterstützung garantiert. Zugleich ist— 
ähnlich wie bei anderen Gruppen — ä1 
eine eigene Kandidatur verzichtet wor­
den. Unterstützung erhallen aber auch 
die, die ihren Schwerpunkt mehr auf dx 
sachlich-kritische AuseinandersetBBg 
mit rot-grün richten möchten.

Gemeinsame Aufgabe wird es darüber 
hinaus sein, auch eigene landes- usd 
bundespolitischc Ziele der PDS mitäes 
Gegenstand des öffentlichen Diskurses 
zu machen und einen wirksamen Beärsg 
dafür zu leisten, daß REPS und DM 
nrc/it in die Bürgerschaft kommen.

In der Gesamtanlage ist eine 
funden, wie — in erster Linie 
von den realen Gegebenheiten vor Ort 
(die Methodik dieses Entscheidung, 
zesses dürfte auch für andere interess^ 
sein) — in verantwortungsvoLfer 
neuer Weise auch von links in sdr* er 
ge wähl politische Auseinander?^ 
gen eingegriffen werden kann.
— (Andreas Grünwald. Hamburg)
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Am 2. Juli hat der Deutsche Bundes­
tag mit 336 Ja-Stimmen gegen 184 
Nein-Stimmen und 14 Enthaltungen die 

Somalia-Intervention der Bundesregie­
rung gebilligt. Der Beschlußantrag, den 
die Regierungsfraktionen eine Woche 
vorher voTgelegt halten, war schon 
formal eine Unverfrorenheit:

..In Ansehung des Urteils des 2. Se­
nats des Bundesverfassungsgerichts 
vom 23. Juni 1993 — Az. 2 BvQ 17/92 
— und in Bekräftigung des Beschlusses 
des Deutschen Bundestages vom 21. 
April 1993 ..Hilfseinsatz der Bundes­
wehr- für humanitäre Maßnahmen der 
Vereinten Nationen in Somalia“. 
Drucksache 12/4759, und der Ableh­
nung des Antrags der Fraktion der SPD 
vom 17. Juni 1993 „Beendigung des 
Einsatzes der Bundeswehr in Somalia“, 
Drucksache 12/5140. ... stimmt der 
Deutsche Bundestag dem Beschluß der 
Bundesregierung vom 21. April 1993 in 
vollem Umfang zu: ...“ (es folgt der

„Großmachtpolitik“ und „Schürung von 
Kriegsstimmung“ (Gregor Gysi, PDS)
Bundestagsrede am 
24. Juni (Auszüge)
Zunächst einmal scheint mir die Inter­
pretation der Bundesregierung und der 
Regierungskoalition, wonach -die vom 
Bundesverfassungsgericht erlassene 
einstweilige Anordnung ihr Erfolg und 
nicht ein Erfolg der SPD ist, zutreffend 
zu sein; denn die einstweilige Anord­
nung verhindert wie schon beim 
AWACS-Einsalz nicht, daß die Bundes­
regierung ihre Politik der militärischen 
Intervention fortsetzen kann. Sic benö­
tigt im vorliegenden Fall dafür lediglich 
eine einfache Mehrheit des Deutschen 
Bundestages und damit die Mehrheit der 
Rcgierungskoalition, die sie natürlich 
ohne jede Schwierigkeit bekommen 
wird.

Die Bundesregierung kann auch künf­
tig solche Einsätze planen und durchfüh- 
ren. Damit werden in einem Umfang 
Tatsachen geschahen, daft sich jede und 
jeder schon ausrechnen kann, wie die 
Urteile des Bundesverfassungsgerichts 
in der Hauptsache zum AWACS-Einsatz 
und Somalia-Einsatz aussehen werden. 
Das ist, glaube ich, kein Sieg — auch 
nicht des Parlaments —, sondern eine 
Niederlage in der Politik und vollzieht 
außerdem eine Wende in dieser Politik.

Ich finde cs deshalb bedauerlich, daß 
nicht von Anfang an auch und gerade 
durch die SPD-Fraktion im wesentli­
chen eine scharfe politische Auseinan­
dersetzung zu den eigentlichen Fragen 
geführt wurde und statt dessen daraus 
eine Rechtsfrage gemacht worden ist 
und immer im Nebel blieb, ob die SPD 
nun letztlich einem solchen Einsatz zu­
stimmen würde und unter welchen Be­
dingungen oder nicht, wenn sie denn 
darüber mit zu entscheiden hätte. Ich 
finde, daß diese politische Auseinander­
setzling dringend erforderlich ist; denn 
es geht doch darum, ob deutsche Solda­
ten nunmehr weltweit eingesetzt werden 
können oder nicht.

Es geht auch nicht mehr um die Frage, 
ob sie nur zu humanitären Zwecken oder 
aber zu Kampfeinsätzen eingesetzt wer­
den können; denn wie das Beispiel So­
malia zeigt, ist eine solche Unterschei­
dung praktisch überhaupt nicht möglich. 
Es ist ein militärischer Einsatz, und täg­
lich kann es auch zu kriegerischen Hand­
lungen kommen. Damit wird dann Blut 
auf allen Seiten fließen. Ziel der Bundes­
regierung und der Regierungskoalition 
ist. die Menschen in der Bundesrepublik 
an solche Einsätze und damit verbunde­
ne Opfer zu gewöhnen.

In einer politischen Auseinanderset­
zung muß cs doch wohl um folgende 
Fragen gehen. Der Bundesaußenmini­
ster hat gestern darauf hingewiesen, daß 
durch die Entscheidung des Bundesver­
fassungsgerichts garantiert sei, daß die 
Bundesrepublik auch künftig ihrer inter­
nationalen Verantwortung gerecht wer­
den könne.

Bedeutet dies im Umkehrschluß, daß 
die BundesTCpublik über 40 Jahre lang 
ihrer internationalen Verantwortung 
deshalb nicht gerecht geworden ist, weil 
sie keine deutschen Soldaten in die Welt 
entsandte? Wenn es das nicht bedeutet, 
wieso kann man dann heute einer inter­
nationalen Verantwortung nur noch da­
durch gerecht werden, daß man seine 
Soldaten weltweit einsetzt? Wieso kann 
internationale Verantwortung nicht poli-

Bundestag beschließt Somalia-Intervention 
Dokumente gegen die Kriegspolitik der BRD
Beschluß des Bundeskabinetts über die 
Entsendung der Bundeswehreinheiten 
nach Somalia und der Auftrag an die 
Bundesregierung, regelmäßig über die 
Erfüllung dieses Auftrags zu berichten).

Das Parlament wurde damit offen zum 
Akklamationsorgan der Regierung bei 
Entscheidungen über Krieg und Frieden 
herabgesetzt.

Gleichzeitig scheint der neue SPD- 
Vorsitzende entschlossen, seine Partei 
nach der Zustimmung zur „Asylrechts­
reform“ nun zur Zustimmung zu Bun­
deswehreinsätzen im Ausland zu trei­
ben. Die Entscheidung darüber soll auf 
dem nächsten SPD-Parteitag fallen. Die 

tisch, ökonomisch, sozial und kulturell 
wahrgenommen werden ?

Wie muß sich diese Welt verändert ha­
ben, wenn nach Wegfall des Ost-West- 
Konflikts internationale Verantwortung 
und militärische Einsätze gleichgesetzt 
werden.

Und eine andere Frage steht ja wohl 
auf der Tagesordnung: Überall, wo ge­
genwärtig militärische Konflikte und 
Bürgerkriege in der Welt ausbrechcn, 
gibt es reichlich Waffen. Woher kom­
men eigentlich diese Waffen?

Es ist eine Tatsache, daß die Bundes­
republik Deutschland zumindest an drit­
ter Stelle der waffenexportierenden Län­
der steht und um die zweite Stelle kämpft 
und sie wohl inzwischen auch schon er­
reicht hat.

Wer heute aber Waffen exportiert, 
exportiert Krieg oder Bürgerkrieg, und 
er weiß es auch.

Es gibt aber nicht die geringsten An­
sätze seitens der Bundesregierung, sei­
tens der Koalition und leider auch nicht 
seitens der SPD-Fraktion, Waffenex­
porte durch die Bundesrepublik 
Deutschland generell zu verbieten.

Wir empfinden es als heuchlerisch, 
zunächst Waffen in die Welt zu entsen­
den, um nach Kriegs- oder Bürger­
kriegsbeginn dann die eigenen Soldaten 
friedensstiftend hinterherzuschicken.

Inzwischen ist es so, daß in der Regel 
der Einsatz des Militärs an erster Stelle 
steht, bevor dann Friedenskonferenzen 
oder anderes einberufen werden. Der 
Krieg soll auf diesem Wege wieder zum 
normalen Mittel der Politik gemacht 
werden. Dabei will die Bundesrepublik 
Deutschland nicht unbeteiligt sein.

Damit verletzt aber die Bundesregie­
rung ein Versprechen, das sie zum Zeit­
punkt der Einheit abgegeben hat durch 
den damaligen Außenminister, nämlich 
keine Großmachtrolle anzustreben. Sie 
strebt diese aber täglich deutlicher an, 
kämpft um einen ständigen Sitz im Welt­
sicherheitsrat und um eine internationale 
Stellung, die es ihr ermöglicht, weltweit 
militärisch cinzugreifen. Und das ist 
Großmachtpolitik.

Negiert wird vor allem die Tatsache, 
daß nicht nur die praktische Politik, son­
dern auch die öffentliche Diskussion 
immer stärker in die Richtung verläuft, 
ob Afrika neu kolonialisiert werden soll. 
Die Zeitschrift Die Woche hat bereits 
eine ganze Seite dieser Frage gewidmet. 
Ich hoffe, daß es nicht gelingt, das Rad 
der Geschichte so weit zurückzudrehen.

Wer auf solche riesigen Herausforde­
rungen nur zwei Antworten hat, nämlich 
den Einsatz von Militär und die eigene 
Abschottung, der wird diesen Heraus­
forderungen nicht im geringsten ge­
recht, sondern spitzt sie weiter zu. Das 
ist eine Tatsache, mit der wir uns be­
schäftigen müssen.

Die Migrationsprobleme verursachen 
wir ja auch noch selbst, um dann hier das 
Asylrecht praktisch abzuschaffen und 
unser Militär hinzuschicken — eine un­
heilvolle Einheit.

Es wird etwas vollzogen, was in der 
deutschen Geschichte immer katastro­
phale Folgen hatte: Der Pazifismus wird 
gesellschaftlich ausgegrenzt, an den ge­
sellschaftlichen Rand gedrückt und letzt­
lich verhöhnt. Das war immer der Be­
ginn zur Schürung von Kriegsstim­
mung.
Quelle: Bundestagsprotokoll vom 24. Juni 
1993, Seite 14335L

14 „Enthaltungen“ bei der Somalia- 
Entscheidung im Bundestag sind bereits 
ein Vorzeichen dafür: Sie stammen 
sämtlichst von SPD-Abgeordneten, die 
bereits offen für Bundeswehreinsätze im 
Ausland auftreten.

Ob dieser immer offenere Kriegskurs, 
der Bundesregierung zu stoppen ist, 
hängt jetzt u.a. davon ab, ob und wie in 
den Gewerkschaften und unter der Ju­
gend eine Front gegen diesen Kurs, ge­
gen Waffenexporte und für Kriegs­
dienstverweigerung errichtet werden 
kann. Die Aktionen zum Antikriegstag 
können dabei helfen.
Quelle: Bt-Drucksache 12/5248— (rül)

Bundestagsrede am 
2. Juli (Auszüge)
Heute soll das Parlament nachträglich 
beschließen, was die Bundesregierung 
bereits vollzigen hat und weiter voll­
zieht: den Einsatz der deutschen Bun­
deswehr außerhalb des Verteidigungs­
oder eines Bündnisfalles. Dieses Mal in 
Somalia.

Indem die Mehrheit des Parlaments 
den Beschluß der Bundesregierung 
wörtlich übernimmt und das parlamenta­
rische Verfahren innerhalb einer guten 
Woche durchpeitscht, degradiert sie das 
Parlament zu einer Einrichtung der Bun­

VVN-BdA NRW: Dringender Appell an 
Bundestagspräsidium und Abgeordnete
Sehr geehrte Frau Bundestagspräsiden­
tin,
sehr geehrte Fraktions- und Gruppen­
vorsitzende des Deutschen Bundestags, 
in drei Tagen wollen Sie erstmals in der 
Geschichte des Bundestages darüber ab­
stimmen, ob die Streitkräfte der Bundes­
republik Deutschland außerhalb der 
Grenzen unseres Landes und des Bünd­
nisses, dem es angehört, eingesetzt wer­
den sollen.

Wir appellieren an Sie dringend, ge­
gen einen solchen Einsatz zu stimmen.

Bitte beachten Sie, daß das Grundge­
setz nur den Einsatz der Bundeswehr im 
Verteidigungsfall kennt, Nur zu diesem 
Zweck durfte unser Land — nach all den 
schrecklichen Erfahrungen, die die 
Menschheit mit deutschen Streitkräften 
machen mußte — wieder Streitkräfte 
aufstellen. Und nur für diesen Fall sieht 
das Grundgesetz eine Ermächtigung 
zum Einsatz der Bundeswehr vor: Die 
Feststellung, daß das Bundesgebiet mit 
Waffengewalt angegriffen wird oder ein 
solcher Angriff unmittelbar droht (Ver­
teidigungsfall), trifft der Bundestag mit 
Zustimmung des Bundesrates, und zwar 
mit zwei Dritteln der abgegebenen Stim­
men, wobei mindestens die Hälfte der 
Abgeordneten anwesend sein müssen.

Es kann doch wohl nicht angehen, daß 
sogar im Verteidigungsfall — bei Gefahr

im Verzüge — der Bundestag und der 
Bundesrat mitentscheiden, der Bundes­
tag sogar mit zwei Dritteln der Stimmen, 
aber in der Frage eines Einsatzes unserer 
Truppen in Übersee dies mit einfacher 
Mehrheit der Regierungskoalition ohne 
Zustimmung der Bundesländer möglich 
ist. Dies wäre ein Verfassungsbruch.

Die Militärs in unserem Lande, die 
sich immer mehr anschicken, die Politik 
zu bestimmen, operieren gern mit einem 
angeblichen Auftrag der UNO, der Bun­
deswehreinsätze in aller Welt rechtfer­
tigt, möglichst ganz ohne Zustimmung 
des Parlaments. Aber der Artikel 24/2 
des Grundgesetzes aus dem Jahre 1949: 
„Der Bund kann sich zur Wahrung des 
Friedens einem System gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit einordnen“ und 
„wird hierbei in die Beschränkungen 
seiner Hoheitsrechte einwilligen, die 
eine friedliche und dauerhafte Ordnung 
in Europa und zwischen den Völkern der 
Welt herbeiführen und sichern,“ sah 
keine deutschen Streitkräfte vor. Die 
waren damals noch undenkbar, da die 
UNO in ihrer Charta formulierte: „Wir, 
die Völker der Vereinten Nationen, sind 
entschlossen, die nachfolgenden Gene­
rationen vor der Geißel des Krieges zu 
bewahren, der zweimal zu unseren Leb­
zeiten unsagbares Elend über die 
Menschheit gebracht hat.“ Zweimal

desregierung, verleiht sie dem Parla­
ment eine reine Alibifunktion und ge­
staltet die parlamentarische Debatte 
letztlich zu einer Farce.

Die Haltung eines wachsenden Teils 
in der SPD beginnt sich, wie schon in der 
Asylfrage, der CDU/CSU anzuglei­
chen. Jemand, der — in der letzten Wo­
che Herr Verheugen; Herr Klose heute 
anders, muß ich sagen — nicht klipp und 
klar sagt, daß er aus politischen, morali­
schen und historischen Gründen den in­
ternationalen interventionistischen Ein­
satz der Bundeswehr ablehnt, sondern 
daß ihm lediglich die Beschlußlage in 
der eigenen Partei eine Zustimmung ver­
bietet, sagt damit, daß er gerne zustim­
men würde, nur eben noch nicht darf. 
Das ist keine Oppositionshaltung, das ist 
keine alternative Politik, sondern indi­
rekte Zustimmung und die Vorbereitung
— wie bei der Asyl frage — zur Ände­
rung der parteiinternen Beschlußlage.

In den letzten Wochen und Monaten
— das muß man mit Respekt Herrn 
Schäuble lassen — hat er die SPD ziem­
lich am Nasenring durchs Land geführt. 
Nur glaube ich, daß das eine politische 
Katastrophe für die Bundesrepublik ist.

Immer mehr prominente Mitglieder 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge­
ben frühere pazifistische Positionen auf 
und fordern zumindest die Einbeziehung 
der Bundeswehr bei Blauhelm-Einsät­
zen. Die Entwicklung ist leider noch 
nicht abgeschlossen ...

Welche Vorstellungen hat die Bundes­
regierung. hinsichtlich einer weiteren 
Entwicklung des internationalen Einsat­
zes der Bundeswehr? Die USA haben 23 
Raketen gegen Bagdad abgeschossen 
und dabei auch mehrere Wohnblocks ge­

troffen und Zivilisten getötet. Letzteres 
finden die USA — so wörtlich — bedau­
erlich. Ich finde es verbrecherisch.

Eine Zustimmung des Sicherheitsrates 
für diese militärische Aktion lag nicht 
vor.

Dieser mörderische Aggressionsakt 
findet in der UN-Charta keine Rechtfer­
tigung, will man nicht auch hier Recht 
prostituieren.

Seit wann, so frage ich, ist es Rech­
tens, völlig unbeteiligte Zivilisten zu tö­
ten wegen eines nicht bewiesenen, aber 
auf jeden Fall nicht ausgeführten Atten­
tates? ...

Aber der amerikanische Präsident hat­
te Mitwisser, u.a. den deutschen Bun­
deskanzler. Dieser fand diese militäri­
sche Tötungsaktion — wörtlich — „be­
rechtigt“, ebenso der Außenminister.

Hier wird es nun ganz gefährlich; 
denn die USA meinten, zu diesem Ag­
gressionsakt durch Art. 51 der UN- 
Charta befugt zu sein, der in Wirklich­
keit nur die Selbstverteidigung bei 
einem Angriff rechtfertigt.

Die Koalition will nun eine Klarstel­
lung des Grundgesetzes für internationa­
le militärische Einsätze der Bundeswehr 
u.a. durch direkten Bezug eben auf die­
sen Art. 51 der UN-Charta. Da der Bun­
deskanzler der Interpretation des ameri­
kanischen Präsidenten hinsichtlich die­
ses Artikels zustimmt und dessen Ag­
gression für berechtigt hält, bedeutet 
dies, daß er auch solche militärischen 
Aktionen seitens der Bundesrepublik für 
berechtigt hielte.

Das läßt für die Zukunft Schlimmes 
ahnen ...
Quelle: Protokoll des Bundestages, 2. Juli 1993, 
Seite I4590L 

waren deutsche Truppen in alle Welt ge­
gangen, und sie hatten unsagbares Leid 
und millionenfachen Tod verbreitet! 
Und was die Beschränkung der Hoheits­
rechte der Bundesrepublik Deutschland 
anbelangte, für die jeder vernünftige 
Mensch sein muß, so waren diese un­
zweideutig im Grundgesetz benannt 
worden, wo u.a. in Artikel 139 des 
Grundgesetzes „die zur Befreiung des 
deutschen Volkes vom Nationalsozialis­
mus und Militarismus erlassenen 
Rechtsvorschriften“ bekräftigt werden. 
Ein Antimilitarismus wurde Deutsch­
land als völkerrechtliche Pflicht aufer­
legt.

Unserer Organisation gehören zahl­
reiche Menschen an, die zweimal zu ih­
ren Lebzeiten die Geißel des Krieges er­
lebten — und die sich ihr entgegen­
stemmten. Sie und alle Mitglieder unse­
rer Organisation appellieren an Sie: Ver­
weigern Sie sich dem Verfassungs­
bruch! Keine Abstimmung ohne Zwei­
drittelmehrheit und keine Zustimmung 
zu mehr als einem militärischen Vertei­
digungsauftrag ! Holen Sie die deutschen 
Soldaten zurück — aus Somalia und an­
derswo.

Vereinigung der Verfolgen des Nazireginies — 
Bund der Antifaschisten, Landesvereinigung 
Nordrhein-Westfalen, Wuppertal, den 
30.6.1993
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Auf Einladung der PDS/Linke Liste 
Stuttgart referierte Dr. Karel 
Pömaizl aus Prag auf einer~ Veranstal­

tung am 18. Juni. Dr. Pomaizl beantwor­
tete uns einige Fragen schriftlich; wir er­
gänzen sie um Ausführungen, die er auf 
der Veranstaltung machte, zunächst ein 
paar Angaben zu seiner Person:

Ich studierte Philospohie, ich arbeitete 
in der Akademie der Wissenschaften, 
speziell auf dem Gebiet der Philosophie, 
Methodik der Geschichte und speziell 
Theorie der nationalen Beziehungen. Ich 
bin heute im Ruhestand, ich bin 71 Jahre 
alt. Wir sind Mitglieder einer Gruppe in 
der Kommunistischen Partei, der Selbst­
verwaltungsgruppe der Kommunisten.

Gegen den Parteivorsitzenden Svobo­
da und sein Handeln entstand die Oppo­
sition in der ganzen Partei, von mehre­
ren Blättern der oppositionellen Grup­
pierungen unterstützt, darunter auch un­
serem Blatt Näzory (Einsichten) und vor 
allem der Ostrauer Wochenzeitung Nase 
pravda (Unsere Wahrheit).

Warum können die Tschechen und Slo­
waken nicht mehr miteinander?

Die Frage ist falsch gestellt. Die ge­
wöhnlichen Leute können und wollen 
miteinander leben. Aber sie wurden 
nicht gefragt. Sie haben Parteien ge­
wählt, von denen keine die Zerlegung 
der Republik im Programm gehabt hatte 
(möglicherweise mit Ausnahme der 
kleinen Slowakischen Nationalpartei). 
Stufenweise kam es dann unter den re­
gierenden Parteien in den tschechischen 
Ländern und in der Slowakei zu Streitig­
keiten, anfangs in Prestigefragen, dann 
immer tiefer und tiefer und immer mehr 
gezielt. Entscheidend wurde der Ent­
schluß, von der tschechischen Mehrheit 
initiiert, die Rüstungsproduktion, kon­
zentriert in der Slowakei, sofort zu stop­
pen. Dadurch wurde die Slowakei 
schwer betroffen. Im Unterschied zu der 
tschechischen Schocktherapie wollten 
die Slowaken vorsichtiger und mit mehr 
sozialer Rücksicht handeln. Das war für 
den tschechischen Ministerpräsidenten 
Klaus nicht annehmbar. Als er seine 
Therapie im ganzen Staat nicht durchset­
zen konnte, ging er an die Spaltung. Die 
Slowaken ließen sich in Provokationen 
hineinziehen. Meöiar, der früher mit 
Hilfe Prags aus der.Regierung beseitigt 
wurde, kehrte in die slowakische Spitze 
zurück, und, impulsiv wie er immer ist, 
wurde er unnachgiebig. Letzten Endes 
vereinbarten die beiden, Klaus und 
Meöiar, die Spaltung. Die Leute wurden 
vor fertige Tatsachen gestellt.

Die Spaltung beseitigte die Spannun­
gen nicht. Gegenwärtig entfaltet sich der 
Streit um Tausende Probleme, und die 
beiden Nationen werden gegeneinander 
gehetzt. Man fragt sich, in wessen Inter­
esse das alles geschieht. Die Worte der 
tschechischen Politiker, ihre Innen- und 
Außenpolitik, lassen vermuten, daß es 
sich um ein vorher verabredetes Spiel 
„zum Wohle des preußischen Königs“ 
handelt.

Selbstverständlich werden in den 
künstlich hervorgerufenen und ange­
heizten Streit auch die historischen, ge­
schickt — d.h. einseitig — beleuchteten 
Traditionen hinzugezogen. Denn die 
wahre Geschichte der Beziehungen der 
beiden Völker als Völker spricht für ihre 
Bruderschaft und Zusammenarbeit.

Hat nicht eine unausgewogene Wirt­
schaftsentwicklung in der Vergangenheit 
diese Spaltung begünstigt?

Selbstverständlich war nicht alles in 
Ordnung. Aber die Zentralisierung führ­
te dazu, daß man Mittel aus der Tsche- 
chei in die Slowakei überführte, und das 
hob das Niveau der Slowakei in den vier­
zig Jahren auf das der tschechischen 
Länder. Ein Beispiel, worauf wir stolz 
sind: Es kamen zu uns Leute aus Italien, 
nicht nur Genossen, sondern auch Bür­
gerliche, die sagten, das ist in Italien 
nicht möglich, den großen Unterschied 
zwischen dem Norden und dem Süden 
zu beseitigen, und wir haben das gemei­
stert. 1968 sprachen einige Leute vom 
Genozid der Slowaken, weil einige Slo­
waken hingerichtet wurden bei den Pro­
zessen in den fünfziger Jahren, aber es 
waren auch Tschechen, Juden usw.

Es ist etwas anderes passiert. Es ent­
stand eine neue Arbeiterklasse in der 
Slowakei, eine neue Intelligenz, aber sie 
konnten sich nicht durchsetzen: die poli­
tischen Maßnahmen entsprachen nicht 
der ökonomischen-Entwicklung. Schon 
im Jahre 1945, noch in Moskau, forder­
ten die Slowaken die Föderation von 
Tschechen und Slowaken. Damals wa­
ren die tschechischen Länder noch nicht

Kapitalismus, realsozialistisches Erbe, 
soziale Probleme und Parteiverständnis
Veranstaltung und Interview mit Dr. Karel Pomaizl, Mitglied der KP Böhmen und Mähren
dafür reif. Benesch (der damalige bür­
gerliche Präsident, d.Red.) war antislo­
wakisch. Gottwald griff zu einem Kom­
promiß. Die Slowaken wurden gegen 
den Willen Beneschs zur selbständigen 
Nation erklärt, sie bekamen ihre Vertre­
tungsorgane, aber die Form wurde nicht 
gelöst. Und dann, weil sich die Slowaki­
sche Kommunistische Partei als die 
schwächere erwies, wurde von Prag re­
giert. Die Rechte der slowakischen Or­
gane wurden verengt. Es fanden die Pro­
zesse statt.

Nach dem Tode Stalin wuchs die Un­
zufriedenheit. Die Parteikonferenz von 
1956 erweiterte die Rechte der slowaki­
schen Organe. Man kann sagen, von 
einer administrativen Autonomie kam 
man zur politischen Autonomie. Aber 
schon 1960, vier Jahre später, als man 
proklamierte, daß wir schon den Sozia­
lismus erbaut haben, machte man viele 
Schritte zurück: man nahm den slowaki­
schen Organen ihre Rechte, es wurde 
aus Prag regiert.

Der „Prager Frühling“ begann mit 
dem Auftreten Bylaks, der damals der 
Sekretär der Slowakischen Partei war, 
gegen Novotny für seine nationale Poli­
tik, im Dezember 1967. Es kam dann 
verspätet zur Föderation, Husak, der 
Slowake, wurde zum Präsident und Er­
sten Sekretär; Bylak, er ist Ukrainer, 
wurde der zweite in der Partei. Es wurde 
wieder von Prag in der ganzen Republik 
regiert. Also die Tschechen waren unzu­
frieden, daß uns die Slowaken beherr­
schen, und die Slowaken waren wegen 
des Prager Zentralismus unzufrieden.

Und trotzdem war es eine große Lei­
stung, die Entwicklung der Tschecho­
slowakei, auf die wir stolz sein können.

Wie weit ist die Wiederherstellung des 
Kapitalismus in der Tschechischen Repu­
blik vorangekommen?

Etwa so weit wie in der DDR. Die Indu­
striebetriebe werden privatisiert. Das 
Volkseigentum wird schamlos geraubt 
— billig, begleitet von Betrügern, Kor­
ruption und ähnlichem — von den neu­
aufgetauchten Kapitalisten, die manch­
mal nur Strohmänner sind, hinter denen 
das fremde Kapitali steckt. Große Ver­
mögen werden an die Adeligen, an die 
Kirche zurückgegeben.

Die Landwirtschaft, die auf hoher, 
vom Ausland bewunderter Stufe stand 
und die die Selbstversorgung des Landes 
zu sichern fähig war, wird planmäßig 
ruiniert. Von den LPG-Großbetrieben 
soll man aus ideologischen Gründen zu 
Einzelbetrieben zurückkehren. Im Inter­
esse der Einfuhr von Überschüssen aus 
dem Westen, von denen das Land über­
flutet wird, während die eigenen Betrie­
be zugrunde gehen.

Sozial: Es entwickelt sich eine dünne 
Schicht von Neukapitalisten — aus frü­
heren Bürokraten, Direktoren, Schie­
bern, Wechslern, Dieben, Strohmän­
nern des fremden Kapitals, aus führen­
den Politikern und Funktionären. Es ent­
steht eine Mittelschicht von kleinen und 
kleineren Privatunternehmern, die hof­
fen, in die obere Schicht durchzudrin­
gen, jedoch schon jetzt beginnen, rui­
niert zu sein. Die Masse der Beschäftig­
ten sinkt immer niedriger — besonders 
die Familien mit mehreren Kindern, 
Rentner, Arbeitslose. Zehntausende le­
ben in sozialer Unsicherheit, denn die 
Produktion sinkt, und man erwartet eine 
Welle von Bankrotten.

Politisch: Einzelherrschaft von rech­
ten Parteien, die zu den reaktionärsten 
im Ostblock zählen, mit begrenzter, 

'mehrheitlich aber zahmer Opposition. 
Kommunistenhaß, planmäßig ange­
heizt, um die Aufmerksamkeit der Leute 
abseits zu lenken; Belebung des Klerika- 
lismus.

Wie stellt Ihr Euch zu den Bestrebungen 
der Tschechischen Republik, in die EG 
einzutreten?

Wir unterstützen den Prozeß der Inte­
gration nicht, wir sagen nur, das ist eine 
objektive Tendenz. Wir können uns 
nicht gegen diese Tendenz stellen. Aber 
wir müssen uns bemühen, daß es auf 
demokratische Weise vor sich geht. Al­
so, wir werden gegen die Integration der 
Monopole kämpfen, gegen die Nato 
usw. Wenn wir uns grundsätzlich gegen 

die Integration stellten, stellten wir uns 
in die Position von Maschinenstürmern 
des 19. Jahrhunderts. Die Integration an 
sich ist nicht schlecht, sie ist eine Not­
wendigkeit, eine historische Notwen­
digkeit. Aber die Art und Weise, wie sie 
zustande kommt, die ist schlecht, dage­
gen werden wir kämpfen.

Welche Schlußfolgerungen hat die KP 
Böhmens und Mährens aus dem Schei­
tern des Sozialismus gezogen?

Die Antwort hängt davon ab, wer damit 
gemeint ist. Die Schlußfolgerung der 
Rechten, Svoboda und Konsorten: Der 
Sozialismus sei historisch gescheitert, 
habe sich als unreale Utopie erwiesen, 
die sowieso in nebliger Zukunft schweb­
te. Man solle sich deswegen den beste­
henden Realitäten zuwenden; das soll 
nicht zum Kapitalismus heißen. Denn 
der sollte sich so verändern, daß der Be­
griff schon nicht mehr paßt. Es gäbe eine 
entwickelte, moderne, prosperierende, 
soziale Marktwirtschaft, die der erreich­
ten Stufe der Zivilisation entspräche; 
zwar nicht frei von Problemen, die je­
doch in ihr lösbar seien. Man solle sich 
auf ihre Basis stellen (oder anstreben, sie 
zu erreichen) und sich nur um ihre sozia­
len Aspekte kümmern. Dem entspricht 
die Politik der Sozialistischen Interna­
tionale, in Richtung zu der wir uns be­
wegen sollten.

Die Kommunisten beurteilen es ganz 
anders. Es handelt sich um das Scheitern 
der ersten realen Versuche zum Sozialis­
mus, unter schweren Bedingungen — in 
der Mehrzahl in wenig entwickelten 
oder sogar unterentwickelten Ländern 
—, umkreist vom feindlichen Kapitalis­
mus, der seinen historischen Vorsprung 
dazu benutzt hat, um den Sozialismus al­
le erdenklichen Hindernisse in den Weg 
zu stellen. Trotz der schweren Bedin­
gungen waren die konkreten — nennen 
wir es bedingt — Fehler nicht unver­
meidbar, obzwar die objektiven Bedin­
gungen sie stark beeinflußt haben. Rich­
tige Schlußfolgerungen: die Geschichte 
des sogenannten realen Sozialismus 
gründlich zu erforschen. Die objektiven 
Unausweichlichkeiten von den subjekti­
ven Fehlern trennen, um sie in der Zu­
kunft, die unvermeidlich zum Sozialis­
mus führt, zu vermeiden.

Der sogenannte reale Sozialismus war 
und konnte noch kein Sozialismus als 
solcher, kein entwickelter Sozialismus 
oder sogar Sozialismus, der vor dem 
Übergang zum Kommunismus steht, 
sein. Er war nur eine Vorstufe, ein 
Übergang vom Kapitalismus zum Sozia­
lismus, der noch weit entfernt war. Es 
war eine Selbsttäuschung, möglicher­
weise psychologisch begreiflich, jedoch 
falsch und schädlich, wenn man glaubte, 
sich schon im Sozialismus zu befinden. 
Diese Täuschung wurde von den Fein­
den bereitwillig übernommen, denn es 
diente gut der Diskreditierung der Idee 

^des Sozialismus.
Jetzt kurz zu den Lehren aus der Ver­

gangenheit des sog. realen Sozialismus:
— die Vergesellschaftung wurde falsch 
pauschal als Verstaatlichung begriffen;
— der Staat, statt demokratisch zu wer­
den und zu beginnen abzusterben, wurde 
bürokratisiert und gefestigt;
— von der Überzeugungsarbeit ging 
man zu einem Kommandosystem über;
— die Führung entfernte sich von den 
Massen, hob sich — politisch, sozial — 
über sie, formte sich zu einer privile­
gierten Kaste;
— die Initiative der Massen wurde be­
täubt, unterdrückt;
— das Einparteiensystem, ursprünglich 
in der UdSSR aus Not und als Über­
gangserscheinung eingeführt, wurde 
verabsolutiert;
— die für den Sozialismus unentbehrli­
che Planung wurde zur starren Institu­
tion, was mit der falschen Vorstellung 
von der Nichtvereinbarkeit des Sozialis­
mus mit dem Marktsystem verbunden 
war;
— infolge dessen wurde der Antritt der 
wissenschaftlich-technischen Revolu­
tion versäumt;
— die Kompromisse des Jahres 1945 
wurden verabsolutiert, was zum Behar­
ren auf den alten Staatsgebilden, Gren­
zen, zur nationalen Begrenztheit geführt 
hat; die Internationalisierung, die Inte­
gration wurde nicht nur nicht begriffen,

sondern anfangs sogar als etwas kapitali­
stisches abgelehnt;
— als Theoretiker erlaube ich mir zu 
behaupten: eine der größten Fehler war 
die Vernachlässigung der Theorie, der 
flache, oberflächliche, kurzsichtige 
Pragmatismus.

So, ganz kurz, die Lehren. Die gründ­
liche, Zeit bedürfende Analyse der gan­
zen Geschichte des sog. realen Sozialis­
mus im Zusammenhang mit der Ent­
wicklung in der Welt steht noch bevor. 
Es wird daran gearbeitet. Wir halten es 
für eine der aktuellsten Aufgaben.

Wie steht ihr zu den sogenannten Re­
formkommunisten von 1968?

Der Sieg vom Februar 1948 öffnete den 
Weg zum sozialistischen Aufbau. Auf 
diesem Weg erntete die Partei anfangs 
große Erfolge, obzwar politisch betrof­
fen durch die Prozesse Anfang der 50er 
Jahre beim Beginn des kalten Krieges, 
der in einen heißen überzugehen drohte. 
Allmählich zeigte sich aber, daß die 
alten Methoden des Wirtschaftens nicht 
genügten. Es wurden Reformversuche 
unternommen, jedoch nicht konsequent. 
Auch die politische Lage begann sich 
nach den Enthüllungen des XX. Partei­
tages der KPdSU und nach den Ereignis­
sen in Ungarn und Polen zu verschlech­
tern, besonders in Kreisen der Intelli­
genz und auch in der Slowakei.

Die Unzufriedenheit brach Ende 
1967, Anfang 1968 aus, und infolge der 
Spaltung in der Führung der Partei be­
gannen die Ereignisse der Partei aus den 
Händen zu gleiten und wandten sich 
immer mehr gegen sie. Die schwache 
Dubcek-Führung konnte alledem nicht 
standhaften. So kam es zum Eingreifen 
des Warschauer Paktes als letztem Mit­
tel, um die Konterrevolution aufzuhal­
ten. Der Aufmarsch der Truppen stieß 
auf großen Widerstand. Er zerbrach, 
was bis dah’m mit großer Mühe für die 
Freundschaft unter den sozialistischen 
Ländern und besonders mit der UdSSR 
getan wurde. Obzwar heute die Protago­
nisten des sog. „Prager Frühlings“, wie 
z.B. Mlynäf, zugeben, daß sie mögli­
cherweise die Konterrevolution nicht 
haben aufhalten können, und obzwar die 
Entwicklung nach der sog. „sanften Re­
volution“ vom Jahre 1989 zeigt, wohin 
sich die Ereignisse im Jahre 1968 nach 
den Plänen der Reaktionäre entwickeln 
sollten, — dessen ungeachtet war es ein 
unglücklicher Schritt, durch frühere 
Fehler vorprogrammiert.

Es kam zwar zur Konsolidierung, aber 
nur mittels Parteiausschlüssen, Abberu­
fen von Posten usw. Das Schlimmste 
war jedoch, daß die Kommandowirt­
schaft der Partei statt beseitigt zu werden 
gestärkt war, was zu nie gewesener Er­
starrung auf allen Gebieten führte. Das 
Parteileben starb ab, in der Wirtschaft 
begann es wieder schief zu gehen. Man 
spürte zwar, daß etwas geschehen sollte, 
aber fürchtete erforderliche Maßnah­
men zu treffen.

Als die Perestrojka in der Sowjetunion 
begann, waren wir alle begeistert. Schon 
damals spürten wir einige theoretische 
Mängel. Wer die Sowjetunion kennt, 
wußte, daß etwas geschehen mußte, es 
war alles erstarrt, die Bürokratie war 
ungeheuer. Aber Gorbatschow war 
nicht vorbereitet, und den schlimmsten 
Fehler, den er gemacht hat, nach unserer 
Meinung, ist, daß er die Arbeiterklasse 
vergessen hat. Er stützte sich auf die 
Bürokratie und verlor die Arbeiterklas­
se. Es war nötig, die Bürokratie abzu­
bauen, Gorbatschow konnte es mit Hilfe 
der Arbeiter machen. Ich kann mich auf 
unser Beispiel berufen: Was machten 
wir 1947, als die Bourgeoisie zur Sabo­
tage überging? Wir gründeten Arbeiter­
kommissionen, die kontrollierten die 
Kapitalisten und die Betriebe, und das 
half uns, die Bourgeoisie zu besiegen.

Wrir erlauben uns zu behaupten, wenn
es nicht zu der Schiefentwicklung in der 
UdSSR gekommen wäre, hätte man bei 
uns die Situation in Händen behalten. 
Denn die Veränderungen der Partei 
näherten sich schnell.

Warum wehren sich Teile der Partei ge­
gen Namensänderung?

Ich zitiere, was ich in der Nummer 6 un­
seres Blattes geschrieben habe:

Der Streit um die Namensänderung 
würde nicht solch eine Aufmerksamkeil 
auf sich ziehen, wenn hinter dem Stre­
ben um die Veränderung nicht das Stre­
ben stünde, den prinzipiellen Charakter 
der Partei zu verändern.

Das heißt: Man könnte sich das kom­
munistische Parteileben auch unter an­
derem Namen vorstellen. Marx hielt den 
Namen „Sozialdemokratie“ zwar für 
theoretisch falsch, aber hielt das für eine 
zweitrangige Frage, wenn sich die Be­
wegung dabei gut entwickelt. Aber heu­
te steht bei uns die Frage scharf. Die Re­
aktion attackiert, verlangt von uns völli­
ge Absage vom Kommunismus. Die Er­
schrockenen in der Partei, nicht zufällig 
die privilegierte Führerschicht, wollen 
sich vor diesem Druck beugen. Um ihre 
Positionen zu behalten, wollten sie sich 
in das jetzige System integrieren als die 
geduldete „Opposition Ihrer Majestät“. 
Wer würde dann die Interessen und 
Rechte der Arbeitenden gegen die An­
griffe von rechts verteidigen, wer würde 
gegen die Gefahren seitens des Kapita­
lismus kämpfen? Wer würde dann die 
Massen von der Unsinnigkeit der Kapi­
tulation vor der Reaktion überzeugen, 
wer würde sie zur Systemänderung füh­
ren, gerade in der jetzigen Situation, bei 
uns, in der Welt, wo sich die Widersprä­
che des Kapitalismus verschärfen und 
offenbaren? Gerade jetzt halten wir die 
Kommunistische Partei für unentbehr­
lich und unvertretbar. Deswegen behar­
ren wir auf dem Namen.

Es ist illusorisch, daß die Umbenen­
nung etwas Positives brächte. Man wür­
de sowieso in uns immer die Kommuni­
sten sehen, sogar auch in denen, die auf 
die andere Seite überlaufen würden.

Die Rechten argumentieren, daß sie 
der Name hindert, in solch einer Partei 
Mitglieder zu sein. Es wird nicht zum 
Schaden der Partei sein, wenn sie sie 
verlassen. Denn sie verhindern nur ihre 
aktive Tätigkeit, sorgen für \nnere, Strei­
tigkeiten, lenken die Partei abseits zu 
unnützen Ersatzproblemen. Die Leute 
sind dessen schon satt.

Eine größere Gefahr sehen wir darin, 
daß nach der Umbenennung die Parte 
von überzeugten Kommunisten verlas 
sen wird. Danach würde die Partei ir 
mehrere Gruppierungen zerfallen, dk 
kommunistische Bewegung ge- 
schwächt, von der Szene verjagt, voi 
den Neuanfang gesteift.

Die Rechten behaupten, der Namen 
hindert die Menschen, ihr beizutreten. 
Es sei ein Stigma der verworfenen Ver­
gangenheit, der Anlaß zu Verfolgungen 
seitens der Herrschenden usw. Man mulJ 
sagen, daß die Rechten die Vergangen­
heit manchmal mehr verteufeln als die 
Gegner. An angenehme Parlamentär 
beit gewöhnt, schrecken sie die Leute 
vor möglichen Folgen ihrer Mitglied 
schäft in der Kommunistischen Partei 
statt die Angriffe abzuwehren.

Die Anfragen und die Erfahrungen 
aus dem Parteimilieu zeigen etwas ande 
res: die Leute erwarten und verlange; 
von der Partei Taten. Handelt sie, er 
wirbt sie wieder Vertrauen. Darum gel 
es und nicht um den Namen. Es ist e 
Ausrede, wenn die Rechten von der Ri 
sivität der Massen sprechen und dadi 
ihre Untätigkeit rechtfertigen wollen.

Die Veränderung der Partei zu e 
halb-sozialdemokratischen hat ke 
Chancen. Das zeigt das Schicksal 
schon früher abgespaltenen Gn 
Mohorita-Kraus. In unserer Gesei 
schäft gibt es keinen Raum für zwei 
zialdemokratische Parteien. Die Hof 
nung, in der Mitte fischen zu können, 
Wahn. So viele bemühen sich, dort 
angeln, jedoch ohne Erfolg. Die GescT 
schäft scheint sich mehr zu polarisiere 
Gäbe es nicht eine konsequente Link 
partei (die Sozialdemokraten steiler 
solche bei weitem nicht vor), danr 
die Gefahr, daß sich die < 
Massen der radikalen Rchten, den r 
schisten zu wenden. Das lehrt auch 
Geschichte. Auch bei uns- beginnt sic 
die Verdroßenheit in Bezug auf die ca 
blierten Parteien zu zeigen. Das 
die Mahnung an alle Linken sein: 
manchmal kleinlichen Hindernisse 
Seite zu legen und zur effektiven 
gegen die drohenden Gefahren 
rechts sich vereinigen, ohne die 
Identität aufzugeben.

(ZusammenstdEr.i



Politische Berichte 15/S3
Auslandsberichterstattung

Über den Streik bei 
Sachs-Iberica

Internationale Umschau Kurdistan: Ungeheurer
___________________________________________ Militärterror und Massaker

Vertreter der baskischen Gewerkschaft 
IAB steilen im folgenden ausführlich 
Ablauf und Hintergründe des Streiks im 
baskischen Sachs-Werk und die Bedin­
gungen des gewerkschaftlichen Wider­
stands in der Krise im Baskenland dar.

Die Mitgliedschaft der Arbeiter in Ge­
werkschaften ist sehr niedrig, in Spanien 
nicht mehr als 10 % und im Baskenland 
etwas mehr als 20 %. Bezüglich der An­
gehörigkeit der Gewerkschaften zu den 
politischen Parteien waren, bis vor drei 
bis vier Jahren. UGT politisch der PSOE 
(Sozialisten), CCOO der PCE (Kom­
munisten). und im Baskenland LAB der 
Herri Batasuna („Baskische Vereini­
gung für nationale Befreiung“) und 
ELA der P.N.V (konservative baskische 
Nationalisten) zuzuordnen.

Bei Sachs-Iberica ist LAB die stärkste 
Gewerkschaft. Bei den Bctriebsratswah- 
len 1990 gaben die 300 Belegschaftsmit­
glieder der LAB mit sieben Repräsen­
tanten die Mehrheit, die UGT erhielt 
fünf und ELA eins von insgesamt 13 Be­
triebsratsmandaten .

Der Provinz-Tarifvertrag hat heute 
fast nur noch in den kleinen Firmen Be­
deutung. In diesen kleinen Firmen gibt 
es kaum Betriebsräte und Gewerk­
schaftsvertretungen.

Verhandelt und abgeschlossen wird 
der Provinz-Tarifvertrag, der nur Min­
destbedingungen regelt, für den Sektor 
Metall jedoch von den Gewerkschaften 
und Geschäftsführern der großen Fir­
men. Für diese großen Firmen werden 
durch zusätzliche individuelle Verhand­
lungen Verbesserungen über den Tarif­
vertrag hinaus vereinbart. Die zentralen 
Gewerkschaften und die E.L.A. haben 
den Provinztarifvertrag auf dieses Min­
destniveau hingeführt und das System 
individueller Verhandlungen entwik- 
kelt.

1991, als die Belegschaft wegen der 
neuen Stoßdämpfer-Montagelinie auf 
fast 300 anwuchs, wurde bei Sachs-Ibe- 
rica erstmals ein Haustarifvertrag durch-...

Im nach fünf Wochen Streik abge­
schlossenen Hauslarifvertrag wurde ge­
regelt: Lohndifferenzierung: Annähe­
rung der Direktarbeiter zu den Arbeitern
3. Klasse in zwei Jahren (0,3%); die vier 
entlassenen Arbeiter mit befristetem 
Arbeitsvertrag werden als erste wieder 
eingestellt, wenn Personal eingestellt 
wird; Unfall: Ab dem 1. Tag 100% 
Lohnfortzahlung bei Unfall, inbegriffen 
Treucgeld; Krankheit: Ab dem 45. Tag 
100% mit Treuegeld; Lohnerhöhung 
um 5,1 % und 10000 Ptas (146 DM) zur 
Prämie im Mai (entspricht 0,3 % auf das 
sanzc Jahr); Unfallversicherung über 
2500000 Ptas (36500 DM); Beibehal­
tung der gewerkschaftlichen Rechte.

Die Geschäftsführung wollte von An­
fang des Jahres an keine Tarifvertrags­

Italien: Sozialpakt 
statt Tarif kampf?
„Eine Einigung ohnegleichen, die unse­
re Glaubwürdigkeit im In- und Ausland 
erhöht“, jubelte der italienische Mini­
sterpräsident Ciampi und brachte die 
Vereinbarung „zur Senkung der Ar­
beitskosten“ brühwarm auf den G7-Gip- 
fel nach Tokio. „Ein Wunder“, fand der 
Arbeitsminister. Die zwischen Regie­
rung, Untemehmerverbänden und offi­
ziellen Gewerkschaften getroffene Ver­
einbarung listet im Umfang von etwa 
zwei Zeitungsseiten eine Fülle der ver­
schiedensten Maßnahmen auf, mit de­
nen die Konkurrenzfähigkeit der italie­
nischen Wirtschaft gesteigert werden 
soll. Im Mittelpunkt steht dabei die ge­
werkschaftliche Tarifpolitik, genauer: 
die Einpassung der Tarifpolitik in eine 
inzwischen EG-weit koordinierte Wirt­
schafts- und Finanzpolitik.

Die Lohntarifpolitik bestand in Italien 
traditionell aus drei Säulen: einem natio­
nalen Branchentarif, dem automatischen 
Teuerungsausgleich Scala mobile und 
einer betrieblichen Vcrhandlungsebene. 
Die Untemehmerverbände verlangen 
seit Jahren die Reduzierung auf eine na­
tionale Vereinbarung und haben 1992 
erfolgreich die Scala mobile beseitigt. 
Die jetzige Vereinbarung sieht vor, daß 
nationale Branchentarife bei den Ein­

verhandlungen für dieses Jahr führen. 
Am 24. Februar wurden die Gewerk­
schaften zusammengeholt, um zu errei­
chen, daß kein Tarifvertrag unterschrie­
ben wird. Die Geschäftsführung sagte, 
sie wolle das Stoßdämpferwerk retten, 
da dieses für 1995 keine Aufträge mehr 
habe.

Vom 17. März bis zum 19. April wur­
de versucht zu verhandeln. Doch dies 
war unmöglich, da die Geschäftsführ­
ung absolut nicht dazu bereit war und in 
keinem einzigen Punkt nachgab und die 
Gehälter für drei Jahre einfrieren wollte.

Am 6.4.93 entschied die Belegschaft 
für Streik, falls die Verhandlungen nicht 
vorwärts kommen sollten. Am 27. 
April, dem ersten Streiktag, wurde mit 
der Ausrede, daß 45 Kollegen nicht ta­
rifgebunden seien, die baskische Polizei 
von der Geschäftsleitung gerufen, um 
uns vor dem Betrieb niederzumachen. 
Dies gelang jedoch nicht, weil diese 45 
Kollegen sich weigerten, mit der Polizei 
den Betrieb zu betreten.

Am 6.5. erhielten wir Briefe an unse­
re Privatadressen, in denen die Ge­
schäftsführung erklärte, daß der Lohn 
vom April nicht gezahlt werden könnte, 
da aufgrund des Streiks Aufträge von 
Kunden verloren gingen und die Fabrik 
in große Gefahr gebracht würde.

Der unbefristete Streik, der am
27.4.93 begonnen und am 28.5.93 be­
endet wurde, hat letztlich dazu geführt, 
daß wieder ein Tarifvertrag unterschrie­
ben werden mußte.

Die Krise behinderte den Arbeits­
kampf! Wer traut- sich seinen Arbeits­
platz zu verlieren, bei einer Arbeits­
losenquote von 25 % im Baskenland und 
18 % im Rest von Spanien?

Dieser Streik war für die Firma sicher 
sehr wichtig bezüglich der zukünftigen 
Entwicklung der Lohnkosten. Doch 
wieviel kosten denn eigentlich die 
Streikbrecherarbeiten? Wie hoch waren 
die Kosten für die 45 außertariflichen 
Kollegen, die den höchsten Lohn in der 
Firma erhalten, und die während des 
Streiks weiter bezahlt wurden?

Was kosteten die getätigten Reisen der 
Geschäftsleitungen während des Streiks, 
um unsere Arbeiten anderweitig zu or­
ganisieren? Ist dies nicht auch alles ge­
fährlich teuer für die Zukunft der Firma?

Wenn wir als soziale Kräfte nicht Zu­
sammenhalten, erwartet uns die Gefahr 
einer rückwärts gehenden Sozialent­
wicklung wie im letzten Jahrhundert, 
anstatt des angezielten Modells für das 
kommende Jahrhundert.

Letztes Jahr wurden allein im Basken­
land 1000 Firmen geschlossen.

Auf was warten die verschiedenen 
Regierungen, um nach Lösungen zu su­
chen? Müssen wir Arbeiter uns dem­
nächst wegen eines Arbeitsplatzes um­
bringen ?
Quelle: nachrichten & Standpunkte Nr. 14/93

kommen zwei Jahre, bei den Arbeitsbe­
dingungen vier Jahre laufen. Eine zweite 
betriebliche (oder bei kleineren Unter­
nehmen territoriale) Verhandlungsebe­
ne ist zwar möglich, aber an „Produkti­
vität, Qualität und andere Elemente der 
Wettbewerbsfähigkeit“ dieser Unter­
nehmen gekoppelt. Laufzeit auch hier: 
vier Jahre. Obendrein wären die Ge­
werkschaften mit der Vereinbarung in 
ein umfassendes System von Einrichtun­
gen und Verpflichtungen eingebunden, 
mit denen die offiziellen Ziele der Wirt­
schafts- und Finanzpolitik durchgesetzt 
und eine an den Interessen der Beschäf­
tigten orientierte und auch zu Arbeits­
kampf fähige Gewerkschaftspolitik aus­
geschaltet werden soll.

Endgültig unterschrieben werden soll 
das ganze Paket am 22.7. Bis dahin wol­
len die offiziellen Gewerkschaften in al­
len Betrieben teils offene, teils geheime 
Abstimmungen durchführen. Wie diese 
Abstimmungen auch ausgehen, die offi­
ziellen Gewerkschaften stecken in ihrer 
schwersten Krise. Sie werden weiter 
Mitglieder verlieren. Die Diskussion 
der letzten Monate auch in linken Krei­
sen, neben den offiziellen Gewerkschaf­
ten etwas Neues aufzumachen, wird zu­
nehmen. — (rok)

Etwa 400000 Menschen demonstrierten am 7. Juli in Ankara aus Anlaß der Beerdi­
gung der Opfer des Massakers von Sivas gegen die fundamentalistischen Kräfte und 
gegen den türkischen Staat. Am 2. Juli hatten in Sivas fundamentalistische Kräfte ein 
Hotel angezündet. 50 Menschen, darunter zahlreiche Künstler, kamen dabei ums 
Leben. Sie wurden teilweise von den Fundamentalisten mit Gewalt in das brennende 
Hotel zurückgejagt, aus dem sie hatten flüchten wollen. Der Anschlag galt dem 
Schriftsteller Azis Nesin, der die „Satanischen Verse“ auf türkisch herausgegeben 
hatte. Die örtliche Polizei sah dabei zu, der Bürgermeister von Sivas hatte die Funda­
mentalisten direkt aufgehetzt. Die türkischen Fundamentalisten stehen unter enger 
Kontrolle des türkischen Staates. Die Stadt Sivas liegt an der Grenze zwischen den 
türkischen und kurdischen Siedlungsgebieten. Die Proteste in Ankara und anderen 
Städten nach dem Massaker richteten sich deutlich gegen den türkischen Staat, zum 
Teil wurden Parolen laut wie „PKK, komm nach Sivas!“ — (rül, Bild: Özgür Gündem)

Niederlande: Renten für 
Invalide verschlechtert
Das niederländische Parlament hat am 6. 
Juli nach langen Auseinandersetzungen 
eine deutliche Verschlechterung der In­
validenrenten beschlossen. Bisher lagen 
die Invalidenrenten bei 70 % des letzten 
Arbeitsentgelts. Diese Zahlungen sollen 
durch das neue Gesetz drastisch gesenkt 
werden.

Vor der Verabschiedung des Gesetzes 
durch die Mehrheit von Christdemokra­
ten und Sozialdemokraten, die gemein­
sam die niederländische Regierung stel­
len, hatten Gewerkschaften und Behin­
dertenverbände im ganzen Land zahlrei­
che Protestaktionen durchgeführt, um 
die Regierungspläne zu Fall zu bringen. 
In diesen zwei Jahren dauernden Aus­
einandersetzungen war es den Gewerk­
schaften gelungen, für etwa zwei Drittel 
aller Lohnabhängigen Tarifverträge ab­
zuschließen, die eine kollektive Zusatz­
versicherung bei privaten Versicherun­
gen oder Pensionsfonds vorsehen, durch 
die chronisch kranke Lohnabhängige 
zusätzlich versichert, sind. Am Ende 
mußte die Regierung dann auch im Par­
lament noch etwas zufückstecken. Be­
vor das neue Rentengesetz verabschie­
det werden konnte, mußte die Regierung 
zusagen, durch ein neues Gesetz private 
Versicherungen zu verpflichten, einen 
zusätzlichen Garantiefonds für chro­
nisch Kranke zu errichten.
Quelle: Neue Zürcher Zeitung, 7. Juli — (rül)

Griechenland: Proteste 
gegen Privatisierungen
In Griechenland wächst der Widerstand 
gegen das Privatisierungsprogramm der 
Regierung Mitsotakis. Seit ihrem Amts­
antritt nach den Wahlen im April 1990 
versucht die Regierung, zahlreiche öf­
fentliche Betriebe zu privatisieren. Da­
runter sind städtische und regionale Ver­
kehrsbetriebe, staatliche Werften, das 
Telefon- und Telegrafenamt, das staatli­
che Elektrizitätsuntemehmen. Ein Teil 
der Unternehmen ist bereits an griechi­
sche Kapitalisten und ausländische Kon­
zerne (die u.a. an dem staatlichen Tele­
fon- und Telegrafenamt wegen der damit 
verbundenen langfristigen Aufträge im 
Telekommunikationsbereich interes­
siert sind) verkauft worden. Weitere Un­
ternehmen stehen zum Verkauf an. Da­
gegen fanden Anfang Juli erneut große 
Protestkundgebungen u.a. in der Haupt­
stadt Athen und in der zweitgrößten 
Stadt des Landes, in Saloniki, statt. Die 
Protestkundgebungen, die der Auftakt 
zu einer neuen Welle von Protestaktio­
nen sein sollen, werden von allen linken 
Parteien und Gewerkschaften ein­
schließlich der sozialdemokratischen 
PASOK, der Linksallianz und der grie­
chischen KP (KKE) organisiert und un­
terstützt. Die PASOK, Linksallianz und 
KKE verfügen im griechischen Parla­
ment zusammen über fast die Hälfte der 
300 Sitze, so daß die Regierung befürch­
ten muß, bei einem Streit in den eigenen 
Reihen ihr Privatisierungsprogramm 
nicht durchs Parlament zu kriegen. Mit 
Neuwahlen kann die Regierung nicht 
drohen — nach Umfragen drohen ihr 
schwere Verluste.
Quelle: Neue Zürcher Zeitung, 10.7.— (rül)

USA: 14000 Bergarbeiter in 
6 Bundesstaaten im Streik
Die US-Bergarbeitergewerkschaft 
UMWA hat ihren Streik gegen die bei­
den größten US-Kohlekonzerne, Peabo­
dy Holding Cq. und Consol Energy Inc., 
ausgeweitet. 14000 Bergarbeiter in 
sechs US-Bundesstaaten sind jetzt im 
Streik. Der Streikkampf der Bergarbei­
ter hatte im Mai begonnen. Die Gewerk­
schaft verlangt einen neuen Tarifvertrag 
mit höheren Löhnen, schärferen Sicher­
heitsvorschriften und einem verbesser­
ten Kündigungsschutz insbesondere für 
ältere Bergarbeiter. Die Kohlekonzerne 
versuchen systematisch, ältere Gruben, 
in denen die UMWA stark ist und in de­
nen sie UMWA-Tarife zahlen müssen, 
stillzulegen und in neuen Gruben dann 
keine UMWA-Tarife mehr zu zahlen. 
Auch dagegen will die UMWA mit ih­
rem Streik Schranken errichten. Wie 
enorm die Konzerne schon jetzt die Ar­
beitsbelastung für die Arbeiter hochge­
trieben haben, ersieht man daran, daß 
nach UMWA-Angaben 44-jährige US- 
Bergarbeiter durchschnittlich nur noch 
eine Lebenserwartung von sieben Jahren 
haben. Mit ganzseitigen Anzeigen in der 
Wirtschaftspresse, in denen sie der 
UMWA „Gewaltanwendung“ vorwar­
fen, versuchen die Kapitalisten, den 
Streik der Bergleute zu isolieren — bis­
hervergeblich.

Die UMWA hat nun ihrerseits eine 
Propagandakampagne gestartet, in der 
sie die Hetze der Konzerne gegen die 
Streikenden zurückweist und zugleich 
die Verödung ganzer Regionen durch 
die Stillegungspraktiken der Kohlekon- 
zeme angreift. Dabei weist sie insbeson­
dere auch auf die hohe Zahl von Todes­
fällen in den Gruben hin, in denen die 
Arbeiter ohne Tarife ausgebeutet wer­
den. Allein in den beiden Monaten De­
zember 1992 und Januar 1993 kamen bei 
Unfällen in solchen Gruben 18 Bergleu­
te ums Leben.
Quelle: AFL-CIONews, 28. Juni 1993 — (rül) 

Die Betriebsführung des belgischen VW-Montagewerks in Vorst verstärkt den Druck 
auf die Belegschaft. Am 21. Juni kam es in einigen von Schließung bzw. Entlassun­
gen bedrohten Abteilungen (u.a. in der Polsterei) zu Proteststreiks, u.a. gegen die 
unerträgliche Arbeitshetze. Infolge dieser Proteststreiks stand die gesamte Produk­
tion im Werk kurzzeitig still. Auf der Betriebsversammlung neun Tage später wurde 
dann bekannt, daß die Betriebsführung die ausgefallene Produktion durch Strei­
chung von drei Urlaubstagen nachholen will! Begründung: Man habe Lieferverpflich­
tungen gegenüber dem Konzern, die eingehalten werden müßten. Die Gewerkschaf­
ten lehnen diese Forderung der Betriebsleitung ab, Vertrauensleute wollten Ende 
Juni versuchen, durch neuerliche Proteststreiks die Betriebsführung zur Rücknahme 
der Urlaubsstreichung zu zwingen. Bild: Streikposten bei dem Proteststreik am 21. 
Juni.— (rül, Bild: Solidair) ~

Mit einer beispiellosen Terrorkampagne 
und Massakern an der kurdischen Bevöl­
kerung will die türkische Armee und 
Regierung versuchen, bis Frühjahr 1994 
den Widerstand der kurdischen Bevöl­
kerung zu brechen. Hintergrund ist, daß 
im Frühjahr 1994 in der Türkei Kommu­
nalwahlen anstehen. Die türkische Re­
gierung fürchtet, daß die PKK und mit 
ihr verbundene Kräfte dabei die Kom­
munalverwaltungen in den kurdischen 
Gebieten mit ihren Leuten gewinnen. 
Vorsorglich hat Gencralstabschef Güres 
deshalb bereits angekündigt, wenn die 
PKK nicht bis Frühjahr 1994 „vernich­
tet“ sei, werde man über die kurdischen 
Gebiete das Kriegsrecht verhängen.

Die kurdische Nachrichtenagentur 
KURD-HA veröffentlichte das folgende 
Dokument über die Ermordung von 24 
Zivilisten und sechs türkischen Soldaten 
durch das türkische Militär.
— (rül, aus: Kurdistan-Rundbrief 15/93)

Am 2. Juli wurden 24 von 27 gefangen 
genommenen Bauern und sechs Solda­
ten, die sich gegen die Ermordung von 
Zivilisten stellten, von türkischen Ar­
meekräften in §irnak ermordet. Die 
Operation am Fuß der Gabar (Küpeli)- 
Berge wurde von dem Kommandanten 
Mete Sayar geleitet und versucht, als 
Operation gegen „Terroristen“ in der 
Öffentlichkeit darzustellen. Die kurdi­
sche Nachrichtenagentur KURD-HA 
veröffentlichte einen Funkmitschnitt der 
Befehle des Kommandanten, der den 
Charakter der Massakerpolitik des türki­
schen Staates in Kurdistan wieder ein­
mal beweist. Acht Soldaten wehrten sich 
gegen die Ermordung von Zivilisten. 
Sechs von ihnen wurden deshalb eben­
falls ermordet, die anderen zwei wollte 
Sayar zu sich geschickt bekommen. Au­
ßerdem verlangte Sayar, daß die ermor­
deten Bauern und Soldaten und drei noch 
lebende Bauern aus einem Hubschrau­
ber geworfen werden. Die staatstreue 
Zeitung Hürriyet berichtete als Propa­
gandamedium des Militärs von dem 
„großen Erfolg in der Terrorismusbe­
kämpfung“ unter der Schlagzeile „23 
PKK’ler getötet“.

Hier Auszüge aus dem Funkmitschnitt 
zwischen Mete Sayar und den verant­
wortlichen Militärs vor Ort:

„... Sayar: Wie ist die Lage, gibt es 
Probleme?
Antwort: Alles läuft wie geplant ... 
Wir haben den Punkt gesäubert. Es wa­
ren 27'Personen dort, wir habe sie alle.
Sayar. Vernichtet sie alle ... Es soll 
keine Probleme geben, ist das klar ...
Antwort: Ok, Ufuk 10, wir haben die 
Sache erledigt wie geplant, aber ...
Sayar: Warum, was wollen diese Hu­
rensöhne (d. Übers.: gemeint sind die 
Soldaten, die sich gegen die Ermordung 
der Zivilisten stellten). Erst gestern wur­
den so viele neben ihnen erschossen. 
Waren das denn nicht alle ihre Kamera­
den? Warum haben sie mit denen kein 
Mitleid? Diese Hurensöhne, erledigt 
sie! ...
Antwort: Sie waren auf einmal alle da­
gegen. 24 haben wir schon erledigt, bei 
dreien haben sie nicht mitgemacht. Ich 
sagte: „Wir legen Waffen zu ihren Lei­
chen und rufen den Hürriyet-Reporter“, 
aber das klappte nicht... •
Sayar: Verstanden, Uyum 10. Schicke 
mir die zwei und erledige die anderen.“
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Der Kampf der Roma für 
Bleiberecht geht weiter
München. Die Roma, die sieben Wo­
chen lang auf dem Gelände der KZ-Ge­
denkstätte in Dachau gegen ihre Ab­
schiebung protestiert haben, mußten ih­
re Fluchtburg auf Druck der bayerischen 
Staatsregierung und der Kirchenleitung 
räumen. Die vielen Proteste und De­
monstrationen haben leider kein Um­
denken dieser Institutionen bewirkt. Am 
Mittwoch, den 7.7., hat deshalb Rudko 
Kawzcynski (Roma National Congress) 
mit ca. 150 Roma die KZ-Gedenkstätte 
verlassen und ist nach Straßburg gefah­
ren, um vor dem Europäischen Gerichts­
hof eine Klage gegen die Bundesrepu­
blik wegen Verstoß gegen das Völker­
recht zu stellen. Am Tag darauf fand in 
München zusammen mit den anderen 
Roma, die inzwischen auch Dachau in 
Richtung Straßburg verlassen haben, ei­
ne Protestkundgebung des Bündnisses 
gegen Rassismus statt. Den Roma wird 
auf ihrem weiteren Weg des Kampfes 
für ein Bleiberecht viel Erfolg ge­
wünscht und Solidarität bekundet.

Während des evangelischen Kirchen­
tages waren die Roma „gern gesehene 
Gäste“ der Kirche. Auch die Bayerische 
Staatsregierung hielt es nicht für ange­
bracht, einzugreifen und vor den Augen 
der internationalen Öffentlichkeit Roma 
von einem ehemaligen KZ-Gelände ge­
waltsam zu vertreiben. Doch kaum war

Gemeinderatsinitiative 
von Bürgerblock gekippt
Konstanz. Ende letzten Jahres beschloß 
das Antifaschistische Bündnis Kon­
stanz, einen Antrag an den Gemeiderat 
zu formulieren, der die Verwaltung auf­
fordert, „Organisationen und Personen, 
wenn sie oben umschriebenes faschisti­
sches Gedankengut vertreten, künftig 
keine städtischen Räume mehr zu verge­
ben; sie darf für-diese keine Demonstra­
tionen, Kundgebungen und keine ande­
ren Arten öffentlicher Auftritte mehr ge­
nehmigen und soll ihnen Stände und 
Plakattafeln verweigern.“ Im vorherge­
henden Abschnitt wird faschistisches 
Gedankengut beschrieben: „Ausländer­
haß und Rassismus, völkische, nationa­
listische und militaristische Propaganda, 
sowie Gedankengut, das nicht den Zie­
len der Völkerverständigung veipflich- 
tet ist, dürfen keinen Platz in der Öffent­
lichkeit haben. Solche Aktivitäten stel­
len einen Angriff auf die im Grundgesetz 
festgeschriebenen Menschenrechte dar 
und widersprechen der „internationalen 
Konvention gegen jede Form der Ras­
sendiskriminierung“, deren Bestim­
mungen (seit 1969) auch in der Bundes­
republik Gültigkeit haben.“

Mit dieser Gemeinderatsinitiative 
wollte das Antifaschistische Bündnis ei­
ne breite Diskussion über faschistische 
Umtriebe in Konstanz in Gang bringen. 
Deshalb wurde in verschiedenen Flug­
blättern die Gemeinderatsinitiative in­
haltlich begründet und das Rechts- und 
Ordnungsamt wegen seiner Haltung bei 
der Vergabe von Ständen an faschisti­
sche Organisationen von den Republi­
kanern bis hin zur „Nationalen Offensi­
ve“ angegriffen. Von Februar bis Mitte 
Mai wurden 1600 Unterschriften zur 
Unterstütung des Antrages gesammelt. 
Freie Grüne Liste (FGL) und SPD haben 
den Antrag in den Gemeinderat einge­
bracht. Auf der Sitzung am 1. Juli sollte 
er verabschiedet werden.

Die Verwaltung hatte zu diesem Ter­
min eine eigene Vorlage ausgearbeitet, 
in der aber im wesentlichen die Formu­
lierungen aus dem Antrag des Bündnis­
ses übernommen wurden. Einzig bei der 
Frage nach den rechtlichen Möglichkei­
ten der Stadt, Stände von Faschisten zu 
verbieten, wich die Vorlage vom eigent­
lichen Antrag ab. Während im Antrag 
des Bündnisses die Verwaltung aufge­
fordert wird, Stände zu verbieten und 
dies mit deren faschistischer Propagan­
da begründet wurde, ging der Antrag der 
Verwaltung davon aus, daß nur verboten 
wird, wenn eine unmittelbare Gefähr­
dung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung vorliege. Der Schluß, daß für 
diese Gefährdung „linken Chaoten“ 
(Oberbürgermeister Eickmayer) verant­
wortlich gemacht werden, liegt nahe. 
Alles in allem bot der Antrag jedoch eine 
Grundlage, um faschistische Auftritte in 

der Kirchentag vorbei, drohte das baye­
rische Innenministerium den Roma mit 
polizeilicher Räumung und Abschie­
bung, falls sie nicht bis zum 20. Juni die 
KZ-Gedenkstätte verlassen. Dieses Ulti­
matum konnte zwar durch Protestaktio­
nen etwas hinausgezögert werden. So 
wurde am 22. Juni das Büro des Landes­
bischofs Hansel mann in München be­
setzt, um eine Pressekonferenz zur Un­
terstützung der von Abschiebung be­
drohten Roma durchzuführen und den 
Bischof und die Kirchenleitung zu bewe­
gen, ihre bisherige Haltung zu überden­
ken. Diese Aktion wurde mit polizei­
staatlichen Mitteln beendet. Am 3. Juli 
fand eine bundesweite Demonstration 
mit ca. 500 Leuten in Dachau statt. Hier 
wurden auch Erklärungen aus dem ge­
werkschaftlichen Bereich, der Gewerk­
schaft HBV und der Frauendelegierten­
konferenz der IG Metall bekannt. Das 
Bleiberecht konnte aber auch mit diesem 
Protest nicht durchgesetzt werden.

Das Unrecht, das Nazi-Deutschland 
an den Roma begangen hat, werde heute 
von der Bundesregierung auf andere, 
„moderne“ Weise fortgesetzt, lautet die 
Kritik. Roma werden an den „deutschen 
Ostgrenzen“ mit Infrarot-Kameras und 
Spezialeinheiten der Grenztruppen ge­
jagt, in Lager gesperrt und massenhaft 
deportiert. — (dil)

Konstanz wirksam zu bekämpfen.
Was sich die bürgerliche Fraktionen 

auf der Gemeinderatssitzung erlaubten, 
läßt die Hoffnung auf eine Verbesserung 
der Lage auf kommunaler Ebene 
schwinden. Im Gegenteil: Es ist den 
Bürgerlichen gelungen, einen Antrag, 
der sich gegen menschenverachtende 
Politik und Handeln richtet, in einen An­
trag gegen linke Opposition und auslän­
dische Gruppierungen umzuwandeln. 
Dabei ist es aber nicht so, daß die 
Schwarzen und Braunen in diesem Ge­
meinderat besonders ideologisch be­
wandert wären. Das verstärkt die Sorge, 
daß weite Teile der Gesellschaft erstens 
immer noch nicht begriffen haben, was 
sich in diesem Staat anbahnt; viele haben 
jedoch begriffen und sich entschieden 
mitzumachen. Bei ihnen gilt nach wie 
vor: Der Feind steht links. Und so weit 
rechts, wie die Damen und Herren im 
Gemeinderat stehen, ist für sie eben 
schon links, wenn man versucht, z. B. zu 
verhindern, daß die „Nationale Offen­
sive“ eine Stand abhält, auf dem sie in 
Flugblättern „Freiheit für Schwamm­
berger“ fordert.

Um das klarer zu machen, stellen wir 
dem ursprünglichen Text die Ände­
rungsvorschläge (kursiv) der CDU ge­
genüber:

„Der Gemeinderat der Stadt Konstanz 
verurteilt schärfstens die Welle von Haß 
und Gewalt, der sich Menschen aus dem 
Ausland in den letzten Wochen und 
Monaten gegenübersehen. Er verpflich­
tet sich, alle zur Verfügung stehenden 
rechtlichen und politischen Möglichkei­
ten auszuschöpfen, um Aktivitäten fa­
schistischer Organisationen zu unterbin­
den.“

Satz eins bleibt gleich und dann weiter 
„Er tritt dafür ein, alle zur Verfügung 
stehenden rechtlichen und politischen 
Möglichkeiten in dieser Beziehung aus­
zuschöpfen, um Aktivitäten faschisti­
scher und linksextremer Organisationen 
sowie von Einzeltäterinnen und Einzel­
tätern und militanter ausländischer Or­
ganisationen zu unterbinden.“

Weiter wollte die CDU „militaristi­
sche Propaganda“ durch „militante 
Propaganda“ ersetzt haben.

Beide Änderungsvorschläge wurden 
in den dann von SPD, FWG, FDP und 
CDU verabschiedeten Antrag übernom­
men. Die FGL hat sich bei der Abstim­
mung enthalten, und vom OB verlangt, 
den ursprünglichen Antrag des Bündnis­
ses als weitergehenden Antrag abstim­
men zu lassen, was dieser dann aber 
nicht tat. Die SPD begründete die Zu­
stimmung damit, daß „eine nach allen 
Seiten vertretbare Position“ gefunden 
wurde. „80 bis 90 Prozent“ des ur­
sprünglichen Antrags seien verwirk­
licht.— (wmo)

Streik im Kfz-Handwerk 
4,3%, 36-Std.-Woche 1996
Kiel. Nach 8 Wochen Streik, dem läng­
sten Streik von Handwerkern in der Ge­
schichte der Bundesrepublik, wurde in 
Schleswig-Holstein im Kfz-Handwerk 
eine Lohnerhöhung von 4,3 Prozent und 
die Einführung der 36-Stundenwoche 
bei vollem Lohnausgleich ab dem 1.2. 
1996 vereinbart. Die regelmäßige Ar­
beitszeit wurde auf Montag bis Freitag 
festgelegt. Wochenlang hatte sich der 
Kfz-Verband geweigert, über eine Ar­
beitszeitverkürzung zu verhandeln. Er 
konnte sich dabei auf die Propaganda für 
eine Arbeitszeitverlängerung der Bun­
desregierung bis hin zur schleswig-hol­
steinische Landesregierung stützen. Die 
Streikenden haben mit vielen ideenrei­
chen Aktionen, Kraft und Mut gezeigt, 
daß man gemeinsam etwas bewirken 
kann, und das gesetzte Tabu der Arbeits­
zeitverkürzung durchbrochen. — (kaq)

OB Wahlen: Gebt Gauweiler 
keine Chance! Stoppt REP I 
München. Zu den OB-Wahlen am 12. 
September stehen mit Peter Gauweiler 
(CSU) und Christian Ude (SPD) die 
beiden aussichtsreichsten Kandidaten 
fest. Die Republikaner und einige weite­
re rechte Gruppen wollen ebenfalls mit 
Kandidaten antreten. Die Münchner 
Grünen setzen auf eine Entscheidung im 
ersten Wahlgang und wollen dort alle 
demokratischen, ökologischen und libe­
ralen Kräfte in München bündeln. In ei­
ner Pressemitteilung heißt es, daß auch 
ohne eigene Kandidatin (die 3. Bürger­
meisterin Sabine Csampai) ein tatkräf­
tiger Wahlkampf geführt werden solle, 
um den skrupellosen Rechtsaußen Peter 
Gauweiler in die Wüste zu schicken. Ein 
Münchner Bündnis verschiedener linker

VW-Rationalisierungskurs verschärft 
regionale Ungleichheit
Hannover. Die berüchtigte Lopez-Linie 
des VW-Konzerns scheint ihr erstes Zu­
lieferer-Opfer gefunden zu haben. Die 
Gießerei Mittelmann Guß GmbH in Vel­
bert schließt Ende September, 600 Be­
schäftigte sind betroffen. VW hatte für 
etwa ein Drittel der Produktion Preis­
nachlässe von 28 Prozent gefordert. 
Diese Preise deckten laut Konkursver­
walter nicht mal mehr die Personal- und 
Materialkosten. Die Politik des VW- 
Konzems wird schwere Verwerfungen 
in den Konzernbetrieben selbst und bei 
den Zulieferen nach sich ziehen. In den 
niedersächsischen VW-Betrieben arbei­
ten etwa 100000 Menschen, in den 2300 
niedersächsischen Zulieferbetrieben 
noch einmal etwa 130000. Durch Umor­
ganisation der Zulieferkette werden von 
den weltweit 10000 Zulieferern noch 
400 Systemzulieferer übrigbleiben, die 
komplette Aggregate liefern und selbst 
wiederum Zulieferer beauftragen. Der 
niedersächsische Wirtschaftsminister 
glaubt, daß 100 solcher Systemlieferan­
ten in Niedersachsen ansässig sein könn­
ten. In den VW-Konzernbetrieben selbst 
droht Personalabbau durch Verringe­
rung der Fertigungstiefe. Wenn wie im 
Werk Mosel das gesamte „Frontend“ in 
Wolfsburg vergeben würde, sind 4000 
Beschäftigte ihre Arbeit los. Wenn Lie­
feranten von Ausrüstungen das techni­
sche Management dieser Anlagen über­
nehmen würden, z.B. in der Lackiere­
rei, wären in Wolfsburg 3000 Arbeits­

Organisationen will am 11. September 
eine große Demonstration zu den Wah­
len unter dem Motto: „Gebt Gauweiler 
keine Chance! Stoppt die Republikaner! 
Den Nazis und Rassisten keinen Fuß­
breit Boden in unserer Stadt!“ organi­
sieren. — (dil)

Einzelhandel NRW noch 
ohne Abschluß
Köln. Die Tarifverhandlungen für den 
Einzelhandel in NRW sind letzte Woche 
erneut abgebrochen worden. Nach wie 
vor ist der Einzelhandelsverband nicht 
bereit, die Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfall vom ersten Tag an in den Man­
teltarifvertrag aufzunehmen. Wegen der 
Bedeutung der Auseinandersetzung hat 
sich die Gewerkschaft HBV um Unter­
stützung an den DGB gewandt. Die 
Hauptgemeinschaft des Deutschen Ein­
zelhandel sverbands behauptete, die Ta­
rifparteien trügen den Streit „ohne Not 
auf dem Rücken der Beschäftigten im 
Einzelhandel“ aus. Der Verband setzt 
auf die gesetzliche Einführung von Ka­
renztagen, um den Arbeitsdruck zu ver­
schärfen. — (ani)

Proteste bei Fa. GRAU: 
Weg mit den Karenztagen!
Heidelberg. Fast 90% der in der Be­
triebsversammlung der Fa. GRAU am
28.6.93 Anwesenden haben folgenden 
Brief an die Bundestagsfraktionen von 
CDU/CSU und FDP unterschrieben: 
„Aus der Presse mußten wir entnehmen, 
daß Sie am 1.7.93 einen Gesetzentwurf 
in den Bundestag einbringen wollen, der 
die Einführung von ,Karenztagen4 bei 
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
beinhaltet. Die Unterzeichneten nehmen 
nicht hin, daß kranke Arbeitnehmer/in- 
nen doppelt bestraft werden, indem sie 

plätze gefährdet. Den Standort Braun­
schweig mit seinem Werkzeugbau sieht 
der VW-Gesamtbetriebsrat in seiner 
ganzen Existenz bedroht. Zu dieser Ra­
tionalisierungspolitik gesellen sich noch 
Konjunkturschwäche und weltweite 
Automobil Überkapazitäten von 10 Mil­
lionen Fahrzeugen.

In dieser Situation verstärkt die nie­
dersächsische Landesregierung ihre 
„industriepolitischen“ Anstrengungen 
zur Erhaltung der „industriellen Wachs­
tumskerne“, also des VW-Konzems. 
Den Zulieferern soll durch Ausbau der 
Forschungs- und Bildungsinfrastruktur 
zur Verringerung des Innovationsdefi­
zits auf die VW-Sprünge geholfen wer­
den. Dem Konzern selbst sollen die Rah­
menbedingungen noch günstiger gestal­
tet werden, vor allem hinsichtlich der 
Ökologie, der Abfallwirtschaft und der 
Verkehrspolitik. Auch soll den nieder­
sächsischen Zulieferern ermöglicht wer­
den sich an ausländischen VW-Standor- 
ten wie Mexiko und China anzusiedeln. 
Es sollen mehr „höherwertige“ Ferti­
gungen in Niedersachsen gehalten wer­
den, etwa die Mikroelektronik im Auto, 
anderes kann ruhig in Billiglohnländer 
verschwinden. Daß mit dieser Linie die 
Konzentration in der Automobilbranche 
gefordert und die einseitige automobile 
Wirtschaftsstruktur Niedersachsens 
noch verstärkt wird, nimmt die Landes­
regierung in Kauf. Hauptsache es nützt 
dem großen VW-Konzern. Schreibt 

die Pflegckostcn für ältere Mensch« 
bezahlen müssen und die Arbeitgeber 
entlastet werden. Mit Empörung stellet 
wir fest, daß die Regierungsparteien so­
gar vor einem verfassungswidrigen Ein­
griff in die Tarifautonomie nicht zurück­
schrecken wollen, indem Ihr Gesetzent­
wurf vorsieht, tarifliche Lohnfortzah­
lungsbestimmungen außer Kraft zu set­
zen. Wir werden unseren Protest am Tag 
der Lesung fortsetzen und nicht ruhen, 
bis Ihr Vorhaben vom Tisch ist. Wir for­
dern Sie auf, ziehen Sie Ihren Gesetzent­
wurf zurück, verabschieden Sic eine 
Pflegeversicherung auf Basis der gesetz­
lichen Sozialversicherung! Keine Ka­
renztage bzw. Feiertage-Streichung!“ 
Am 1.7.93 haben ca. 300 Beschäftigte 
bis zu 1,5 Stunden verspätet die Arbeit 
aufgenommen. Ab 6.30 Uhr haben sie 
sich vor dem Firmentor versammelt. 
IGM-Bevollmächtigter Fischer und 
Betriebsratsvorsitzender Knauer forder­
ten, die geplanten Karenztage bzw. die 
Streichung von Urlaubs- oder Feierta­
gen sofort zurückzuziehen. — (aro)

Wunsiedel: „Gedenken 
an Heß“ verboten
Wunsiedel. Wie bereits in den zurück­
liegenden Jahren wollten faschistische 
Gruppierungen in Wunsiedel Mitte Au­
gust den Todestag des ehemaligen Hit­
ler-Stellvertreters Heß zum Anlaß neh­
men für eine bundesweite Demonstra­
tion. Eine Kundgebung „zum Geden­
ken“ wurde angemeldet. Das Landrats­
amt Wunsiedel hat diese Kundgebung 
verboten und das Anfang Juli in einer 
kurzen Presseerklärung mitgeteilt. Eine 
Gefährdung der Sicherheit sei zu erwar­
ten, mit einer großen Zahl „gewaltberei­
ter Gruppierungen“ sei zu rechnen und 
außerdem mit der Verbreitung national­
sozialistischen Gedankengutes. — (uth)

3.7.: Demonstrationen 
für kurdische Rechte
Köln In Köln, Frankfurt, Hannover, 
Stuttgart, Bern, Paris und Graz fan­
den am 3. Juli Demonstrationen von 
insgesamt mehr als 35 000 Kurdin­
nen und Kurden statt. Die Demon- 
sUationen richteten s\ch gegen d\e 
Ermordung des Kurden §esettin 
Kurt am 24. Juni in Bern durch türki­
sche Konsulatsbeamte bei einer 
Protestaktion vor dem Konsulat und 
gegen den anhaltenden türkischen 
Staatsterror. Zu den Aktionen hatte 
ein breites Bündnis türkischer und 
kurdischer linker Organisationen 
aufgerufen, darunter PKK, PSK, 
KAWA, Rizgari, RNK/KUK und 
andere Organisationen. In Köln 
(Bild) beteiligten sich etwa 10000 
Personen. — (rül, Bild af/mz)

Wirtschaftsminister Fischer doch in sei­
nem Jahreswirtschaftsbericht: „Der 
Staat unterstützt durch eine komplemen­
täre Industrie- und Dienstleistungspoli­
tik die Unternehmen in ihrem Bemühen 
um internationale Wettbewerbsfähig­
keit“.

Doch was nutzt die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit des VW-Kon­
zems, wenn Braunschweig ganz zur In­
dustriebrache wird? Was der steuerge- 
förderte Standort eines High-Tech-Zu­
lieferers in Mexiko, wenn durch Reim­
porte von Billigwaren hier ein Druck auf 
den Tarifstandard und Armut entsteht? 
Und in Mexiko zudem inhumane Ar­
beitsbedingungen? Eine Wirtschafts­
struktur von wenigen High-Tech-Ker­
nen und dazwischen sozial verödete 
Flächen verstärkt die regionalen Un­
gleichgewichte in Niedersachsen im­
mens. Zu fragen wäre, ob eine so geziel­
te staatliche Industriepolitik mit den 
Verfassungsgebot, für gleiche Chance: 
zu sorgen, nicht in Konflikt gerät? vbr 
dem Aufstieg des VW-Konzems gab es 
ein Landesentwicklungsprogramm, das 
regionale Ausgewogenheit verwirkli­
chen wollte. Hier gilt es wieder anzuset­
zen, zumal ja nicht ausgemacht ist. ob 
VW nicht genau der Konzern ist. der ö 
den nächsten zehn Jahren der Überp 
duktion halber die Flügel streckt ?
Quellen: HAZ verseh. Ausg. 
versch. Ausg.; mclal! 25.693: Ni'- 
schaftsbcricht 1993. Hannover — (gkh
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Schweinfurt. Ohne Zivis läuft nichts! — am 4.7. demonstrierten Zivildienstleistende 
auf dem Marktplatz gegen weitere Kürzungen im sozialen Bereich, von denen sie be­
troffen sind. Herabgesetzt werden sollen das Entlassungsgeld, der Tagessatz und 
das Verpflegungsgeld. — (aus: Nachrichten und Standpunkte Schweinfurt)

Siemens-Nixdorf Augsburg: 
„Outsourcing“ und Entlassungen

Ehrenamtlich 
Denunziant?
München. Das Bayerische Kabinett 
stimmte einem Gesetzentwurf zur Eta­
blierung einer „Sicherheitswacht“ zu. 
Wird der Gesetzentwurf im Herbst im 
Landtag verabschiedet, dann sollen ab 
Frühjahr 1994 in einem sechsmonatigen 
Test in Nürnberg, Ingolstadt und Deg­
gendorf ehrenamtliche „Sicherheits­
wächter“ gegen Straßenkriminalität, 
Sachbeschädigung und Vandalismus 
eingesetzt werden. Sie sollen unbewaff­
net sein, nicht uniformiert, aber ein Ab­
zeichen und ein Funkgerät tragen. Sie 
dürfen Zeugen befragen, Personalien 
feststellen und Personen bis zum Ein­
treffen der Polizei festhalten. Sie be­
kommen eine pauschale Aufwandsent­
schädigung von 12 DM pro Stunde und 
werden in einem 40-Stunden-Kurs ein­
gewiesen. Ihre Zuverlässigkeit soll 
überprüft werden, polizeiliche Erkennt­
nisse sind dabei zu berücksichtigen. Der 
Innenminister stellt sich z.B. „altge­
diente Reservisten“ oder „qualifizierte 
Frauen und Ausländer“ vor. Die SPD 
hat „verfassungsrechtliche Bedenken“, 
weil „hoheitsrechtliche Befugnisse**

ten übertragen werden dürfen. — (uth)

SS-Offizier Sprecher des 
Deutschland-Forums
Köln. Zum 1. Sprecher des „Christlich-_ 
Konservativen Deutschland-Forums“ 
NRW wurde Ende Juni Kurt Meyer aus 
Mülheim gewählt. Dieser Mann hat eine 
bemerkenswerte Laufbahn. Von der 
FDP trennte er sich 1969, trat der CSD 
bei und beteiligte sich an verschiedenen 
Projekten, die CSU bundesweit durch­
zugründen, wechselte dann wieder zur 

FDP und dann zur CDU. Die Antifaschi­
stischen Nachrichten Nr. 15/93 berich­
ten, daß Meyer ein strammer Nationalist 
war: Als Mitglied der Waffen-SS gehör­
te er als Panzeroffizier der sogenannten 
„Totenkopf-Division“, der Division 
„Hitlerjugend“ und anderen SS-Ver­
bänden an. Später war er führendes Mit­
glied der HIAG. — (jöd)

Katholische Kirche muß 
Homosexuelle ausbilden
Freiburg. Am 24.6. hat das Landesar­
beitsgericht Baden-Württemberg Frei­
burg in einem Berufungsverfahren das 
St. Josephshaus Herten, eine katholische 
Einrichtung der Behindertenpflege, da­
zu verurteilt, einen Fachschüler für 
Heilerziehungspflege, den sie unter dem 
Vorwand der Homosexualität von ihrer 
Fachschule für Sozialpädagogik hatte 
weisen wollen, auszubilden. Siegeszu­
versichtlich hatte die kirchliche Institu­
tion die Berufung gegen das gleichlau­
tende Urteil des Arbeitsgerichts Lörrach 
angestrengt, um ihre sittliche Anma­
ßung durchzusetzen. Das Landesarbeits­
gericht hat jetzt entschieden, daß die 
Kirche kein Recht habe, andere als die 
im fomularmäßigen Ausbildungsvertrag 
festgehaltenen Bedingungen (passender 
Schulabschluß, Praktikum, Verhalten 
gemäß der Schulordnung im Geist der 
caritas usw.) an die Durchführung der 
Ausbildung zu stellen. Die Verweige­
rung der Ausbildung nach Abschluß des 
berufspraktischen Jahres unter Berufung 
auf Homosexualität verstoße gegen den 
Grundsatz von Treu und Glauben. Das 
Gericht hat außerdem die Revision ge­
gen sein Urteil zum Bundesarbeitsge­
richt nicht zugelassen, so daß die Kirche 

• kaum Aussicht hat, das Urteil doch noch 
zu kippen. Az. 11 Sa 39/93— (chf)

Augsburg. Ende Mai wurde kurzfristig 
zu einer außerordentlichen Betriebsver­
sammlung eingeladen. Das gab es hier 
bisher noch nicht. Dauer ca. 3 Stunden, 
die ganze Belegschaft an einem Termin 
mitten am Vormittag, Platz ausreichend, 
da in einer großen, bereits leeren Werks­
halle. Der Werksleiter wurde erstmals 
mit deutlichen Buhrufen empfangen, 
mußte wegen „Aufhören-Rufen“ unter­
brechen, am Ende kein Applaus.

Anlaß war die neue Werksstruktur, 
d.h. Aufteilung in Segmente. Darunter 
kann man Fertigungsbereiche oder Ver­
triebsbereiche verstehen. Es wurde ein 
Vortrag zu den „neuen“ Aufgaben ge­
halten. Dabei kam heraus, daß genauge­
nommen innerhalb der kommenden 
zwei Jahre die Belegschaft nochmals bis 
auf ein Drittel reduziert werden soll. 
Was steckt dahinter?
1. Die Konjunktur ist in einem Tief, 
von dem die Investitionsgüterindustrie 
(u.a. wegen der langen Dauer) diesmal 
ebenso betroffen ist.
2. Wesentliche Teile des Marktes von 
SNI im Bereich der Großrechner werden 
von vier bis fünf Konzernen beherrscht.
3. Die Neuentwicklungen kommen in 
immer schnellerer Folge auf den Markt. 
Die Ankündigung neuer Systeme er­
folgt, bevor die Entwicklung vollständig 
abgeschlossen ist. Bei Verzögerungen 
der Neuentwicklungen sind alte Systeme 
nur noch schwer absetzbar, neue noch 
nicht zu haben.
4. „Lean production“ wird auch bei 
SNI praktiziert. Man hat als wesentli­

Bild: Siemens-Werke und Vertriebsstätten weltweit.

ches Element das „Outsourcing“ durch­
gesetzt. So wurde nahezu die gesamte 
mechanische Fertigung plattgemacht.
5. Bei einem so angespanntem Welt­
markt mit dem Konkurrenzkampf der 
Monopole sind Firmenzusammenbrüche 
an der Tagesordnung. Das ist im Werk. 
Augsburg deutlich zu spüren, denn von 
sieben Werken, die Baugruppen ferti­
gen, sind mindestens drei nach Auffas­
sung des Vorstandes zuviel. Zwei Wer­
ke sind bereits liquidiert.
6. Der „technische Wandel“ ist enorm. 
So wurde die Entwicklung der neue Sy­
stemgeneration der BS2000-Modelle, 
die nach 1996 auf dem Markt erscheinen 
sollte, gestoppt. Sie wird derzeit auf völ­
lig veränderter Bausteintechnologie 
wieder aufgesetzt. Hat ein Rechner der 
eben anlaufenden Serie ca. 6,5 Kubik­
meter, so wird der Nachfolgetyp noch 
ca. 1,2 Kubikmeter haben. Entspre­
chend auch der Arbeitsinhalt. Dabei ist 
der Zukauf ganzer Module („Lean pro­
duction“) noch eins obendrauf.

Diese ganzen technisch/wirtschaftli­
chen Erklärungen helfen der Belegschaft 
natürlich nicht weiter. Zu der in Augs­
burg ohnehin schon kritischen Lage im 
Maschinenbau und Textil kommen jetzt 
noch die Arbeitslosen aus der EDV- 
Branche. Auch die „leitenden“ Ange­
stellten werden zunehmend unruhig, da 
auch im sog. Führungskreis die Arbeits­
plätze nicht mehr sicher sind. Erschwe­
rend kommen die Schwächen und Al­
leingänge des Werksleiters hinzu. Die 
geforderte Loyalität bleibt aus. Tumulte 

auf der Betriebsversammlung sind also 
kaum verwunderlich. Der als Spalter­
gruppe gedachte Sprecherausschuß 
funktioniert nicht mehr so ganz, indem 
er jetzt erkennen muß, daß er wenig 
Macht hat, denn eine große Belegschaft 
kann er ja nicht hinter sich vereinen, wie 
der Betriebsrat. Von der Werksleitung 
verschaukelt, nimmt daher dieser Kreis 
einen eigenen Kampf auf und die Werks­
leitung in die Mangel. Die große Ret­
tung ist an dieser Front nicht zu erwar­
ten, doch etwas Schadenfreude über den 
nach hinten losgehenden Schuß mit den 
Sprecherausschüssen der leitenden An­
gestellten ist angebracht.

So ist auch die relativ breite Unterstüt­
zung der Forderungen des Betriebsrates 
zu verstehen: Stop dem Outsourcing, 
Erhalt und Ausbau der am Standort vor­
handenen Qualifikationen, Entwicklung 
und Vertrieb von OEM-Produkten (d.h. 
Anlagenteile und Ausgangsprodukte für 
andere Hersteller, Baugruppen) und Er­
halt des Werkes. Die Schließung wird 
immer stärker diskutiert. So stammt aus 
den Maßnahmen des Betriebsrats auch 
ein „Ideenwettbewerb“, eigentlich eine 
klassische Führungsaufgabe für einen 
Werksleiter. Positiv daran ist: Die ein­
gegangenen Ideen werden breit auf den 
Betriebsversammlungen diskutiert. Das 
Informationsblatt des Betriebsrats, 
„WIRUS“, ist inzwischen zur allgemei­
nen Informationsquelle geworden, auch 
für die jeweiligen Vorgesetzten. Peinli­
cher Zustand für die Werksleitung. Gute 
Arbeit lohnt sich ! — (mat)

Hetze gegen „Punker 
Penner, Asylanten“

Privatmanager für alle 
städtischen Krankenhäuser

Hamburg. Unter der Überschrift „Es 
reicht, Altona darf nicht verkommen!“ 
hetzen verschiedene „Bürgervereine“ 
in den Hamburger Stadtteilen Altona 
und St. Pauli gegen Obdachlose, Punks 
und Flüchtlinge. Zusammengeschlossen 

, haben sich Geschäftsleute unter dem 
Vorsitz des Geschäftsführers von Kar­
stadt-Altona zu einer „Aktionsgemein­
schaft“. Die Verarmung ganzer Stadt­
teile in Hamburg führt zu Umsatzrück­
gängen in den Altonaer Einkaufszen­
tren. etliche Läden haben geschlossen.

Um wieder die besserverdienenden 
i Schichten z. B. aus den Elbvororten an­

zulocken, soll die sichtbare Armut ver- 
: trieben werden. Gefordert wird die
• ..Verlegung von Punkern und Pennern 

aus den Fußgängerzonen“ und der 
„Schutz des Stadtteils“ vor der „Über­
schwemmung durch Asylbewerber“.

• Mit „mehr Abschiebungen“, „mehr Po­
lizei“, dem Einsatz „Schwarzer She-

• riffs“ sollen diese Forderungen durch­
gesetztwerden.

Eme Aktionseinheit von Stadtteil- und 
antifaschistischen Initiativen, die am 

| 22.6. zu einer Demonstration gegen ein
. Treffen der „Bürgervereine“ aufgeru­

fen hatte, schreibt u.a.: „Hintergrund 
der Kampagne ist die geplante Umstruk­
turierung der Einkaufszentren. (...) Zu 

' diesem Zweck wird skrupellos mit rassi­
stischen Ressentiments gearbeitet. Es 
hat eine solche Allianz aus Großkapital, 

i krisengeschütteltem Mittelstand und 

verhetztem Kleinbürgertum in der deut­
schen Geschichte schon öfter gegeben

An der Demonstration am 22.6. betei­
ligten sich etwa 250 Leute. Eine heftige 
Auseinandersetzung zwischen der Poli­
zei und Punks im Anschluß an die De­
monstration griff die bürgerliche Presse 
begierig auf, um ihre These von der Ver­
wahrlosung des Stadtteils erneut zu bele­
gen.

Die Aktion hat die Rolle der „Bürger­
vereine“ deutlicher gemacht. In den ört­
lichen Wochenblättern werden diese 
Vereine jetzt schon mal mit dem Attribut 
„rechtsextrem“ in Zusammenhang ge­
bracht. Der Bezirksamtsleiter Strenge 
(SPD) verweigerte den Vereinen, ihre 
wegen der Demonstration abgesagte 
Konferenz im Altonaer Rathaus stattfin­
den zu lassen-

Der Altonaer Bürgerverein verstärkt 
dabei seine Hetze. In seinem Juli-Mittei­
lungsblatt nehmen die Asylbewerber auf 
den Flüchtlingsschiffen den größten 
Raum ein. Um „Wirtschaftsflüchtlingen 
den Aufenthalt in Hamburg weniger at­
traktiv zu machen“, wird „eine drasti­
sche Verringerung der Sozialhilfe“ so­
wie die „Ausgabe von Lebensmittelgut­
scheinen“ gefordert. Um die „innere 
Sicherheit in Hamburg zu gewährlei­
sten, soll noch massiver abgeschoben 
werden: „Abschiebung bedeutet aktiven 
Schutz der einheimischen Bevölke­
rung“. — (res)

Stuttgart. Möglichst zum 1. Januar 
1995 sollen die städtischen Krankenhäu­
ser in sogenannte Eigenbetriebe umge­
wandelt werden. Mit dieser Entschei­
dung hat sich der Gemeinderat gegen die 
GmbH als Rechtsform ausgesprochen. 
Die ÖTV, die sich seit vielen Monaten 
nachdrücklich gegen eine GmbH einge­
setzt hatte, begrüßte diese Entschei­
dung.

Gegenüber dem bisherigen Status der 
Krankenhäuser als städtische Regiebe­
triebe erhalten sie als Eigenbetriebe — 
entprechend dem baden-württembergi­
schen Eigenbetriebsgesetz — partielle 
organisatorische und wirtschaftliche 
Selbständigkeit. Da die Krankenhäuser 
sowieso schon bisher einen eigenen 
Wirtschaftsplan hatten und viele Ange­
legenheiten (z.B. Einstellung von Per­
sonal) unabhängig von der städtischen 
Verwaltung regeln konnten, wird sich in 
der Praxis nicht mehr allzuviel ändern: 
Politisch verantwortlich bleiben der 
Gemeinderat und der Krankenhausaus­
schuß des Gemeinderats als Betriebsaus­
schuß. Die Gefahr besteht nur darin, daß 
in der noch zu erstellenden Betriebssat­
zung der Krankenhausträger (Gemein­
derat) weitreichende Zuständigkeiten an 
die Betriebsleitung abgibt, um sich da­
mit nicht mehr im Detail befassen zu 
müssen. Erheblich problematischer ist 
der gleichzeitig vom Gemeinderat ge­
faßte Beschluß, die Betriebsführung der 
Krankenhäuser an Manager von Privat­

firmen zu übertragen, mit der Begrün­
dung, daß damit die Krankenhausdefizi­
te eher gesenkt werden könnten.

Die ÖTV erklärte dazu vor der Presse, 
am 22. Juni: „Durch die Bindung der 
Krankenhausführung an Verträge mit 
Privatfirmen verliert die Stadt ihre 
Handlungsfähigkeit bei Fehlentschei­
dungen oder anderen umstrittenen Ent­
scheidungen der privaten Manager. Es 
darf dabei auch nicht übersehen werden, 
daß • Privatuntemehmen wie z.B. die 
Sana, deren Gesellschafter die großen 
Privatkrankenkassen sind, ganz eigene 
Interessen im Gesundheitswesen ver­
tritt, die sie im Zweifelsfall gegen städti­

sche Interessen durchsetzen könnte. Die 
Stadt wäre Angriffen der Öffentlichkeit 
und der Beschäftigten ausgesetzt, ohne 
reagieren zu können. So privatisiert die 
Sana im Katharinenhospital bestimmte 
Teilbereiche, obwohl die Stadtverwal­
tung händeringend nach Umsetzungs­
möglichkeiten für Beschäftigte, deren 
Stellen gestrichen werden, sucht, um 
niemanden zu entlassen ...

Diese Unterwerfung unter Privatinter­
essen der beauftragten Unternehmen 
will sich die Stadt Stuttgart auch noch 
einiges kosten lassen: Ein städtischer 
Manager würde ca. 300000 DM Kosten 
pro Jahr verürsachen. Die Sana im Kat­
harinenhospital erhält z. B. aufgrund des 
Managementvertrags nach einem Jahr 
Defizitsenkung, ohne daß das Defizit in 
den nächsten Jahren weiter sinken muß, 
bis 1997 insgesamt ca. 10 Mio. DM ...

Die geplante Verschwendung in Mil­
lionenhöhe ist eine Ohrfeige für alle, die 
unter den Sparmaßnahmen der Stadt 
Stuttgart zu leiden haben. Seien es Be­
schäftigte, deren Stelle oder gar der Ar­
beitsplatz bedroht ist oder betroffene 
Bürger/innen, denen die Stadt Leistun­
gen drastisch kürzt. Anscheinend ist ge­
nügend Geld vorhanden, wenn es darum 
geht, die Verantwortung scheinbar los­
zuwerden, obwohl dies die Gesetze gar 
nicht zulassen ...“
Quelle: Gemeinderatsdrucksache Nr. 302/ 
1993, Presseerklärung der ÖTV vom 22.6.93 
— (evo)
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Kurz berichtet

Steuerzahlerbund fordert 
Entlassungen im ö. D. Ost
Die Entlassung von 440000 Beschäftig­
ten des öffentlichen Dienstes in Ost­
deutschland fordert der Steuerzahler­
bund. Ein Vergleich zwischen den west- 
und ostdeutschen Ländern zeige, daß im 
Westen auf 10000 Einwohner 233, im 
Osten 304 '„Staatsdiener“ komme, bei 
den Gemeinden stelle sich das Verhält­
nis auf 10000 Einwohnern sogar mit 195 
zu 427 dar. Folglich, so der Steuerzah- 
lcrbund, müßten die ostdeutschen Ge­
meinden die Hälfte ihrer Beschäftigten 
entlassen. Dabei sollen sie nach seiner 
Auffassung von der erleichterten Kündi­
gung „mangels Bedarf* nach dem Eini­
gungsvertrag Gebrauch machen. Dieser 
Sonderkündigungstatbestand ist noch 
bis zum 31.12.93 möglich.

Nicht verglichen bzw. berücksichtigt 
hat der Steuerzahlerbund offensichtlich 
die erschwerten Bedingungen, unter de­
nen die Beschäftigten des öffentlichen 
.Dienstes ihre Arbeit leisten: so müssen 
sie sich nach wie vor in ihnen völlig 
fremde Materien einarbeiten, haben zu­
sätzliche „einigungsbedingte Aufgaben 
(z.B. Entschädigungen, Grundstücks­
übertragen usw.), die im Westen nicht 
anfallen, und alles bei mangelhafter In­
frastruktur.

Man darf gespannt sein, ob sich die 
Gemeinden an die „Empfehlung“ halten 
werden. Dann dürften Massenentlassun­
gen vor der Tür stehen. — (har)

Belfa-Werk privatisiert 
Hungerstreik beendet
Berlin. Die Belfa-Batteriefabrik war 
einst der größte Batteriehersteller der 
DDR. Während der letzten zwei Jahre 
hatte die Belegschaft drei Angriffe der 
Treuhand auf Belfa abgewehrt. Die Be­
legschaft befürwortet den Verkauf an 
den Münchner Immobilienentwickler 
Härtl, der bereits den Lampenproduzen­
ten Narva übernommen hat. Härtl hat 
nach Aussagen des Betriebsrates ver­
sprochen, alle Mitarbeiter zu überneh­
men. Der Treuhand sind Härtls Forde­
rungen (150000 DM pro Arbeitsplatz) 
jedoch zu hoch. Auch die zwischenzeit­
lich geplante Einrichtung einer Arbeits­
und Beschäftigungsgesellschaft (ABS) 
erwies sich als nicht machbar.

Nachdem am Freitag, den 25.6., allen 
127 Mitarbeitern die Kündigung zum 
30.6. zugegangen war, haben die Be­
schäftigten am 28.6. auf der Betriebs­
versammlung beschlossen, das Werk zu 
besetzen. 14 Mitarbeiter traten in einen 
unbefristeten Hungerstreik. Sie forder­
ten die Rücknahme der Kündigungen bis 
zur Privatisierung oder eine rechtsver­
bindliche Zusage, daß Belfa nur mit der 
Garantie der Übernahme der gesamten 
Belegschaft verkauft wird. Am 30.6. 
verkaufte die Treuhand Belfa an den 
Münchener Batteriehersteller Batropa — 
ohne Betriebsgelände. Batropa will je­
doch nur 82 der gegenwärtig 127 Mitar­
beiter übernehmen. Sie plant die Pro­
duktion von Designer-Batterien (analog 

Am 22. Juni beschloß der Berliner Senat einstimmig die Schließung mehrerer kultu­
reller Einrichtungen, darunter das Schiller-Theater. Eine Maßnahme unter vielen, um 
das große Haushaltsloch zu verkleinern. Ein Sturm des Protestes brach los. Eine „un­
verzeihliche Barbarei“ nannte es Hilmar Hoffmann, Präsident des Goethe-Institutes, 
einen „terroristischen Akt“ gar Kurt Masur. Während 20 nordrhein-westfälischen 
Theaterchefs einen Berlin-Boykott ankündigten, andere ein „Moratorium“ forderten, 
wieder andere ihre „Verdienstorden des Landes Berlin“ an den Regierenden Zurück­
gaben, klagt die F.D.P.-Fraktion gegen diese „Kulturschande“.
Nach dem Direktor der Schaubühne am Lehniner Platz soll das Personal an den Berli­
ner Theatern im nächsten Jahr aus Solidarität auf Tarifanhebungen verzichten. Der 
Präsidenten des Deutschen Bühnenvereins fordert u.a. eine Vereinheitlichung aller 
Theatertarifverträge sowie eine flexiblere Gestaltung der Arbeitszeit, besonders bei 
Technikern und Bühnenarbeitern sowie den Orchestermusikern. Ist das des „Pudel’s 
Kern“?— (har)

den Swatch-Uhren). Für die Sicherheit 
der Arbeitsplätze „die beste und seriöse­
ste Lösung“, meint die Treuhand. Dabei 
sind die 82 Arbeitsplätze nur für drei 
Jahre pönalisiert (d.h., sie dürfen wäh­
rend dieser Zeit unter Strafe nicht ver­
ringert werden).

Am Donnerstag, den 1. Juli hat die 
Belfa-Belegschaft die Besetzung been­
det, der Hungerstreik wurde abgebro­
chen. Die 45 nicht übernommenen Mit­
arbeiter wollen nun vor Gericht ihre 
Weiterbeschäftigung erzwingen.
Der Tagesspiegel div. Ausgaben; Aufruf des 
Betriebsrates und der Belegschaft von Belfa v.
29.6.93 - (har)

Aus für Bischofferode? 
Beschäftigte kämpfen
Bischofferode. Seit rund drei Monaten 
halten die Beschäftigten des Kali-Berg­
werks im thüringschen Bischofferode 
ihr Werk besetzt. Anlaß für die Beset­
zung und weitere Aktionen ist die beab­
sichtigte Fusion der Mitteldeutschen 
Kali AG (MDK) mit dem einzigen west­
deutschen Kaliproduzenten Kali und 
Salz (K 4- S), als deren Ergebnis u. a. die 
Schließung des Werkes in Bischofferode 
feststeht. Für 700 der ursprünglich 2000 
Beschäftigten würde dies mit Sicherheit 
Dauerarbeitslosigkeit bedeuten. Für die 
BASF, 80%iger Mehrheitseigner, da­
gegen ein Kali-Monopol.

Am 30.6. befaßte sich erneut der 
Treuhand-Ausschuß des Bundestages 
mit der Fusion. Trotz der Interventionen 
von Thüringens Ministerpräsident 
Vogel, des Landesvorstandes der CDA 
und eines offenen Briefes der katholi­
schen und evangelischen Bischöfe 
Wanke und Demke an Bundesfinanzmi­
nister Waigel stimmte der Treuhand- 
Ausschuß der Fusion zu. Am 6.7. gab 
auch das Bundesfinanzministerium 
„grünes Licht“. „Eine schlimmere Ent­
täuschung kann es nicht geben ... Wir 
lassen uns nach 86 Tagen Kampf für das 
Überleben des Werkes nicht unterkrie­
gen“, so ein Vertreter des Sprecherrates 
der Bergleute. Ihrer Auffassung nach 
wird Bischofferode ohne Not plattge­
macht, weil ein westdeutscher Konzern 
keine Konkurrenz haben will. Dieser 
Vorwurf wird auch nicht durch das Gut­
achten der Wirtschaftsprüfungsgesell­
schaft Treuarbeit widerlegt. Im Gegen­
teil. Die Absicht, die noch verwen- 
dungsfahigen Anlagen aus Bischoffero­
de in den verbleibenden Werken (4 im 
Westen, 2 im Osten) zu nutzen und den 
bisherigen (insbesondere im westlichen 
Ausland bestehenden) Kundenstamm 
„umzuleiten“ (Waigel), bestärkt die Be­
schäftigten in ihrem Kampf. Daß es auch 
um ein Ausspielen der Beschäftigten in 
West und Ost geht, kam man der Stel­
lungnahme Waigels entnehmen. Dort 
wird gemutmaßt, daß ein Überleben Bi­
schofferodes die Entlassung in andern — 
westlichen — Werken zur Konsequenz 
haben werde. Um so erfreulicher die So­
lidaritätsaktion am 10.7., an der rund 
5 000 Menschen teilnahmen und auf der 
Betriebsräte und Gewerkschaftsvertre­
ter den Erhalt der Arbeitsplätze in Bi­
schofferode forderten. 40 Beschäftigte 
befinden sich seit dem 2.7. im unbefri­
steten Hungerstreik. — (har)

DDR-Kommunalverfassung
in ihrer letzten Etappe
Die Gemeindevertretungen und -Ver­

waltungen in der DDR waren vor 
allem örtliche Staatsorgane und damit 

Bestandteil des einheitlichen Systems 
der staatlichen Leitung und Planung.

Dhbei ließen die engen Rahmenbedin­
gungen dieses Systems zweifelsohne 
auch Frei räume fiir eigenverantwortli­
ches Handeln. Ein effizientes System 
kommunaler Verwaltung, geschweige 
denn eine gemeindliche Selbstverwal­
tung aber konnte nicht entstehen.

- Als besonders problematisch erwies 
sich der fehlende rechtliche Schutz für 
die Städte und Gemeinden wie auch für 
die Kreise. An der Tagesordnung waren 
Eingriffe in die Rechte der Volksvertre­
tungen und ihrer Organe, begünstigt 
durch juristisch nicht faßbare Formulie­
rungen zu ihrer Rechtsstellung.

Erst mit dem Gesetz über die Selbst­
verwaltung der Gemeinden und Land­
kreise der DDR (Kommunalverfassung) 
vom 17 Mai 1990 wurden Schritte zur 
Wiederbelebung der kommunalen 
Selbstverwaltung in der DDR gemacht.

Die politischen Veränderungen des 
Herbstes ’89 hatten akuten Handlungs­
bedarf geschaffen. Im Prozeß der For­
mulierung des Gesetzestextes wurde 
sowohl die Entwicklung der örtlichen 
Volksvertretungen in der DDR aufgear­
beitet als auch die bundesdeutsche Ge­
setzgebung analysiert.

Man unternahm den Versuch, aus den 
Gemeinde- und Kreisordnungen der 
alten Bundesländer jeweils das „Beste“ 
zu entnehmen.

Daß das, was seit den zwanziger Jah­
ren in Deutschland auf der Tagesord­
nung stand, nämlich eine Kodifizierung 
des deutschen Kommunalverfassungs­
rechts in den wenigen Monaten nicht er­
reicht werden konnte, ist verständlich.

Ungeachtet dessen war das Gesetz 
über die Selbstverwaltung der Gemein­
den und Landkreise in den vergangenen 
drei Jahren eine solide Grundlage für die 
Gestaltung der kommunalen Selbstver­
waltung auf einer Stufe von Demokratie, 
wie sie in einigen neuen Bundesländern 
aufgrund der derzeitigen politischen 
Mehrheitsverhältnisse in naher Zukunft 
nicht mehr möglich sein wird.

Kommunalverfassung 
— nur Zukunftsmusik!
Nachdem die Fraktion der Linken Liste/ 
PDS in Mecklenburg-Vorpommern be­
reits im Frühjahr 1991 einen Gesetzent­
wurf für eine Gemeinde- und Landkreis­
ordnung vorgelegt hat, gelang es der Re­
gierung bisher nicht, einen eigenen Ent­
wurf vorzulegen.

Seit kurzem gibt es allerdings einen 
Entwurf eines Kommunalwahlgesetzes, 
der deutlich macht, was CDU, F.D.P. 
und SPD wollen. Worin liegt die Kritik:

Die Anzahl der Vertreter in den Ge­
meindevertretungen wird gesetzlich fi­
xiert und führt zu deutlicher Verringe­
rung der Zahl der Vertreter.

Die Nähe zu den Wählern wird zu­
rückgehen.

Der Gesetzentwurf sieht eine unde­
mokratische 5-Prozent-Hürde vor. Par­
teien und Wählergruppen, die derzeit 
nicht in den Vertretungen oder im Land­
tag vertreten sind, benötigen für Wahl­
vorschläge „nur“ Unterschriften von 
mindestens der doppelten Anzahl der 
Mandate, in Gemeinden über 1000 Ein­
wohner von mindestens dreimal der zu 
vergebenden Mandate.

Ein kommunales Wahlrecht für Aus­
länderinnen ist nicht vorgesehen.

Neu gegenüber dem gegenwärtigen 
Kommunalwahlgesetz wird u.a. sein: 
Die Wahlzeit beträgt künftig fünf Jahre. 
Die Wählbarkeit ist gebunden an den 
Wohnsitz im Wahlgebiet seit mindestens 
drei Monaten.

Nachrücken ist dann ausgeschlossen, 
wenn der Nachrücker aus der Partei aus­
getreten ist bzw. ausgeschlossen wurde.

Der Referentenentwurf zur Kommu­
nalverfassung sieht u.a. vor:
* Direktwahl des Bürgermeisters und 

Amtszeit von sieben Jahren;
* Unvereinbarkeit von Mandat und 

beruflicher Tätigkeit;
* Beibehaltung der Funktion des Ge­

meindevorstehers (Präsidenten der 
Stadtverordnetenversammlung), 
der die Sitzungen der Vertretungen 
leitet und die Vertretung nach außen 
repräsentiert.

Bürgernähe erhalten
Der Gesetzentwurf der Gemeinde- und 
Landkreisordnung der Landesregierung 
in Thüringen stimmt in einer ganzen 
Anzahl von §§ und auch Abschnitten mit 
dem der Fraktion Linke Liste/PDS zu 
einer Kommunal Verfassung überein. In 
entscheidenden Grundsatzfragen der 
kommunalen Selbstverwaltung aber ver­
tritt die Fraktion einen grundsätzlich an­
deren Standpunkt.

Das Quorum für Bürgerbegehren ist 
mit 20 % zu hoch und sein Erreichen mit 
einem nicht zu vertretenden Aufwand 
verbunden.

Die Regelungen über die Unzulässig­
keit von Bürgerentscheiden machen im 
Grunde genommen die direkte Einfluß­
nahme der Bürger über wichtige kom­
munale Angelegenheiten unmöglich.

Die Linke Liste/PDS unterstützt 
ebenfalls die Direktwahl des Bürgermei­
sters und Landrats.

Bedingung dabei müsse jedoch sein, 
eine übermäßige Machtkonzentration zu 
verhindern.

Die Fraktion ist gegen die vorgesehe­
ne Reduzierung der kommunalen Abge­
ordnetenmandate.

Konsequenzen dieser geplanten Redu­
zierung wären eine Verringerung der 
Stärke der Ausschüsse auf sechs Mit­
glieder und den Landrat; die undemo­
kratische Ausgrenzung kleinerer Frak­
tionen; in Kreistagen zum Beispiel Frak­
tionen mit weniger als 16 Prozent, also 
eine zweite Sperrklausel — vor allem 
aus der Sacharbeit des aufgewerteten 
und beschließenden Hauptausschusses.

Kommunalverfassung 
für Brandenburg
Im Januar 1993 behandelte der Landtag 
in 1. Lesung den Entwurf eines Gesetzes 
über die kommunale Selbstverwaltung 
im Land Brandenburg, den die Fraktion 
PDS-Linke Liste eingebracht hatte. Der 
Entwurf stand in der Zeit von September 
bis Dezember 1992 zur öffentlichen Dis­
kussion.

Die Landesregierung legte daraufhin 
im April 1993 ihren Entwurf dem Land­
tag vor. Diese Vorlage ist allerdings in 
wesentlichen Punkten durch das zwi­
schenzeitlich bereits beschlossene Kom­
munalwahlgesetz des Landes Branden­
burg vorbestimmt.

Danach ist für die Kommunalwahlen 
eine Direktwahl aller Bürgermeister 
festgelegt, wobei die hauptamtlichen* 
Bürgermeister für den Zeitraum von 
acht Jahren gewählt werden.

Dem steht eine erhebliche Reduzie­
rung der Mandate in den Vertretungen 
gegenüber, die in den größeren Städten 
mehr als die Hälfte der jetzigen Man­
datszahlen beträgt.

Der Regierungsentwurf der Kommu­
nalverfassung weist neben progressiven 
Elementen (so zum Beispiel bei den Mit­
wirkungsrechten der Bürger) auch Re­
gelungen auf, die nicht akzeptiert wer­
den können. Dazu gehört u.a.
* die alleinige Zuständigkeit des Bür­

germeisters für Pflichtaufgaben zur 
Erfüllung nach Weisung,

* eine schwache Stellung des Vorsit­
zenden der Vertretung,

* der Grundsatz der Nichtöffcntlich- 
keit der Tätigkeit der Ausschüsse,

* eine sehr starke Stellung des Haupt­
ausschusses.

Zur Zeit werden der Entwurf der Frak­
tion PDS-LL und der Regierungsent­
wurf gemeinsam im Innenausschuß 
beraten.

Das Anliegen der PDS-Linke Liste- 
Fraktion besteht darin, in der künftigen 
Kommunalverfassung des Landes Bran­
denburg einen möglichst hohen Anteil 
ihres Entwurfes fest zu verankern.

Fürstentümer Bieden- 
kopfscher Prägung
Am symbolträchtigen 18. März 1993 hat 
der Sächsische Landtag gegen die Stim­
men von SPD, Bündnis 90/Grüne und 
Linke Liste-PDS die Sächsische Ge­
meindeordnung angenommen.

Wieder einmal zeigt sich der Freistaat 
als Vorreiter — diesmal im Ablösen der 
DDR-Kommunalverfassung durch eine 
stockkonservative autokratische Bürger­
meisterordnung, die weder den sächsi­
schen Traditionen gerecht wird noch den

Anforderungen des Neuaufbaus 
kommunalen Selbstverwaltung er 
spricht.

Von den Bürgerinnen und Bürgern fi 
sieben Jahre direkt gewählt, wird d 
Bürgermeister „kraft Amtes“ dem G 
mcinderat und allen beschließt 
Ausschüssen vorstehen (hauptamfl 
Bürgermeister allerdings erst in Gt 
meinden ab 3000 Einwohner, unve 
kennbar mit dem Ziel, daß sich nie! 
Gemeinden zum Zusammenschluß ent 
schließen).

Die bisherigen Gerneinderatsvorste 
her (Stadtverordnetenpräsidenten) wer 
den somit wegfallen, auch Fraktionei 
sind nicht mehr vorgesehen.

Abwahlmöglichkeitcn des Bürger 
meisters durch die Bürger sind zwar vor 
handen, die dafür erforderlichen Zu 
stimmungsquoren aber so hoch, daß die 
se Möglichkeiten wohl eher theoretische 
sind.

Hinzu kommt, daß die Bürgermeister 
mit einem stark ausgebauten Eilent- 
scheidungs- und Widerspruchsrecht aus­
gestattet sein werden.

Somit ist die Festlegung der Gemein­
deordnung, der Gemeinderat sei das 
„Hauptorgan der Gemeinde“ milde aus­
gedrückt irreführend, denn es kann 
überhaupt kein Zweifel daran bestehen, 
daß zukünftig in Sachsen der Bürger­
meister zum unumstrittenen Dreh- und 
Angelpunkt des kommunalen Gesche­
hens wird, während der Gemeinderat 
wohl eher zum reinen Zustimmungsgre­
mium mutiert.

Die Linke Liste/PDS konnte diesem 
Gesetz nicht zustimmen.

Kommunalfragen 
noch ungelöst
Die Generalkritik zur Kreisgebietsre­
form seitens der Landtagsfraktion der 
PDS richtete sich insbesondere auf die 
bewußte Abkoppelung der Funktional- 
reform seitens der Landesregierung; das 
heißt die inhaltlichen Fragen wie zum 
Beispiel die Aufgaben- und Kompetenz­
verteilung zwischen Land, Landkreis 
und Kommune, die dazu notwendige Fi­
nanzausstattung, die Stellung des Bür­
germeisters bzw. des Landrates sowie 
der entsprechenden Vertretungen, Re­
gelungen zur Bildung von Verwaltungs­
gemeinschaften und deren innere Struk­
tur zu kommunalen Unternehmungen 
sowie zu plebiszitären Elementen wur­
den außen vor gelassen.

Unter dem-Feigenblatt der Freiwillig­
keit, welche allein durch finanzielle Re­
gelungen zur schnellen Zusammenfuh- 
rung von Gemeinden und Landkreisen 
unterlaufen wurde, wurde alles seitens 
der Landesregierung getan, um nicht nur 
die Bezirksregierungen zu retten, son­
dern auch der Regierungskoalition für 
die nächsten Wahlen günstige Voraus­
setzungen zu schaffen.
- So erregte der Gesetzentwurf, der von 
einer Einwohneigröße von mindestens 
80000 und einer Territorialgröße von 
maximal 1 500 Quadratkilometer aus­
ging, nicht nur die Gemüter der im 
Landtag vertretenen Parteien, sondern 
insbesondere die Gemüter der betroffe­
nen Bürgerinnen und Bürger, weil be­
reits im Entwurf dieses Leitbild in vielen 
Fällen ausgehebelt wurde.

Dies alles führte zu breitem Bürger­
unwillen.

Bürgerbewegungen und Bürgerinitia­
tiven setzten die Landesregierung zu­
nehmend unter Druck, die dann auch 
Zugeständnisse zuließ.

Nach zwei Anhörungen war die Situa­
tion so. daß eigentlich der Regierungs­
entwurf zurückgewiesen werden müßte.

Emotional eskalierte der Bürgerwille 
zur Frage des künftigen Kreissitzes. 
Hier zeigte sich sehr deutlich, daß eine 
Kreis- und Gebietsreform ohne entspre­
chende Kommunalverfaßtheit nicht 
durchführbar ist.

Trotz aller Kritik wurde das Gesetz 
am 3. Juni 1993 gegen die Stimmen der 
PDS- und SPD-Landtagsfraktionen an­
genommen.
Dr. Renate Harcke, Gerd Böttger.
Schenk/Gerd Dolge, Dr. Hansdirgf* 
Scharfenberg, Dr. Michael Fricdna. 
Gerald Grünert
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Schule im Osten —
Warum sächsische Lehrer streiken

So werden Frauen 
besänftigt

Ende Juni nehmen Tausende sächsischer 
Lehrer an Warnstreiks teil. Landesvater 
Biedenkopf rügt seine Landeslehrer des­
halb nachdrücklich.

Was ist der Anlaß für das ungebührli­
che Betragen der Lehrer? Anfang Juni, 
also kurz vor Schuljahresende, stellte 
man im Kultusministerium in Dresden 
fest, daß die 42250 Lchrerstellen für das 
neue Schuljahr nicht ausreichen. Ein 
Rechenfehler? Mitnichten: von eben 
diesem Ministerium (CDU-geführt, wie 
alle sächsischen Ministerien) war in den 
vergangenen zwei Jahren eine in der 
heutigen Welt beispiellose Entlassungs­
welle bei Lehrerinnen ausgegangen, de­
ren Ziel jene magische Zahl war. Dazu 
wurden etwa 12000 Lehrerinnen mit 
dem Kainsmal der „Systemnähe“ oder 
mit der formalen Behauptung der 
„Nichtverwendbarkeit“ aus dem Schul­
dienst entlassen. Darunter waren Tau­
sende von Lehrerinnen, für die sich El­
tern, Kollegen und Schüler einsetzten. 
In der Abschlußfeier am Humboldtgym- 
nasium in Leipzig resümierte die Schü­
lersprecherin am vergangenen Freitag 
dazu resigniert: „Es stimmt uns sehr 
traurig, daß unsere Meinung so gar kei­
ne Rolle gespielt hat.“

Nun also stellte man fest, daß für das 
neue Schuljahr etwa 20000 Lehrerstun­
den fehlen.

Trotz dieser prekären Situation ist der 
Freistaat Sachsen nicht gewillt, zusätzli­
che Lehrerstellen zu beschließen. Die 
Lösung des Problems liegt für Minister­
präsident Kurt Biedenkopf und seinen 
Kultusminister Friedbert Groß auf der 
Hand: die sächsischen Lehrer müssen 
mehr Unterrichtsstunden geben. Und 
weil die Gymnasiallehrer mit bisher 24 
Wochenstunden die geringste Stunden­
zahl haben, sollen sie ab August 28 Wo­
chenstunden erteilen. Dann stimmt die 
Rechnug vorerst wieder. Das Problem 
soll also auf Kosten von Schülern und 
Lehrern gelöst werden. Für die Lehrer 
\st das Anlaß, Mißstände in Sachsens 
Schulen öffentlich zu machen: Die mei- 
s\en Lehrbücher passen rrrchv zu den 
sächsischen Lehrplänen, es gibt keine 
Abminderungsstunden für Weiterbil­
dung und Klassenleitertätigkeit, die ma­
terielle Ausstattung der Schulen ist z.T. 
miserabel, die Schülerzahl in den Klas­
sen zu groß, es gibt immer noch keine 
Schulordnung ... und das zuständige 
Ministerium stellt zwar Forderungen an 
die Lehrer, schafft aber kaum Weiter­

bildungsmöglichkeiten für sie ... Sach­
sens Lehrer machen deutlich, daß sie 
nicht nur „Dienstleister“ sein wollen.

Und Ministerpräsident Biedenkopf, 
versteht er, worum es den Lehrern geht? 
Wohl kaum, denn er greift mit Entlas­
sungsandrohungen und Forderung der 
namentlichen Registrierung der Strei­
kenden in den Konflikt ein (Mitarbeiter 
der „bewährten“ Leipziger Entlas­
sungskommission gingen tatsächlich 
durch die Reihen der Streikenden). Nach 
dem altbewährten Regierungsprinzip 
„teile und herrsche“ versucht er dann 
die Entsolidarisierug der Lehrerinnen 
der verschiedenen Schul formen zu be­
treiben. Und damit ja nicht bei Schülern 
und Eltern Verständnis für die Probleme 
der Lehrer aufkommt, verleumdet er die 
gesamte Lehrerschaft als Berufsgruppe, 
die nicht bereit wäre, auch Lasten zu tra­
gen. Bald hört man nicht nur an Stamm­
tischen seinen Satz: „Denen gehts doch 
gut, festen Arbeitsplatz und 80% des 
Westgehalts, die sollen sich nicht so ha­
ben wegen der paar Stunden.“ Dabei 
wird überhaupt nicht bedacht, daß unbe­
zahlte Überstunden jetzt schon gang und 
gäbe in Sachsens Schulen sind. Und wer 
weiß schon, daß Lehrerinnen an den 
Mittel- und Grundschulen, die genötigt 

wurden, Teilzeitverträge zu unterzeich­
nen, häufig die Wochenstunden einer 
Vollzeitbeschäftigung erteilen müssen.

Wer hält da Verträge nicht ein? Das 
alles geschieht im Umfeld von Massen­
arbeitslosigkeit und zunehmender Ge­
waltbereitschaft bei Kindern und Ju­
gendlichen. Und wenn zu Hause der Se­
gen schief hängt, weil Vater und Mutter 
arbeitslos sind oder aus anderen Grün­
den die „Wende“ nicht verkraftet ha­
ben, ist oft der Lehrer der einzige, der 
die fehlenden „Streicheleinheiten“ gibt, 
sich Zeit nimmt für den Heranwachsen­
den.

Wenn in Sachsens Schulen ein Geist 
einziehen soll, in dem der Schüler sich 
zu einem mündigen Bürger entwickeln 
kann, dann braucht es dazu Lehrer, die 
ohne staatliche Bedrückung eben für die­
ses Ziel leben und arbeiten können. Re­
glementierung schafft Widerspruch oder 
gebiert Duckmäuserei. Ducken wollen 
sich Sachsens Lehrer nicht.

Bleibt zu hoffen, daß die Landesregie­
rung die Sommerpause für eine solche 
Lösung des Konflikts nutzt, die den 
sächsischen Schülern und ihren Lehrern 
solides,' freudvolles, also zeitgemäßes 
Lernen und Lehren ermöglicht.
— Erika Brand, Leipzig

Im Editorial zur aktuellen EMMA-Aus- 
gabe stellt Alice Schwarzer fest, daß es 
schlimmer hätte kommen können. Ost­
deutsche Frauen konnten sich am Frei­
tag vor Pfingsten kaum etwas Schlim­
meres vorstellen als diese Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes zum 
Strafparagraphen 218.

So vielen Fragen und Problemen sa­
hen wir uns hilflos gegenüber. Wo kann 
frau sich beraten lassen? Das flächen­
deckende Netz von Schwangerschafts­
beratungsstellen wurde in den letzten 
Jahren zerschlagen. Über neue Einrich­
tungen gibt es kaum Informationen. Wie 
soll eine solche Beratung aussehen? Ist 
es überhaupt eine Beratung für die kon­
krete Konfliktsituation einer Frau, wenn 
der Schutz des ungeborenen Lebens da­
bei von vornherein festgeschrieben ist? 
Wo können Abtreibungen vorgenom­
men werden? Staatliche Kliniken dürfen 
nicht, private gibt es nicht. Zu DDR- 
Zeiten durften solche Eingriffe stationär 
durchgeführt werden. Welche gerade 
erst eröffneten Privatpraxen verfügen 
über die entsprechenden Möglichkeiten 
für einen Abbruch? Welche Ärztinnen 
sind dazu bereit? Wie hoch werden die 
Kosten? Zuerst wird sich frau bei den 
verschiedenen Einrichtungen erkundi­
gen müssen, wer das beste Preis-Lei- 
stungs-Verhältnis anbietet. Früher alles 
unvorstellbar. Und überhaupt: Billig ist 
so ein Eingriff auf keinen Fall — im Ver­
gleich zu Ostlöhnen, zu Arbeitslosig­
keit, zur sozialen Situation insgesamt. 
Wer hat Anspruch auf Unterstützung 
vom Sozialamt, und wie funktioniert das 
alles? Fragen über Fragen und keine 
Antworten. 12 Wochen sind kurz, frau 
hat eigentlich keine Zeit, sich zu ent­
scheiden, ihre eigene Situation genau zu 
durchdenken, sie ist im Streß, um alle 
Wege zu erledigen.

Der 16. Juni 1993, der Tag des In­
krafttretens des BVG-Urteils, sollte ein 
Aktionstag in vielen Städten werden. 
Die Teilnahme war vielerorts überra­
schend gering — wieso ?

Beispiel Leipzig'. Ein Frauenaktions­
bündnis ist ins Leben gerufen worden, 
eine gemeinsame Kundgebung wurde 
vorbereitet, an der Universität fand ein 
Aktionstag mit verschiedensten Veran­
staltungen statt — die Leipziger Volks­
zeitung druckte Vorankündigungen 
recht großzügig ab. Aber genau am 16. 
Juni stand in dieser Tageszeitung auch 
folgendes: „... bisherige Beratungs­

stellen ... dürfen bis zum 31. Dezem­
ber 1994 ihre Tätigkeit fortsetzen ... 
Allgemeine Ortskrankenkassen (AOK) 
wie in Sachsen ... wollen Abbrüche 
zunächst weiter bezahlen ... In Sachsen 
reicht eine eidesstattliche Erklärung zu 
den finanziellen Verhältnissen ... Die 
letzte Entscheidung habe die Frau. Ähn­
lich sieht es Renate Seiffert von der Cari­
tas: »Keine Frau wird in eine bestimmte 
Richtung gedrängt* ... Auch künftig 
werden im Eitigön (Städtische Frauen­
klinik - K.K.) ungewollte Schwanger­
schaften unterbrochen. Ebenfalls in der 
Uni-Frauenklinik.“ Adressen und Tele­
fonnummern wurden veröffentlicht.

Für so manche Frau hat sich die Situa­
tion dadurch wirklich erleichtert, aber 
damit wurde auch ihr Protest gebrochen. 
Der Strafparagraph wird annehmbar ge­
staltet, damit wir schweigen — zu dieser 
Verletzung unserer Menschenwürde.^

Die Frage bleibt aber, wann wird es 
den Abbau dieser Vergünstigungen ge­
ben? Ein Abbau — scheibchenweise. 
Wer wird aufschreien und auf die Straße 
gehen, wenn nicht konfessionell gebun­
denen Beratungsstellen die finanzielle 
Unterstützung gestrichen werden, wenn 
in Krankenhäusern keine Ärztinnen 
mehr da sind, die bereit sind, Abbrüche 
vorzunehmen, wenn bei Sozialausgaben 
diesbezüglich gekürzt wird?

Im oben erwähnten Artikel der 
EMMA schreibt Alice Schwarzer außer­
dem: „Wann eigentlich dürfen wir Frau­
en endlich weiterdenken, über die Mut­
terschaft, gewollt oder nicht gewollt, 
hinaus? Ist das eines der wahren Motive 
dieser nicht endenden Abtreibungsde­
batte: Daß wir ewiglich auf der Stelle 
treten, statt-endlich nach neuen Horizon­
ten zu blicken?“ Und genau dies ist auch 
mein Problem. Es gibt so viele Proble­
me: im Osten sanken zwar im Monat 
Mai vielerorts die Arbeitslosenzahlen, 
aber die Zahl der betroffenen Frauen 
stieg; die nächste Mieterhöhung ist an­
gekündigt; Kinderbetreuungseinrich­
tungen werden weiter geschlossen.

Und sind dies nicht auch die Fragen, 
die auf die Tagesordnung unserer Politi­
ker (und Politikerinnen) gehören, wenn 
sie ehrlich daran interessiert sind, daß 
Frauen sich für ihre Kinder entschei­
den? Der Paragraph 218 nützt da nichts. 
Und dieser schon gar nicht. Rechts­
widrig — aber straffrei. Ein bißchen 
schwanger — oder wie ? 
Kerstin Köditz, PDS Leipzig

Zwei Männer Jahrgang 1940 Schildersturm blieb aus
Mitte Mai 93 wird in den Tageszeitun­
gen über einen Professor des neugegün- 
deten Instituts für Soziologie der Leipzi­
ger Universität berichtet.

Ich erfahre, daß G.B., Jahrgang 40, 
verheiratet ist, drei Töchter hat und 
„Trabant“ fahrt. Früher, damit meint 
man hierzulande vor dem Herbst 89, war 
dieser Mann Professor an der Sektion 
Wissenschaftlicher Kommunismus der 
Karl-Marx-Universität zu Leipzig.

Gut, gut, wird der wohlmeinende Le­
ser sagen, damit ist bewiesen, daß in 
Sachsen jeder Wissenschaftler seine 
Chance hat, wenn er nur fähig ist, den 
Zipfel des Glücksmantels im rechten 
Augenblick zu erfassen. Kommt der 
Mann also als Beweisstück gerechter 
Personalpolitik des Sächsischen Staats­
ministeriums für Bildung und Wissen­
schaft in die Schlagzeilen der Regional­
presse?

Weit gefehlt, solch rühmliche Ge­
schichten können von hier nicht berich­
tet werden, permanente Ausgrenzung 
ostdeutscher Wissenschaftler ist anbe­
fohlen.

REP-Chef ist der Mann, zum Landes­
parteitag in Freital, wurde er von der 
Mehrheit ihrer Anhänger gewählt.

Da muß ich an einen anderen Mann 
denken, auch Jahrgang 40, verheiratet, 
eine Tochter, begeisterter Großvater, 
untersetzt, warmherzig, lebensfroh und 
klug. Früher lehrte er an der Martin- 
Luther-Universilät zu Halle bürgerliche 
Philosohpie. Dann stellte er sich den 
Evaluierungskommissionen. Ergebnis 
— positiv.

Jetzt, im Sommer 93, läuft seine ABM 
aus. Während der letzten zwei Jahre be­
warb er sich an vielen deutschen und 
ausländischen Universitäten. Der Zipfel 
des Glücksmantels streifte ihn manch­

mal — für eine Gastdozentur. Das 
Trommeln seiner begeisterten Studenten 
bei seinem wohl letzten Bewerbungsvor­
trag im Winter 93 half nicht, ein junger 
Kollege aus München erhielt den Lehr­
stuhl.

G. wußte es vorher, aber er mußte sich 
wohl diesen Schmerz noch zufügen. 
Denn, Prof. G. hat nicht abgeschworen, 
für ihn, den Sohn einer Briefträgerin aus 
dem Mannsfeldischen war und ist die 
Utopie des Sozialismus eine Zukunftsvi­
sion, mit der er, nun auch parteilos, lebt. 
Den real existierenden, egal in welchen 
Farben, nannte er absterbenden Seiten­
zweig der Evolution, schon lange bevor 
die Massen auf dem großen Dresdener 
Platz dem massigen Mann hofierten. 
Aber er widerrief nicht, wurde keiner 
der bekanntesten Vögel hier im Osten. 
Sein letztes Buch, erschienen in der »Bi­
bliothek Mitteldeutscher Denker*, trägt 
den Titel „CHRISTIAN WOLFF oder 
von der »Freyheit zu philosophieren* 
und ihre Folgen“.

Und Professor B., der Führer der 
sächsischen REPs? Sicher ist auch er ein 
guter Familienvater, vielleicht Großva­
ter.

„Ein Spötter manchmal, aber zuver­
lässig und kollegial“, beurteilt ihn eine 
langjährige Kollegin. Regimekritische 
Gedanken wurden von ihm, wenn er sie 
denn hatte, in der Vergangenheit nicht 
bekannt. Wie jetzt zu hören ist, war der 
Mann bis vor wenigen Tagen Ausländer­
beauftragter seines Instituts. Und gegen 
Ausländer habe er auch nichts, gerad­
linig, wie immer wolle er leben.

Über die Motive seiner parteipoliti­
schen Rechtsschraubung kann man nur 
spekulieren. Bei der SPD soll er sich 
vergeblich um eine Mitgliedschaft be­
worben haben. Sein Zeitvertrag an der 

Universität läuft im Sommer nächsten 
Jahres aus. Was macht ein über 50jähri- 
ger Geisteswissenschaftler im Osten 
Deutschlands dann? Mancher wirft sich 
vor den Zug, aber die meisten geben 
nicht auf. Einer wurde REP-Chef.

„Wir werden aus den Hinterzimmem 
herauskommen“, prophezeite B. in 
Freital. Im Juni soll das Wahlprogramm 
der REPs in Augsburg entstehen. Da hat 
Herr Schönhuber den rechten Mann ge­
funden: Professor B. hat sozialökonomi­
sches und philosophisches Wissen und 
kennt die ostdeutschen Probleme genau. 
Sein erster „öffentlich-rechtlicher“ 
Auftritt ließ auch keinen Zweifel daran, 
daß er die Antihaltung vieler Menschen 
zu derzeitiger Regierungspolitik dema­
gogisch nutzen kann, um mit Forderun­
gen nach populistischer lägespolitk, 
wie derzeit der Rattenfänger von Ha­
meln, Stimmen zu fangen. Der Landes­
vorsitzende der REPs des Freistaates 
Sachsen will sich nicht nur in Diskussio­
nen einbringen ...

Prof. G. bleibt nur noch eine Woche 
an der Halle’schen Universität — viel zu 
wenig Zeit, um vorgenommene Arbeit 
zu bewältigen ...

Was wird bleiben? Bleiben wird ganz 
sicher auch seine bisher letzte wissen­
schaftliche Arbeit zur Vorbereitung 
einer würdigen 400-Jahr-Feier der Mar-. 
tin-Luther-Universität. Zwei Männer 
Jahrgang 40 im Osten Deutschlands im 
Jahre 1993. Wie werden sie vor den kri­
tischen Fragen ihrer Enkel bestehen? 
P.S.: Offensichtlich müssen sich in 
westdeutschen Landen die Leistungen 
von Prof. G. herumgesprochen haben. 
Vor wenigen Tagen wurde ihm eine 
Gastprofessur von der Universität 
Mainz angetragen.
E. B.; Nachdruck aus Leipzigs Neue, Juni 93

Nach wie vor geht in Berlin das Ge­
spenst der Straßenumbennung um. Es 
gibt keine Ruhe und ist besonders in Ber­
lin-Lichtenberg gegenwärtig, wo es 
immer wieder und immer noch auf Stra- 
ßenum- und Rückbenennungen aus ist- 
Es geht um die Veränderung von elf 
Straßennamen, sämtlich Straßen, die 
Namen von Antifaschisten tragen.

Zum wiederholten Male stand im 
Lichtenberger Bezirkskulturausschuß 
ein entsprechender CDU-Antrag zur 
Diskussion.

Die Christdemokraten schlugen vor, 
die nach Berliner Antifaschisten benann­
ten Johannes-Zoschke-, Rudolf-Gros­
se-, Ursula-Götze-, Alfred-Kowalke-, 
Otto-Schmirgal-, Josef-Orlopp-, Paul- 
Junius- und Karl-Lade-Straßen zu strei­
chen und andere, alte wie auch neue da­
für einzusetzen.

Unter den neuen waren solche wie 
Warmbacherstraße und Dewetallee. 
Namen, die dem Berliner nichts sagen, 
bei näherem Hinsehen aber Bedeutung 
bekommen: In Warmbach wurde 1907 / 
1908 ein Aufstand der südwestafrikani­
schen Stämme Herero und Nama von 
deutschen kaiserlichen Truppen blutig 
niedergeschlagen. Dewet, ein Burenge­
neral, gilt als Wegbereiter der seit 1948 
in Südafrika betriebenen Apartheid-Po­
litik. Gespenstig, welche Ideen in den 
CDU-Köpfen entstanden sind!

Schon im Mai wurde der Antrag der 
CDU im Kulturausschuß von einer 
PDS-, Bündnis-90- und SPD-Mehrheit 
abgelehnt.

Unterdessen ging bei Bezirksbürger­
meister Mucha (Bündnis 90) ein Schrei­
ben von Emil Carlebach, 1. Vizepräsi­
dent der Lagergemeinschaft Buchen­
wald-Dora ein, in dem er die „Verhin­
derung der Hexenjagd“ fordert und da­

rauf besteht, daß der Name der Robert- 
Siewert-Straße erhalten bleibt.

Der Name Siewert stehe „in Dutzen­
den Staaten dafür, daß es neben Verbre­
chern und Feiglingen in Deutschland der 
Jahre 1943-45 auch mutige Vorkämpfer 
für die Menschenrechte“ gegeben habe.

Diese Hexenjagd — so Carlebach 
auch gleichlautend an den Regierenden 
Bürgermeister — sei „eine schreiende 
Ungerechtigkeit wie kapitale Dumm­
heit“. Insbesondere angesichts der ge­
genwärtig „das Deutschland-Bild in der 
Welt beherrschenden“ Morde von 
Mölln und Solingen sowie der Tatsache, 
daß „Judenmörder der lettischen SS 
Staatsrente aus Steuermitteln bezie­
hen“.

Bezirksbürgermeister Mucha, der alle 
in der BVV vertretenen Parteien über 
diesen Protest informierte, äußerte, daß 
er „die Gründe gut verstehen kann“. 
Neben diesen Protesten haben sich in 
den betroffenen Stadtbezirken Bürger­
initiativen gegründet, die sich für den 
Erhalt der gegenwärtigen Straßennamen 
aussprechen.

Nicht zuletzt auch deshalb, weil die 
Umbennung runde 5000,- DM Kosten 
verursachen würde, was dem Monats­
gehalt eines höher verdienenden Ost­
deutschen entspräche. Die Bürgerinitia­
tiven haben auf ihre Weise ihren Protest 
durch Aktionen kundgetan und den Kul­
turausschuß aufgefordert, dem CDU- 
Antrag nicht zuzustimmen.

Mit neun gegen zwei Stimmen der 
CDU stimmte der Kulturausschuß Mitte 
Juni gegen die Änderung. Die nach acht 
Antifaschisten benannten Straßen blei­
ben erhalten. Über weitere Änderungen, 
z.B. der Robert-Siewert-Straße, soll 
eine Anwohnerbefragung durchgeführt 
werden. — (abe)
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Daimler fordert DDR-Grundbesitz, 
schlagzeilte am 1. Juli die Tages­
zeitung Die Welt. Und der Stern 

vermutet unter der Überschrift 
„Milliarden-Grab für Bonn* ‘ zur Klage 
des Konzerns gegen die Bundes­
regierung: „Haben die Stuttgarter 
Erfolg, müßte fast die gesamte 
deutsche Großindustrie entschädigt 
werden** Im folgenden ein Beitrag von 
Reinhard Kotschi, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter der PDS /LL im Bundestag 
und dort Mitarbeiter im Arbeitskreis 
Ökologie, Soziales und Wirtschaft.

Mit der Klage der Daimler-Benz AG auf 
Rückgabe von in den Jahren 1945 bis 
1949 in der Sowjetischen Besatzungs­
zone enteigneten Firmen-Immobilien 
wird eine neue Runde in der Verteilung 
von aus der DDR übernommenen Ver­
mögenswerten eingeleitet.

Die Verwirklichung des Vertrages 
zwischen der Bundesrepublik Deutsch­
land und der Deutschen Demokratischen 
Republik über die Herstellung der Ein­
heit Deutschlands (Einigungsvertrag) 
vom 31. August 1990 hat vielen Men­
schen in den neuen Bundesländern zahl­
reiche Vorteile gebracht und Einschrän­
kungen und Entmündigungen aufgeho­
ben, denen sie in der DDR ausgesetzt 
waren. Zugleich hat die Politik der Re­
gierungskoalition große Gruppen von 
Bürgerinnen und Bürgern in soziale und 
kulturelle Probleme geführt. Das steht in 
direktem Zusammenhang mit der Über­
eignung eines großen Teils von in der 
DDR vorhandenen und erarbeiteten 
Werten.

Kapitaleignern und solchen, denen es 
gelang, sich als solche darzustellen, 
wurden Vermögenswerte der DDR zu 
geringen Preisen überlassen oder fak­
tisch geschenkt. Das entsprach einem 
Konzept der schnellstmöglichen Privati­
sierung der Wirtschaft der DDR. Ein 
Überangebot von zu verkaufenden Fir­
men wurde zu einem Billig-Angebot für 
die erheblich geringere Zahl potentieller 
Käufer. Gravierend unterbewertet bei 
diesem Ausverkauf wurde Grund und 
Boden. Die Bodenfläche der 8500 Un­
ternehmen der Industrie und der Bau­
wirtschaft der DDR umfaßte 1989 ca. 4 
Milliarden Quadratmeter. Als Grund­
lage für die Veräußerungen ging diese 
Fläche in die Eröffnungsbilanz der 
Trcuhandanstalt mit 30 Milliarden DM 
ein. Das sind 7,50 DM pro Quadratme­
ter. Das 10-fache würde dem wirklichen 
Wert näher kommen. Die Differenz von 
270 Milliarden DM ist bereits überwie­
gend in die Vermögen der „Käufer“ 
gewandert. Den Bürgerinnen und Bür­
gern wird die Differenz als Schulden der 
Trcuhandanstalt dargestellt und damit 
Steucrcrhöhungen begründet. Zum Bei­
spiel wurde das für 360 Millionen DM 
durch die Treuhandanstalt veräußerte 
Grundstück des Berliner Palasthotels 
von den Erwerbern in ihrer Bilanz mit 
600 Millionen DM bewertet. Nach dem 
Wert des Grundstücks befragt, antwor-

Das folgende Schreiben ging den 
Abgeordneten des Deutschen 
Bundestags am 7. Juni dieses Jahres zu. 

Verfasser ist eine der „Arbeitsgemein­
schaften“, in denen sich Nachfahren 
der nach 1945 im Osten enteigneten 
Junker, Kriegsverbrecher und andere 
Großeigentümer sammeln, um ihre alten 
Güter im Osten erneut in Besitz zu 
nehmen. Auch die letzten Reste der 
N iederlage des deutschen Faschismus, 
der Potsdamer Beschlüsse, der 
Nürnberger Kriegsverbrechcrurteile 
usw. sollen getilgt werden, als hätte 
es die Verbrechen des deutschen 
Faschismus und Imperialismus — und 

- damit der deutschen Junker, Konzern­
herren, ihrer Beamten und Offiziere — 
im zweiten Weltkrieg nie gegeben. Das 
Schreiben dokumentiert, daß diese 
Kreise dabei ihre Ansprüche auf 
Wiederherstellung ihres alten Eigen­
tums keineswegs auf das Territorium der 
früheren DDR begrenzen, sondern viel 
weiter nach Osten reichen: „über War­
schau bis hinauf ins Baltikum“. In die­
sen Fällen solle eben die Bundesregie­
rung sie entschädigen und die Entschädi­
gungszahlungen den neuen Staaten im 
Osten staatlicherseits in Rechnung stel­
len. Entlarvend auch die „Rechtstradi­
tion“, auf die sich diese Leute berufen: 
Ihr Eigentumstitel sei nicht „irdisches 
gesetztes Recht“, sondern „natürliches 
oder ewiges Recht“ — eben von Gottes 
Gnaden. Mit diesem „Argument“ haben 
noch alle Sklavenhalter, Feudalen und 
sonstigen Nichtstuer ihre zusammenge­
raubten Besitztümer zu rechtfertigen ge­
sucht.— (rül)

Weitere Milliarden DM für die Konzerne?
Zur Klage des Daimler-Benz-Konzerns auf Rückgabe der 1945 bis 1949 beschlagnahmten Ost-Vermögen des Konzerns

tete die Bundesregierung: Den privaten 
Erwerbern steht es frei, wie sie ihre Ak­
tive bewerten. Zahlreiche Betriebe wur­
den, wie die Geräte- und Reglerwerke 
Teltow, für 1 DM „verkauft“, obwohl 
sie über mehrere hunderttausend Qua-' 
dratmeter Betriebsgelände verfugten.

Das geltende Treuhandgesetz fordert, 
„die Wettbewerbsfähigkeit möglichst 
vieler Unternehmen herzustellen und' 
somit Arbeitsplätze zu sichern und neue 
zu schaffen.“ Im Gegensatz dazu wur­
den die übertragenen Werte nur zu 
einem geringen Teil genutzt, um mit 
Hilfe von Modemisierungsinvestitionen 
Arbeitsplätze umzugestalten und neue 
zu schaffen. Heute fehlen in den durch 
die Treuhandanstalt privatisierten Be­
trieben in den neuen Ländern mehr als 2 
Millionen Arbeitsplätze. Auch in den 
anderen Bereichen wurden keine Vor­
aussetzungen geschaffen, daß die Men­
schen sich durch Arbeit ihre Existenz-’ 
grundlage sichern und bei der Bewälti­
gung gesellschaftlicher Probleme, wie 
Beseitigung der Wohnungsnot oder der 
Gewährleistung eines verbesserten 
Umweltschutzes, mitarbeiten können.

Ein realistisches Herangehen an die 
Fragen einer wirtschaftlichen Vereini­
gung in den alten und neuen Ländern 
hätte erfordert, nicht in erster Linie das 
Prinzip der Rückgabe von Eigentum der 
DDR mit den Regelungen des Eini­
gungsvertrages zu verankern. Gründ 
und Boden hätten in erster Linie für eine 
wirtschaftliche Umgestaltung, als wirt­
schaftliche Grundlage für die neuen 
Länder, für die Kommunen, Bäuerinnen 
und Bauern eingesetzt werden müssen 
bzw. wären als Kreditsicherheit für viele 
unerläßlich gewesen. Mit den überaus 
komplizierten Regelungen und der bis 
heute nicht in erforderlichem Maße 
funktionierenden Verwaltung wurden 
die Eigentumsregelungen zu einem In­
vestitionshemmnis ersten Ranges. In 
den Grundbuchämtern, Katasterämtem 
und Vermesscrungsämtern stapeln sich 
die unerledigten Vorgänge. Sie behin­
derten Investitionen in den neuen Län­
dern und somit die Umstrukturierung 
und das Entstehen von neuen Arbeits­
plätzen. Gleichzeitig sind Menschen, 
die mit geringen Wciterbildungsaufwen- 
dungen diese Tätigkeit ausführen könn­
ten, arbeitslos. Der Bundesverband der 
deutschen Industrie beziffert den aus der 
mangelhaften Arbeit der Verwaltungen 
resultierenden Investitionsstau auf meh­
rere hundert Milliarden DM. Sicherlich 
darf man diese Zahl nicht überbewerten, 
weil sich mit diesen Argumenten die Un­
ternehmen aus verbalen Versprechun­
gen an die Regierung, in den neuen Län­
dern zu investieren, herausreden. Aber 
eine Kernfrage wirtschaftlichen Auf­

Dokumentiert: Junkerhetze gegen 
das „Entschädigungsgesetz“
An die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages, 5300 Bonn

Hamburg, 07. Juni 1993

Das Entschädigungsgesetz in seiner 
rechtsmoralischen Bedeutung, mit sei­
nen Verfassungsrechtsimplikationen 
und seiner innen- wie außenpoliti­
schen Bedeutung.

Sehr geehrte Damen und Herren, 
gestatten Sie uns einen Satz, um uns vor­
zustellen: AGO ist ein Zusammenschluß 
aus über 10000 Mitgliedern, der sich für 
wirtschaftliche Belange im Osten ein­
setzt und unter sich eine Reihe von Inve­
storen hat, die sich bei geklärten Eigen­
tumsverhältnissen und vernünftigen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
engagieren.

AGO verfolgt daher die rechtliche- 
Handhabung des Eigentums in der Bun­
desrepublik Deutschland sehr genau.

Wenn in Zusammenhang mit der Ent­
schädigung der Enteignungen zwischen 
den Jahren 1945-1949 nun davon die 
Rede ist, daß altes Unrecht nicht mit 
neuem beantwortet werden dürfe, so ist 
dieser Satz zwar einleuchtend, er trifft 
aber die wahre Lage nicht.

Warum?
Wenn Eigentümern ihr Eigentum 

baus in den neuen Ländern wird damit 
zweifellos berührt.

Von dieser Eigentumsübertragung 
waren bisher entsprechend den Regelun­
gen des Einigungsvertrages die Vermö­
genswerte ausgenommen, die infolge 
von Enteignungen auf besatzungsrecht­
licher Grundlage 1945 bis 1949 erfolgt 
sind. Diese Regelung wurde vom Bun­
desverfassungsgericht im Gegensatz zu 
einer Klage von 13 enteigneten Grund­
besitzern 1991 in der Hauptsache bestä­
tigt. Nun behauptet Daimler-Benz, her­
ausgefunden zu haben, daß es nie eine 
Bedingung von sowjetischer Seite gege­
ben habe, daß enteigneter Besitz nicht 
zurückgegeben werden darf. Der Bun­
desregierung wird vorgeworfen, das 
Bundesverfassungsgericht mit der Be­
hauptung getäuscht zu haben, daß der 
Ausschluß der Rückgabe der nach dem 
Krieg von den Sowjets enteigneten Ver­
mögen eine unabdingbare Bedingung 
Moskaus für die Zustimmung zu den 
Zwei-plus-Vier-Verträgen gewesen sei.

Auf die gravierende völkerrechtliche 
Seite und die außenpolitische Verant­
wortung gegenüber Rußland und den 
anderen Nachfolgestaaten der Sowjet­
union soll an dieser Stelle nicht geson­
dert eingegangen werden. Für die so­
wjetische Seite war zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des Zwei-plus-Vier- 
Vertrages über die abschließende Rege­
lung in»bezug auf Deutschland die Unan­
tastbarkeit der Enteignungen auf besat­
zungsrechtlicher Grundlage aufs engste 
mit der Rechtmäßigkeit der Maßnahmen 
gegen den faschistischen Aggressorstaat 
verbunden.

Grundstücke von Daimler-Benz wur­
den, wie Grundstücke vieler anderer 
deutscher Konzerne, in Durchführung 
des Potsdamer Abkommens zur Bestra­
fung von an der faschistischen Aggres­
sion gegen die Sowjetunion Verantwort­
lichen und zum Ingangsetzen wirtschaft­
lichen Lebens in der Sowjetischen Be­
satzungszone enteignet. Der enteignete 
Besitz von Mercedes wird auf über 10 
Millionen Quadratmeter geschätzt. Er 
befindet sich zum Teil in besten Lagen in 
Berlin, Dresden und Leipzig und umfaßt 
ganze Straßenzüge. Heute sind dort Be­
triebe, Wohnungen, kommunale Ein­
richtungen.

Zweifellos werden die anderen Kon­
zerne Daimler-Benz im Falle eines Er­
folges oder Teilerfolges auf keinen Fall 
nachstehen. Die zum großen Teil städti­
schen Immobilien der Konzerne errei­
chen schätzungsweise eine Größenord­
nung von ein paar hunderttausend Hek­
tar.

Die Bürgerinnen und Bürger müßten 
die Rückgabe von Vermögenswerten an 
die Konzerne direkt oder indirekt bezah­

durch rechtswidrige Enteignungen ge­
nommen wird, ist klar, daß den Eigentü­
mern ihr Eigentum wieder zurückgege­
ben werden muß. Dabei kann es grund­
sätzlich, weil das Recht abstrakt ist und 
absolut gilt, keinen Unterschied ma­
chen, ob das Eigentum aus Großgrund­
besitz oder aus kleinster Parzelle be­
stand, ob es Kulturgut oder Gegenstand 
einfacher Bürger war, ob es für den ein­
zelnen Bedeutung hatte oder nicht.

Dementsprechend entschied sich der 
Einigungsvertrag zutreffend für das 
Prinzip der Rückgabe vor Entschädi­
gung, wie dies übrigens die Generation 
vor uns auch tat, als es um die Wieder­
gutmachung des Unrechts an den Juden 
ging.

Anders und kürzer ausgedrückt. 
Wenn global durch rechtswidrige Ent­
eignungen auf breiter Front in toto Un­
recht gesetzt wurde, kann dieses Un­
recht nur wieder zu Recht werden, wenn 
das Unrecht im Wege realer Rückset­
zung zum Ausgang zurückgeführt wird.

Wer im Zusammenhang davon aus­
geht, daß das Zurück-In-Recht-Setzen, 
der „zweite Zwang“, wie Hegel das 
nannte, Unrecht darstelle, der verwech­
selt Recht mit Unrecht. Hier wird gerade 
nicht Gewalt mit neuer Gewalt beant­
wortet. Das Recht steht und fällt mit fe­

len. Zwar gehören viele dieser Vermö­
genswerte gegenwärtig Bund, Ländern 
und Kommunen, aber sie verkörpern 
real eingesetzte Vermögenswerte. Eine 
Rückgabe an die Konzerne würde die 
ohnehin schon prekäre finanzielle Situa­
tion insbesondere der Kommunen weiter 
verschlechtern. Auch gehört ein nicht 
unerheblicher Teil der 1945 bis 1949 
enteigneten Vermögenswerte jetzt Bür­
gerinnen und Bürgern, zum Beispiel das 
Bodenreformland. Aber auch Grund­
stücke und Häuser, die aus enteignetem 
Besitz stammen, wurden von ihnen 
rechtmäßig erworben. Letztendlich wä­
ren vom Rückgängigmachen besat­
zungsrechtlicher Enteignungen Hun­
derttausende Bürgerinnen und Bürger in 
den neuen Ländern betroffen.

Insgesamt könnten allein die enteigne­
ten Flächen nach Schätzungen bis zu 80 
Milliarden DM ausmachen.

Zugleich wurden die ohnehin schon 
komplizierten Eigentumsregelungen zur 
Klärung offener Vermögensfragen eine 
weitere schwer zu klärende Seite be­
kommen. Unterlagen über diese Maß­
nahmen 1945 bis 1949 sind vielfach 
nicht vollständig beziehungsweise gar 
nicht vorhanden. In Klärung befindliche 
oder geklärte Eigentumsfragen müßten 

Hinterachsenmontage bei Daimler-Benz, 1942

stem Glauben, daß der „zweite 
Zwang“, nämlich die Gewalt, die das 
Recht wieder herstellt, nicht verwech­
selt werden kann mit der, die es heraus­
gefordert hat.

Dies bedeutet, daß die Wiedergutma­
chung jedweder Enteignung, gleich, ob 
durch Besatzung veranlaßt oder von uns 
Deutschen selbst, wegen der Wahrheit 
und in der gesamten freien Welt gelten­
den Absolutheit des Eigentums nur in 
einer Entschädigung durch Rückgabe 
liegen kann.

Justitia hat verbundene Augen und 
symbolisiert damit die Gewähr, daß ein­
seitig politische Aspekte bei dem Her­
ausstellen der Wahrheit außer Acht blei­
ben müssen. Wirkliche Aussöhnung 
zwischen den Menschen auf der Erde 
hängt auch von der Achtung des Eigen­
tums ab, und dies hängt weiter damit zu­
sammen, daß es sich bei dem Eigentum 
gerade nicht um irdisches gesetzes Recht 
handelt, sondern um natürliches oder 
ewiges Recht, das bei allen freien Völ­
kern selbst dann gilt, wenn es nicht in 
Verfassungen oder sonst aufgeschrieben 
steht.

Aus gemeinsamer Verantwortung vor 
der Achtung unser aller Eigentumsrech­
te, geboren aus der Würde aller, die 
durch das natürliche Eigentumsrecht ge­

erneut aufgerollt werden.
Der Brief des damaligen Bundesmini 

sters des Auswärtigen, Genscher, und 
des Ministerpräsidenten de Maizirc an 
die Vier Mächte ist Bestandteil des 
Zwei-plus-Vier-Vertrages. In ihm ist 
nachzulesen: „Die Enteignungen auf 
besatzungsrechtlicher bzw. besatzungs­
hoheitlicher Grundlage (1945 bis 1949) 
sind nicht mehr rückgängig zu machen 
.. . Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland nimmt dies im Hinblick auf 
die historische Entwicklung zur Kennt­
nis . .. Gemäß Artikel 41 Absatz 3 des 
Einigungsvertrages wird die Bundesre­
publik Deutschland keine Rechtsvor­
schriften erlassen, die dem oben zitier­
ten Teil der Gemeinsamen Erklärung 
widersprechen.“

Gegen dringend notwendige wirt­
schaftliche Hilfe kann man möglicher­
weise von der einen oder anderen Seite 
aus den Nachfolgestaaten der Sowjet­
union jetzt etwas von den für sie schein­
bar wertlosen Prinzipien eintauschen.

Die gegebene Rechtslage würde das 
strikte Einhalten der von Deutschland 
eingegangenen Verpflichtungen erfor­
dern. Allein die Vermögenden gehen in 
eine neue Runde zur Umverteilung wn 
Vermögen zu Lasten der Allgemeinheit.

schützt waren, sind und bleiben, rufen 
wir Sie auf. sich dringend dieser höch­
sten Verpflichtung bei der Verabschie­
dung des Entschädigungsgesetzes (Ei­
gentumsgesetzes) einzustellen. Die 
Achtung des Naturrechtes, zu dem 
selbstverständlich gleichrangig das 
Recht auf Leben gehört, entspringt dem 
Respekt vor sich selbst, vor seinem Volk 
und weiter insbesondere vor den Nach­
barvölkern im Osten, für deren Misere 
auch wir verantwortlich sind.

Dort im Osten wird besonders daraui 
geachtet, wie wir in Deutschland das Ei­
gentum im Zusammenhang mit den 
kommunistischen Enteignungsakten be­
handeln.

Aus vielfältigen Gesprächen über 
Warschau hinauf bis ins Baltikum weiß 
AGO, daß deutsche Gesetzesvorhaben 
dort Modellcharakterhaben.

Daraus ergibt sich bei der Achtung des 
Naturrechtes Eigentum für das deutsche 
Parlament zusätzlich eine extrem hohe 
Verantwortung auch für unsere Nach­
barstaaten. die ebenfalls nur über ein si­
cheres und gesichertes Eigentum inne­
ren Frieden und — damit verbunden - 
wirtschaftlichen Aufschwung erreichen 
können.

Dort wie hier muß auf die Frage: 
„Was hält stand?“ (Dietrich Bonhoef- 
fer) klar geantwortet werden können: 
DAS EIGENTUM!

gez. Graf von Hochberg 
Arbeitsgemeinschaft für Wirtschiftstri- 
gen Ost — AGO —. Geschäfte,le 
Waitzstraße 27.2000 Hamburg 52.
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Wer soll die Vorgänge in Bad Klei­
nen aufklären, wenn nicht einmal 
der Deutsche Bundestag sich unterrich­

ten kann? Bald wird es verboten sein,
ad Kleinen: Wie die Wahrheit

mit deutlichen Worten über den Vor­
gang zu sprechen. Schon meldet die 
Bildzeitung, es könne doch bewiesen 
werden. daß Wolfgang Grams sich

ans Licht kommen kann
selbst getötet habe. Schon läßt Kanzler 
Kohl verbreiten, er werde der GSG-9 
demnächst eine Art Solidaritätsbesuch 
abstalten. Es hängt nur noch an einem 
staatsanwaltlichen Untersuchungsbe­
richt, dann wird gerichtlich verfolgt, 
wer die Anklage in der Öffentlichkeit 
wachhalten will.

Ist der Bundestag wirklich hilflos? 
Haben sich die zentralen Geheimdienst-, 
Ermittlungs-, Fahndungs- und Kampf­
einheiten des Justiz- und Innenministe­
riums verselbständigt? Tanzen sie, wie 
es in der bürgerlichen Presse heißt, dem 
Parlament auf der Nase herum? Das ist 
nicht der Fall, denn im politischen Sy­
stem der BRD kontrolliert das Parlament 
die Exekutive vor allem durch Gesetzge­
bung. Konkret geht cs um die Gesetze,

organe, in denen die Haltung gegenüber 
dem linken Widerstand seit Weimar fest 
verankert sind, ganz besonders mas­
siert: BKA, LKA, Polizeischule, Bereit­
schaftspolizei, Landesamt für Verfas­
sungsschutz, Innenministerium verei­
nen jeweils die Schreibtischtäter und die 
Handanleger. Vom BKA wird der Krieg 
gegen den linken Widerstand westeuro­
paweit koordiniert und die Überwa­
chung ganzer Bevölkerungsteile organi­
siert. Die Kameraüberwachung von zen­
tralen Plätzen und Verkehrsknoten wird 
hier entwickelt, die Fahndungsplakate, 
die bis in die Züge aufgehängt werden, 
werden hier entworfen, und die Obser­
vationstrupps starten von hier, die den 
Menschen in den linken Bewegungen 
das Leben schwer machen und ihnen

die Bestand und Tätigkeit von Geheim­
diensten, der Generalbundesanwalt­
schaft, des Bundeskriminalamtes und 
der Grenzschutzgruppe 9 regeln.

Mit der GSG-9 ist eine Vermischung 
militärischer und polizeilicher Einsatz­
kriterien eingerichtet worden. Die 
GSG-9 ist trainiert, bezeichnete Gegner 
mit militärischen Mitteln unschädlich zu 
machen. In den Augen ihrer Schöpfer 
liegt der Skandal von Bad Kleinen nicht 
darin, daß ein Verdächtiger bei der Fest­
nahme umkam, sondern daß eine Elite­
einheit bei militärisch drückendster 
Überlegenheit dennoch Verluste hatte. 
Der Mythos von der bis zur Unverwund­
barkeit gesteigerten Unbesiegbarkeit der 
GSG-9 ist dadurch gefährdet. Nur der 
Tod von Wolfgang Grams war geeignet, 
diesen Mythos auf mittlere Frist zu ret­
ten. die schließliche Botschaft lautet: 
wer vor dieser Truppe versucht zu flüch­
ten, wer sich irgendwie wehrt (es ist 
keineswegs sicher, daß der GSG-9- 
Bcamte von Wolfgang Grams erschos­
sen wurde), wer eine Waffe zieht, 
kommt um.

Repressalien zur Wiederherstellung 
des Rufs von Elitetruppen sind aus der 
Militä/geschichte ein bekanntes und bis 
zu einem gewissen Grade aue\\ wirksa­
mes Mittel. In der Logik privilegierter 
Elitetruppen war der Tod von Wolfgang 
Grams sinnvoll.

Für den Deutschen Bundestag besteht, 
wenn er die Sache aufklären will, aus­
schließlich die Möglichkeit, die GSG-9 
aufzulösen. Dann wird allerdings die 
Wahrheit ans Licht kommen.

Anders nie.
Wir dokumentieren im folgenden aus 

den Redebcitriigen auf der Wiesbadener 
Demonstration. Eine Sammlung aller 
Beiträge ist im Angehörigen-Info Nr. 
123 enthalten. — (maf)

Begrüßungsbeitrag
Die Wiesbadener Linke begrüßt alle, die 
zu dieser Demonstration hier in die Stadt 
gekommen sind . ..

Besonders begrüßen wir die Eltern 
und den Bruder von Wolfgang Grams. 
Nicht jeder Schmerz drängt auf die Stra­
ße. kann auf die Straße drängen. Aber 
daß ihr heute hier seid, daß ihr euch 
nicht verkriecht, heißt auch: Ihr seid 
euch über den menschlichen Ausgangs­
punkt und Kern des politischen -Wegs 
von Wolfgang sicher. Und wir begrüßen 
die Mutter von Birgit Hogefeld, die in 
Bad Kleinen noch mit Wolfgang Grams 
zusammen war. Frau Hogefeld hat 
Wolfgang ebenfalls gut gekannt, und sie 
wollte unbedingt an dieser öffentlichen 
Demonstration teilnehmen.

Diese Demonstration kann nur richtig 
werden, wenn wir auch innehaltcn und 
des Toten gedenken. Wir bitten euch 
deswegen jetzt um Stille.

Hierauf dem Platz ist vieles nah, was 
zu Wolfgangs und Birgits Leben in 
Wiesbaden gehörte. Die Wohnungen, in 

' denen sie lebten, sind in der Nähe. Die 
| Oberschule, in die Wolfgang ging, ist 10 

Minuten von hier entfernt. Der Ausgang 
der Orgelschule, in der Birgit Unterricht 
gab. mündet auf diesem Platz.

Hier in Wiesbaden nahm auch die 
; Verfolgung ihren Ausgang: In Birgits 
I Unterricht hatte sich ein verdeckter Er- 
! mittler an die Übungsorgel gesetzt. In 
. der Friedrichstraße, die hinter der Kir- 
I ehe verläuft, zischte der Leiter der poli- 
I tischen Polizei Wiesbaden, Nesse, 

■ Wolfgang im Vorbeigehen zu: „Einer 
I *iedu gehört abgeknallt.“

Hier in der Stadt sind die Repressions­

nachstellen.

auch eine Vorverurteilung. Der Staat 
will also genau wissen, wer den GSG-9- 
Mann erschossen haben will. Wer aller­
dings unseren Wolfgang erschossen hat, 
steht nach zwei Wochen noch in den 
Sternen. Unvermögen, Verschweigen, 
Vertuschen von Staatsseite her, könnte 
man sagen, aber eines steht immer in den 
Schlagzeilen oben: „Terrorist Grams“.

Unser Wolfgang hat einmal gesagt: 
„Ich möchte diese Welt zum besseren 
verändern, also muß man damit irgend­
wo anfangen. Erleben werde ich es wohl 
nicht mehr.“

Zum Schluß möchten wir allen Freun­
den unseren Dank für den herzlichen 
Beistand in diesen schweren Tagen aus­
sprechen. Natürlich auch allen, die diese 
Demonstration ermöglicht haben.

Indem wir hier auch der Toten geden­
ken, die vor Wolfgang von den Staats­
organen in der Bundesrepublik umge­
bracht worden sind, verstärkt sich der 
Schmerz und die Einsicht in die gnaden­
lose Entschlossenheit, die herrschende 
Ordnung zu sichern. Von Philipp Mül­
ler, der 1952 bei einer Demonstration 
gegen die Wiederaufrüstung — nur we­
nige Jahre nach dem Ende des Faschis­
mus — in Essen erschossen wurde, über 
die Toten in Stammheim bis zu der gan­
zen Blutspur, die die staatliche Politik 
hinter sich gelassen hat.

Seit der Bildung von Großdeutschland 
löst ein Wendepunkt reaktionärer Eska­
lation den anderen ab.

Die reaktionäre Formierung trägt die 
faschistische Mobilisierung in breitere 
Teile der Gesellschaft.

Sie rüstet zum Krieg nach innen und 
nach außen ...

Beitrag des Bruders 
von Wolfgang Grams
Liebe Teilnehmer dieser ’ Demonstra­
tion, Y\ebe Freunde meines Bruders 
Wolfgang,

wir versammeln uns heute hier, um 
auf die Ungeheuerlichkeiten um Bad 
Kleinen öffentlich aufmerksam zu ma­
chen und unser tiefsten Trauer Ausdruck 
zu verleihen.

Als Wolfgangs Bruder möchte ich 
auch im Namen meiner Eltern alle, die 
dieser Demonstration beiwohnen, bit­
ten, einen friedlichen und gewaltfreien 
Rahmen zu ermöglichen.

Liebe Demonstranten, lassen Sie sich 
nicht von den auch teilnehmenden Si­
cherheitskräften des Verfassungsschut­
zes, GSG-9 und mobilen Einsatzkom­
mandos provozieren. Dies würde den 
Charakter dieser Veranstaltung in das 
Gegenteil umkehren.

Und nun zu dem persönlichen Anlie­
gen unserer Familie.

Wolfgang war nicht nur der mutmaßli­
che Terrorist, sondern er war vielmehr 
der Sohn meiner Eltern, der Lebensge­
fährte von Birgit Hogefeld, mein Bruder 
und der Freund vieler, auch hier Anwe­
sender.

Diese unnötige Tötung meines Bru­
ders ist zu keinem Zeitpunkt und in kein- 
ster Weise zu rechtfertigen. Wir sind er­
schüttert über die Gleichgültigkeit, die 
uns von Seiten der staatlichen Stellen 
entgegengebracht wurde. Hier ein paar 
Beispiele:

Unsere Familie erfuhr über den tragi­
schen Tod aus den Medien. Keine staat­
liche Stelle sah es für notwendig an, uns 
zu informieren. Keiner wollte uns den 
Tod meines Bruders bestätigen. Selbst 
vom BKA erhielten wir noch nicht ein­
mal Auskunft über den Aufenthaltsort 
des Leichnams meines Bruders. Wir er­
hielten lediglich seitens der Ermittlungs­
richter eine Aufstellung der sicherge­
stellten und beschlagnahmten Gegen­
stände. Inzwischen sind zwei Wochen 
vergangen. Wolfgangs Leiche wurde 
schon zum zweiten Mal beschlagnahmt, 
jedoch der GSG-9-Beamte konnte von 
seiner Familie bereits beerdigt werden. 
Auch wir würden Wolfgang gerne be­
erdigen, aber der Staat macht es uns 
nicht möglich. Der erschossene GSG-9- 
Mann trug beim Einsatz wegen angebli­
cher Tarnung keine Weste. Uns wird bis 
heute der Obkuktionsbefund vorenthal­
ten, der vom GSG-9-Mann. „Der mut­
maßliche Terrorist Wolfgang Grams er­
öffnete das Feuer zuerst und erschoß den 
GSG-9-Mann“. heißt es lapidar. Das ist

Vielen Dank.

entweder tot—oder 
lebendig begraben 
wolfgang grams ist tot,
und dieses mal hat die Wahrheit, wie es 
aussieht, einfach ein bißchen mehr glück 
gehabt.

— im moment gegen ingrid jakobs- 
meier —

nach neun jähren gefangenschaft soll 
es noch ein urteil geben wie gegen Chri­
stian klar zum vierten mal exekutiert 
schon: noch ein lebenslänglich — eben: 
entweder tot oder lebendig begraben.

und weitere sind in arbeit...
wolfgang ist tot
und ist nichts weniger als ein märty- 

rer. keiner und keine ist das von den vie­
len toten und auch niemand von uns in 
den knästen.

entweder tot — oder lebendig begra­
ben.

wolfgang hatte nur entschieden, sich 
sein herz zu nehmen.

— wir gehören dieser weit nur inso­
fern an, als daß wir uns gegen sie aufleh-
nen —
rico prauss, brackwede 4.7.93

Rede der Autonomen 
Antifa (M)
Liebe Freundinnen und Freunde, Ge­
nossinnen und Genossen!
... Die Erschießung von Wolfgang

Demonstration in Wiesbaden, 10. Juli

anders als bei elisabeth van dyck im 
mai 79.

sie starb „aus notwehr“ durch einen 
schuß in den rücken, anders als bei tolf 
heißler nur einen moment später,

er überlebte einen köpfschuß.
beides waren auch „sorgfältig vorher 

geplante festnahmeaktionen“, tage war 
gelauert worden für den „erfolgreichen 
schlag gegen den terrorismus“, wie es 
jetzt auch wieder aus der regierung so­
fort verlautbarte.

der rest ist unklar, diese liste lang.
diesmal gibt es zeugen, die der Staats­

schutz nicht sofort „im vitalen interesse 
der brd“ und „im rahmen des gesamt- 
konzepts der terrorismusbekämpfung“ 
unter kontrolle hat,

und offensichtlich einen staatsschutz- 
' beamten, der nicht schweigt, eine aus- 
nahme-haltung, für die ich großen re- 
spekt habe,

angesichts der persönlichen konse- 
quenzen, die diese — aus staatlicher 
sicht — „falsche Wahrheit“ für ihn ha­
ben wird.

wolfgang ist tot,
weil das noch immer die wirkliche po­

litische und operative linie aller staats­
tragenden parteien ist: entweder tot oder 
lebendig begraben, deshalb weiß ein 
bundesanwalt schon im ersten verhör 
und sagt es auch zu birgit hogefeld: „sie 
werden nie wieder ein leben in freiheit 
führen“ — natürlich nicht, ohne weiter 
zu sagen: „wenn sie nicht mit uns Zu­
sammenarbeiten“.

auch hier gelten marktgesetze, „frei“ 
ist, wer dealt, wer nicht will oder nichts 
hat, ist erledigt.

so drehen sie die weit, der iwf funktio­
niert auch nicht anders.

wolfgang ist tot,
und doch ist noch offen, ob er ein wei­

teres mal sterben wird,
durch eine haltung, die seit zwanzig 

jähren so tut, als habe die raf den hoch- 
sicherheitstrakt und den prozeßbunker 
von stammheim gebaut, als habe sie den 
krieg erfunden von Vietnam bis schul- 
denkrise, vom atomprogramm bis bio­
metrischen kontrollen an weiß-europas 
grenzen und einen „solidarpakt“, der 
sich an den untersten mästet...

und das läuft in stammheim.

Grams durch die Polizei war beileibe 
kein „ungeheuerlicher Einzelfall in der 
Geschichte der BRD“, wie vielerorts zu 
lesen war. Seit Bestehen der BRD sind in 
diesem Land viele Menschen durch den 
Staatsschutz getötet worden. Wir möch­
ten an dieser Stelle an die Genossinnen 
und Genossen erinnern, die einer geziel­
ten Exekution zum Opfer gefallen sind: 
Petra Schelm, Hamburg, 15. Juli 1971; 
Georg von Rauch, Berlin, 4. Dezember 
1971; Thomas Weißbecker, Augsburg, 
2. März 1972; Ulrich Wessel, Stock­
holm, 25. April 1975; Philipp Werner 
Sauber, Köln, 9. Mai 1975; ... Wil­
fried Böse, 30. Juni 1976; ... Willy-Pe­
ter Stoll, Düsseldorf, 6. November 
1976; Michael Knoll, Dortmund, 25. 
November 1978; Elisabeth van Dyck, 
Nürnberg, 4. Mai 1979. (Anm. d. Red.: 
Wir haben Ulrike Meinhof, Gudrun 
Ensslin, Jan Carl Raspe, Andreas Baa­
der und Ingrid Schubert aus der Aufzäh­
lung herausgenommen, weil jede/r, der 
ihren Tod als Mord bezeichnet, vom 
Staat wegen Verunglimpfung der BRD 
nach§ 90a verfolgt wird.)

Von einem Staat, der sich in seiner 
Geschichte des mehr als dreißigfachen 
Mordes an linker Opposition schuldig 
gemacht hat und der selbst den Tod sei­
ner eigenen Büttel in Kauf nimmt, ist 
nichts anderes zu erwarten als die Ge­
schehnisse in Bad Kleinen. Für den Re­
pressionsapparat eines imperialistischen 
Staates wird der Feind immer links ste­
hen. Dieser Apparat ist nicht reformier­
bar.

Daran ändern auch die Rücktritte von 
Seiters und von von Stahl nichts. Ihr ein­
ziger Fehler war, daß sie sich und den 
blutigen Polizeieinsatz lediglich 
schlecht verkaufen konnten. Doch mit 
dem Austausch der Spitze wird der Rest 
des polizeistaatlichen Eisberges nicht 
abtauen. Eine realpolitische Aufgabe 
der gesamten Linken muß es sein, dafür 
zu kämpfen, daß das Projekt gläserner 
Mensch nicht Wirklichkeit wird. Der 
große Lauschangrijf darf nicht legal 
werden, die Sonder- und Spezialeinhei­
ten der Polizei dürfen nicht ausgebaut 
werden, sondern gehören abgeschafft.

Unabhängig vom Einschnitt der RAF 
in ihre Geschichte mit ihrer Erklärung

vom April letzten Jahres, die Eskalation 
im Verhältnis zum Staat zurückzuneh­
men, wurden die vernichtenden Haftbe­
dingungen weiter angewendet, werden 
die Haftstrafen mit immer neuen Prozes­
sen noch weiter hochgetrieben, um die 
Gefangenen im Knast lebendig zu begra­
ben. Die RAF hatte eine Antwort des 
Staates erwartet. Die Hinrichtung von 
Wolfgang Grams gab eine unmißver­
ständliche Antwort.

Für uns, die Autonome Antifa (M), ist 
es eine wichtige Aufgabe, die Freiheit 
der politischen Gefangenen zu erkämp­
fen und weitere Inhaftierungen zu ver­
hindern. Dies kann nur durch eine teil­
bereichsübergreifende, gemeinsame 
Anstrengung aller Linken erreicht wer­
den. Es gilt zu begreifen, daß es keinen 
Sinn macht, wenn sich jeder Teilbereich 
nur um seine eigenen Gefangenen küm­
mert. Wenn wir hier was erreichen wol­
len, muß die Forderung nach Freiheit al­
ler revolutionären Gefangenen mit der 
Politik aller Teilbereiche verbunden 
werden. Denn — die juristischen und po­
lizeilichen Instrumentarien, die sich die 
BRD im Laufe ihrer Geschichte geschaf­
fen hat, können jederzeit zur Bekämp­
fung jeglicher politischer Opposition 
eingesetzt werden.

Auch der autonome Antifaschismus 
ist von Kriminalisierung betroffen. Vom 
6. Januar 1993 bis 28. Mai 1993 war 
Gunther, ein Wiesbadener Antifaschist, 
in Untersuchungshaft. Zur Begründung 
hieß es unter anderem, daß Gunther 
einer „antinationalen und sozialisti­
schen Gruppe“ angehöre. Im Herbst 
diesen Jahres erwartet ihn der Prozeß

Für die Politik der Autonomen Antifa 
(M) war und ist deshalb die Debatte um 
eine bundesweite Organisierung ein we­
sentlicher Punkt. Zusammen mit ande­
ren Gruppen aus der BRD mündete diese 
Diskussion mittlerweile in die Organi­
sation namens „Antifaschistische Ak­
tion/Bundesweite Organisation“. Eine 
Organisation, die nach außen hin wahr­
nehmbar ist, die kontinuierlich und ver- 
bindlich arbeitet, ermöglicht vielen 
Menschen, sich in den politischen 
Kampf wirkungsvoll einzubringen und 
dem Staatsapparat effektiv entgegenzu­
treten.

Was den Organisierungsprozeß anbe­
langt, plädieren wir nicht für die Auflö­
sung der Teilbereiche zugunsten einer 
politischen Praxis, die von allen in Zu­
kunft verfolgt werden soll. Die, die wei­
terhin Widerstand leisten, sind aufgeru­
fen, sich untereinander solidarisch zu 
verhalten, auch wenn unterschiedliche 
Wege beschritten werden. Das schließt 
aber keineswegs eine linke Einheit aus, 
ohne die wir unserem gemeinsamen 
Ziel, das System zu kippen, nicht näher­
kommen werden.

Antifaschismus heißt für uns, sich als 
Teil eines Ganzen zu begreifen und in 
einen Zusammenhang zu stellen,

heißt Kampf dem imperialistischen 
System,

heißt, auf dem Boden einer Organisa­
tion zu kämpfen, die mehrist als nur An­
tifa.
Gemeinsam den Kampf um Befreiung 
organisieren!

Sofortige Auflösung der GSG-9 und 
Abschaffung aller Sondereinheiten der 
Polizei 1

Freiheit für alle Gefangenen aus RAF, 
Widerstand und Antifa1

Wir grüßen die politischen Gefange­
nen.

Termine

28.8. Mitgliederversammlung der AG 
für Antifaschistische Bildungspolitik in 
Hannover. Auf der Tagesordnung steht 
u.a. Beschlußfassung über die künftige 
Arbeit und Publikationen der AG.

25. 9. Bundes-Mitgliederversammlung 
der AG Stahl-, und Metallindustrie. 
Würzburg, Jugendgästehaus.

26.9. Herausgeberkreis des Nachrich­
tenhefts Kritik und Widerstand, a.a.O.

16/17.10. Herbstkonferenz der 13. 
BWK-Bundesdelegiertenkonferenz .

6.11. Herbsttagung der GNN-Verlage 
in Köln.

7.11. Herbsttagung des Arbeitskreises 
Politische Berichte in Köln.

27.728.11. Bundeskongreß der Volks­
front gegen Reaktion, Faschismus und 
Krieg in Köln.
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G. Schröder: Politischer Diskurs 
und Modernisierungpakt
Gerade noch rechtzeitig vor dem 
SPD-Kandidatenkarussell zur 
Kanzler- und Vorsitzendenkür 
hat Gerhard Schröder, nieder­
sächsischer Ministerpräsident 
einer SPD / GRÜNEN-Koal i- 
tion, sein Buch „Reifeprüfung“ 
auf den Markt gebracht. Obwohl 
als Praxisbericht verfaßt, stützt 
sich Schröder unausgesprochen 
auf einen theoretischen Hinter­
grund. Die industriesoziologi­
schen Forschungen der Göttin­
ger Universität („Ende der Ar­
beitsteilung?“) und die Tradi­
tion der „Kritischen Theorie“ 
sind unverkennbar.

Schröder sieht heute demokra­
tische Politik nur möglich als 
„Politik des Diskurses“. Alle 
gesellschaftlichen Gruppen sind 
ebenbürtig in diesen Diskurs ein­
zubeziehen, ein Interessenab­
gleich hat darin stattzufinden. 
Der Politikstil dazu hat kommu­

nikativ zu sein, braucht offene 
Strukturen, muß auf Herr­
schaftswissen, Mauschelei und 
Übervorteilung verzichten. Frei­
lich ersetze Diskurs nicht die so­
ziale Integration. Soziale Unge­
rechtigkeit schließe sogar vom 
Diskurs aus.

Die Koalition mit den GRÜ­
NEN betrachtet Schröder als 
(auch bundespolitisches) strate­
gisches Reformprojekt zur Mo­
dernisierung der Gesellschaft. 
Innerhalb beider Parteien sei 
SPD/Grün allerdings eine Min­
derheitenposition. Die gesell­
schaftlichen Mehrheiten jedoch 
fiir einen sozialen und ökologi­
schen Kurswechsel seien solide: 
„die Arbeiter- und Gewerk­
schaftsbewegung; die ,alten*, im 
traditionellen Politikraster sozia­
lisierten Mittelschichten und die 
,neuen*, stärker kulturell ge­
prägten Schichten“.

Gegen anfängliche Vorurteile 
sei die Bereitschaft der „aufge­
klärten Unternehmer“ zur Zu­
sammenarbeit mit SPD/GRÜN 
gewachsen. Die Unternehmen 
erkennen in ihrem Verhältnis zur 
Umwelt zunehmend die Grenzen 
der Machbarkeit. Teamwork, 
kollegiale Verantwortung,
Nachdenken von Managern über 
industrielle Ethik greife Raum. 
Der Traum aus alten Juso-Tagen 
von einem Reformbündnis zwi­
schen „der Partei der Arbeiter­
schaft und einem aufgeklärten 
Unternehmertum“ scheint ver­
wirklichbar. Klassenkampf, zur 
Abwehr gröbster Ungerechtig­
keiten manchmal nötig, dünkt 
Schröder auf dem Weg zur 
Dienstleistungsgesellschaft eher 
hinderlich, vor allem weil sich 
die Klassen selbst auflösten.

Die demokratischen Parteien 
spiegeln den Wählerwillen nicht 

mehr umfassend, stellt Schröder 
fest. Nicht einzelne Verfehlun­
gen, das System der Parteiende­
mokratie selbst stehe zur Diskus­
sion. Die Parteien müßten einen 
Rückzug aus ihren vorherr­
schenden Positionen antreten 
und anderen Organisationsfor­
men der Bürger gleiche Rechte 
einräumen. Gewerkschaften und 
SPD haben nicht mehr deckungs­
gleiche Interessen. Die SPD als 
Partei gesellschaftlicher Moder­
nisierung bleibe zwar noch dem 
Kampf um soziale Gerechtigkeit 
verpflichtet, aber insbesondere 
auch der ökologischen und 
rechtsstaatlichen Zukunftsge­
staltung. SPD und Gewerkschaf­
ten entfremden sich nicht not­
wendig einander, müssen jedoch 
beide für sich selbst um neue ge­
sellschaftliche Mehrheiten rin­
gen.

Schröder spricht sich gegen 
eine „Amerikanisierung“ der 
Politik aus. Die SPD solle sich 
nicht, wie von Lafontaine anvi­
siert, an den US-Demokraten 
orientieren: Gestützt auf die Ent­
wicklung der Mediengesell­
schaft, programmatisch locker, 

ohne die Strukuren einer Mit- 
gliederpartci und mit straffen Po­
lit-Management mit der anderen 
großen Partei den nationalen 
Konsens suchen. Den innovati­
ven gesellschaftlichen Kräften, 
ohne die politischer Fortschritt 
nicht machbar sei, blieben einer 
derartigen Medienpartei fern, 
weil sie darin bloß dem Manage­
ment von Politik und Karriere 
unterworfen seien. Für diese kri­
tischen Schichten müßte die SPD 
Prinzipien wahren, so z.B. das 
Bekenntnis zur Aufklärung als 
Richtschnur für eine Ethik des 
gesellschaftlichen Diskurses, 
das Festhalten der Solidarität als 
Leitmotiv, die Verteidigung des 
Verfassungsstaates, die Beto­
nung einer ökologischen Ent­
wicklung und das Prinzip inter­
nationaler Gerechtigkeit und 
friedlicher Konfliktlösung. In ih­
rer Heterogenität, Fragmentie­
rung und ihrem dezentralen Zu­
schnitt sieht Schröder die SPD 
als von allen bereits modernste, 
auf die Dienstleistungsgesell­
schaft mit ihrer hohen Ausdiffe­
renzierung angemessene Partei.

Richtig unangenehm wird

Schröder, wenn er seinen Willen 
zur „Macht“ zelebriert. Nicra 
als Tyrann, sondern, erleichten 
von ihm registriert, demokra­
tisch begrenzt: „Ich wollte nach 
oben“, nicht mehr hinter dem 
Ladentisch stehen, lenken, nicht 
gelenkt werden. Welch Pech für 
die Verkäuferin, die in der Hie­
rarchie der Berufswelt dann der 
Entfremdung nie entkommen 
wird. In seiner Diskursvorsiel- 
lung, quasi in der Sphäre des po­
litischen Tausches, stehen glei­
che Partner gegenüber. In Kern­
aggregaten der Gesellschaft, Ar­
beitswelt, Familie, Bundeswehr, 
verschwindet diese Gleichheit 
zugunsten von Herrschaft. Wie 
dies auflösen, wenn nicht z.B. 
das Direktionsverhältnis im Be­
trieb antasten? Für Schröder ist 
aber „die eigentliche Untemeh- 
mensfiihrung klassische Aufga­
be des Kapitals“. Die aufgewor­
fenen Fragen jedenfalls bilden 
reichlich Stoff auch für die sozia­
listische Programmdebatte.

Gerhard Schröder. REIFEPRÜFUNG. 
Reformpolitik am Ende des Jahrhun­
derts, Köln 1993 — (gka)

Fortschritt 
durch Renate?
Ein Buch wirkt in vielerlei Hin­
sicht, zumindest der Möglichkeit 
nach. Es hebt den Autorennamen 
aus der Vergänglichkeit des Ta­
ges in die Vorhölle der Dauer­
haftigkeit. Es beinhaltet etwas 
Spekulatives, sowohl wirtschaft­
lich (Honorar, Druckkosten, 
Buchhandel) wie auch in Hin­
sicht auf die zu erzielende ge­
danklich-emotionale Wirkung.

In der politischen Landschaft 
der BRD gehört es sich für eine 
Figur der gehobenen Führungs­
ebene, daß unter eigenem Na­
men ein Buch vorgelegt wird: 
Gedanken zur politischen Situa­
tion über den Tag hinaus. Das 
verschafft, zumal wenn der Ver­
lag angesehen ist, eine gewisse 
Seriosität; man geht allerdings 
das Risiko ein, daß ein politi­
scher Gegner heute oder gar in 
fünf Jahren nachliest.

Mit präzisem Zeitgefühl hat 
Renate Schmidt, Landesvorsit­
zende der SPD in Bayern, im 
Mai dieses Jahres ihr entspre­
chendes Debüt vorgelegt; näch­
stes Jahr sind Wahlen. Ihr Titel: 
„Mut zur Menschlichkeit“, 252 
Seiten, 34 DM, edition ferenczy 
bei Bruckmann, in einem bun­
ten, halb-feuilletonistischen Pro­
gramm.

„Mut zur Menschlichkeit“ ist 
ein Slogan, der in zwei Richtun­
gen deutet. Einmal „Mut“, eine 
moralische Kategorie, die auf 
Bereinigungen im angespannten 
Verhältnis zwischen dem Indivi­
duum und seiner Umgebung 
zielt. Und erforderlich ist 
„Mut“ dann, wenn eine Ausein­
andersetzung ansteht: der Kampf 
mit dem Gegner, Streit mit Part­
ner oder Vorgesetztem, Über­
zeugung einer kämpferischen 
Bürgerinitiative. Das Gegen­
über, das einem den „Mut“ ab­
verlangt, ist zumindest nicht 
schwächer als man selbst.

Die zweite Zielrichtung wird 
durch „Menschlichkeit“ ange­
geben. Das ist ein ethischer Be­
griff, er beschreibt die Haltung 
anderen Menschen gegenüber. 
Der Begriff ist teilweise als deut­
sche Entsprechung für „Huma­
nität“ zu verstehen, aber ohne 
deren philosophische Dimen­
sion.

Die Verbindung „Mut zur 
Menschlichkeit** unterstellt also, 
daß es einen Konflikt mit sich 
bringt, will man der Würde des 
Menschen entsprechend denken 
und handeln. Dieser Konflikt 
wird einem offenbar durch ande­
re aufgezwungen, die nicht von 
Menschlichkeit geleitet werden. 
Wer sind diese anderen, ist es die 
Regierung, sind es Mängel im 
staatlichen System auf Bundes- 
und/oder Landesebene, oder 
sind es ethische Mängel be­
stimmter Personen oder größerer 
Personengruppen?

Die Erwartung des Lesers im 
Sommer ’93 in der BRD richtet 
sich vor allem auf Ausländer und 
Asylbewerber. Hier wäre in der 
Tat ein gewisser Mut gefordert, 
Zivilcourage, entgegen den Plä­
nen der Bundesregierung und der 
sie tragenden Parteien Menschen 
ohne deutschen Paß zu ermögli­
chen, sich in Deutschland wohl­
zufühlen.

Jedoch Renate Schmidt nutzt 
die Gelegenheit, ihre Abkehr 
vom Grundrecht auf Asyl darzu­
legen. Es sei nötig, das allgemei­
ne Grundrecht abzuschaffen, 
damit denen, die wirklich Asyl 
nötig hätten, noch überhaupt ge­
holfen werden könne, so ihre 
Argumentation. Wie diese an­
geblich wenigen wirklich Be­
dürftigen dann in den Genuß des 
Asyls kommen sollen, darauf 
bleibt sie die Antwort schuldig. 
Ihre Hauptbegründung für die 
Aufkündigung des Asylrechts 

ist: Es sei der Bevölkerung nicht 
zu vermitteln. In diesem Fall 
steht also „Bürgernähe“ im Ge­
gensatz zu Menschlichkeit.

Das muß durchaus als ernst­
haftes Argument gelten. Jede po­
litische Organisation überprüft 
ihre Programmatik daraufhin, ob 
sie der Situation noch angemes­
sen ist und ob sie in passender 
Beziehung zu den Interessen ih­
rer Mitgliedschaft und Wähler 
steht. Nur folgt eben daraus, daß 
Renate Schmidt und die von ihr 
repräsentierte Mehrheits-SPD 
keine Aussicht sehen, mit Asyl­
recht die nächste Wahl zu gewin­
nen. Die SPD geht damit den fa­
talen Weg ein weiteres Mal, ihre 
Politik der Regierungspolitik an­
zupassen, weil sie dort den Wäh­
lerwillen wähnt. Sie wird dann 
wiederum bei der nächsten Wahl 
überrascht und enttäuscht sein, 
daß die Wähler wenig Reiz darin 
sehen, Opposition zu wählen, 
wenn diese die Kontinuität der 
Regierungspolitik verspricht.

Auch sonst erfahrt man nicht 
genauer, wer oder was den „Mut 
zur Menschlichkeit“ erfordert. 
Mit Menschlichkeit geht einfach 
alles besser. Der wichtigste Ein­
druck nach der Lektüre (der au­
tobiographische Anfang des Bu­
ches ist eindrucksvoll, danach 
folgen die Politikfelder) ist der: 
Es gibt für die Bundestagsvize­
präsidentin Renate Schmidt kei­
ne widerstreitenden Kollektivin­
teressen. Was sie vorzeichnet, ist 
ein freundlicher Pragmatismus, 
nicht sehr weit entfernt von 
„Seid nett zueinander“.

Es gibt hier keinen benennba­
ren politischen oder personellen 
Gegner (auch nicht auf der baye­
rischen Ebene, zu der sie sich 
fast nicht äußert), es gibt vor al­
lem ein unscharfes „Wir“. Text­
probe: „Seit Jahrzehnten schon 
schieben wir die Aufgabe einer 
gerechteren Weltwirtschaftsord­
nung vor uns her, ohne bei der • 
Lösung entscheidend voranzu­
kommen“ (S. 98). Anknüp­
fungspunkte für Oppositionspo­
litik sind auf diese Weise kaum 
erkennbar. — (mif)

Schmidt: Anstiftung 
zur Identität
Im April des Jahres veröffent­
lichte Helmut Schmidt bei Roh- 
wolt, Berlin, das Buch „Handeln 
für Deutschland“, 226 Seiten, 
32 DM. Durch eine starke Glie­
derung nach sieben Kapiteln und 
insgesamt dreißig Unterteilun­
gen ist es gut zugänglich. Flüssig 
geschrieben ist es auch.

Bei der Suche nach Anhängern 
für seine Verschlüge geht der 
frühere Kanzler wie schon im­
mer nicht zimperlich vor. Wüste 
Vorurteile, kluge Einsichten, 
schlau ausgedachte Pläne, unbe­
weisbare Behauptungen — wer 
für seine Vorurteile eine Autori­
tät aufbieten will, wird fündig 
werden. Die auf diesem demago­
gischen Weg hergestellte Ver­
trauensbasis nutzt Schmidt, um 
seine Hauptsachen an den Mann 
zu bringen. Eine davon:

„Wir müssen bis tief ins 
nächste Jahrhundert warten, ehe 
in Rostock die gleiche Produkti­
vität erreicht ist wie in Suttgart 
oder in Hannover. Ebensolange 
wird es dauern, bis die Ostdeut­
schen im Durchschnitt das glei­
che reale Nettoeinkommen er­
warten können. Noch viel länger 
wird es dauern, bis in Halle der 
gleiche Wohnungsstandard er­
reicht sein wird wie in Dort­
mund. Damit dies aber erreicht 
werden kann, muß jeder im We­
sten wissen: Auf lange Jahre sind 
keine realen Steigerungen des 
Einkommens zu erwarten, selbst 
dann nicht, wenn die Regieren­
den keine zusätzlichen Fehler 
mehr machen sollten. Die West­
deutschen müssen sich darauf 
einstellen, auf den realen Ein­
kommensstand von 1990 zurück­
zufallen und dort für längere Zeit 
zu verharren — aber der Lebens­
standard des Jahres 1990 war ja 
doch wohl nicht schlecht!“

Schmidt kann das Einfrieren 
eines Lebensstandards in einer

Marktwirtschaft nicht für denk­
bar halten. Der Lebensstandard 
der lohnabhängigen Bevölke­
rung ergibt sich aus einer ganzen 
Reihe von Größen, die nicht still­
halten. Eine solche Größe ist der 
Aufwand, der durch extreme 
Arbeitsbelastung für die Ge­
sundheit entsteht, eine andere 
der Aufwand, der für die Mobili­
tät entstehen, eine weitere der 
Aufwand, der für Kinder und 
Heranwachsende zu treiben ist, 
noch ein anderer Fall sind die 
Mietkosten und der Fall auf die 
Straße, der für Niedrigverdiener 
mit dem Verlust der Mietwoh­
nung verbunden sein kann. Prak­
tisch alle Faktoren, die letztlich 
den Lebensstandard ausmachen, 
sind gegenwärtig in Bewegung. 
Ein Wertverfall der Ware Ar­
beitskraft hat eingesetzt. Die 
Staatspolitik vollzieht diesen 
Wertverfall, wo es durch Ände­
rung von Gesetzen möglich ist. 
Da sich die Politik im parlamen­
tarischen System am finanziellen 
Gängelband des Kapital befin­
det, und da in der BRD der Streik 
aus politischen Gründen verbo­
ten ist, kann ein Wertverfall der 
Arbeitskraft auf dem gesetzli­
chen und Verordnungswege weit 
vorangetrieben werden. Übrig 
bleibt der Lohnkampf als wirksa­
me und zulässige Aktion. Der ta­
rifliche Arbeitslohn ist eine Re­
chengröße, die für den ersten 
Anschein mit einiger Glaubwür­
digkeit mit dem Lebensstandard 
gleichgesetzt werden kann. 
Schmidt meint auch die Lohn- 
und Gehaltstarife, wenn er vom 
Lebensstandard des Jahres 1990 
spricht. Was würde geschehen, 
wenn die Lohn- und Gehaltsab­
kommen „auf lange Jahre** oder 
gar „bis tief ins nächste Jahrhun­
dert“ bestenfalls auf einen Infla­
tionsausgleich hinausliefen?

Der Lebensstandard würde 

sinken. Erstens schon wegen der 
Minderung der verschiedenen 
Sozialleistungen, zweitens weil 
die Preise für unabweisbar not­
wendige Mittel zum Leben, v.a. 
für die Wohnung, überpropor­
tional steigen würden. Alles in 
allem entstünde in den Haushal­
ten ein Geldbedarf, der nur 
durch irgendeine Art von Auf­
stieg im Tarifgefüge gedeckt 
werden könnte. Der Konkur­
renzdruck unter den Lohnabhän­
gigen würde zunehmen. Auch 
bei den sog. „Besserverdienen­
den“ würde sich dieser Druck 
von unten her spürbar machen. 
Die gewaltigen Kräfte, die der 
Kampf um ein wirtschaftlich aus­
kömmliches Leben freisetzt, 
kämen in einer scharfen Konkur­
renz um Posten und um Aufstieg 
zum Vorschein. Da über die Be- 
förderungschancen letztendlich 
der Arbeitgeber entscheidet, 
müßten die Lohnabhängigen aus 
wirtschaftlichen Gründen nach 
Identität mit den Zielvorstellun­
gen der Arbeitgeber streben. 
Wer hochkommt weiß, wem er 
zu danken hat. und fühlt staats­
tragend. In einem Sumpf von 
Unzufriedenheit und Renitenz 
wüchsen Inseln sozialer Stabili­
tät ... eine Strategie auch fiir die 
neuen Länder.

Es käme zur weiteren morali­
schen und dann auch tatsächli­
chen Abwertung der bereits 
schlechtbezahlten Arbeiten. Der 
gegenwärtige Zustand, in dem 
man entweder arm ist oder feste 
Arbeit hat, würde einem neuen 
Zustand weichen, in dem bittere 
Armut und schwere Arbeit 
gleichzeitig werden. Dem Pro­
blem der Annut widmet sich 
Schmidt vielleicht deswegen 
konsequent nicht. In der Traditi­
on sozialdemokratischer Politik 
kommt es zu einer Werteverbin­
dung von Sozialpolitik und Hu­
manismus, weil und solange sie 
darauf besteht, daß jeder Mensch 
ein Recht auf ein Leben frei von 
materieller Not hat. An dieser 
traditionell festen Verbindung 
macht sich Schmidt zu schaffen. 
Für Deutschland. — (maf)




